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Gesetz vom …….........……, mit dem das Tiroler Elektrizitätsgesetz 
2012, das Tiroler Naturschutzgesetz 2005, die Tiroler Bauordnung 
2022, das Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 und das Tiroler 
Grundverkehrsgesetz 1996 geändert werden (Zweites Tiroler 
Erneuerbaren Ausbaugesetz) 

 

Textgegenüberstellung/Begutachtung 

 

Artikel I 

Änderung des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 

 

1. Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich, Ziele 

(1) Dieses Gesetz gilt für 
 a) die Erzeugung, die Umwandlung, die Speicherung, die Übertragung 

und die Verteilung von Elektrizität und die Versorgung mit Elektrizität 
und 

 b) die Organisation der Elektrizitätswirtschaft, soweit in den Abs. 2 bis 4 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit für die Erzeugung, die Umwandlung, 
die Speicherung, die Übertragung und die Verteilung von Elektrizität und die 
Versorgung mit Elektrizität Anlagen verwendet werden, die 

 a) in untrennbarem Zusammenhang mit Anlagen stehen, die einer 
Bewilligung oder Genehmigung nach den eisenbahn-, luftfahrts-, 
schifffahrts- oder fernmelderechtlichen Vorschriften bedürfen, 

 b) Bestandteile militärischer Anlagen, wie Befestigungs- und 
Sperranlagen, Munitionslager, Meldeanlagen, Übungsstätten und 
dergleichen, sind oder 

 c) mobiler Art sind und nur kurzfristig den Elektrizitätsbedarf decken 
sollen, wie bei der Abwehr oder Bekämpfung von Katastrophen und 
bei Aufräumungsarbeiten nach Katastrophen, im Rahmen der land- 
und forstwirtschaftlichen Nutzung sowie bei Versammlungen, 
Wahlkundgebungen, Veranstaltungen und dergleichen. 

(3) Der 2. Teil dieses Gesetzes gilt nicht, soweit für die Erzeugung, die 
Umwandlung, die Speicherung, die Übertragung und die Verteilung von 
Elektrizität und die Versorgung mit Elektrizität Anlagen verwendet werden, 
die in untrennbarem Zusammenhang mit Anlagen stehen, die einer 
Bewilligung oder Genehmigung nach den abfallwirtschafts-, gewerbe-, 
luftreinhalte-, mineralrohstoff- oder wasserrechtlichen Vorschriften bedürfen. 
Die §§ 5 und 15 bis 20 gelten jedoch sinngemäß. 

(4) Der 2. Teil dieses Gesetzes gilt weiters nicht, soweit für die 
Erzeugung, die Übertragung und die Verteilung von Elektrizität und die 
Versorgung mit Elektrizität Anlagen verwendet werden, die 
 a) eine Engpassleistung von höchstens 50 100 kW erzeugen oder 
 b) dem Tiroler Starkstromwegegesetz 1969, LGBl. Nr. 11/1970, oder 

dem Starkstromwegegesetz 1968 unterliegen. 

(5) Ziel dieses Gesetzes ist es, 
 a) eine effiziente Energiegewinnung nach dem jeweiligen Stand der 

Technik zu gewährleisten, 
 b) der Tiroler Bevölkerung und Wirtschaft kostengünstige Elektrizität in 

hoher Qualität zur Verfügung zu stellen, 
 c) eine Marktorganisation für die Elektrizitätswirtschaft nach dem EU-

Primärrecht und den Grundsätzen des Elektrizitätsbinnenmarktes nach 
der Richtlinie 2019/944/EU zu schaffen, 

 d) durch die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen die Netz- und 
Versorgungssicherheit zu erhöhen und nachhaltig zu gewährleisten, 
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 e) die Weiterentwicklung der Erzeugung von elektrischer Energie aus 
erneuerbaren Energiequellen samt den zugehörigen 
Speichertechnologien zu unterstützen und den Zugang zum 
Elektrizitätsnetz aus erneuerbaren Energiequellen zu gewährleisten, 

 f) das öffentliche Interesse an der Versorgung mit elektrischer Energie, 
insbesondere aus heimischen, erneuerbaren Ressourcen, bei der 
Bewertung von Infrastrukturprojekten zu berücksichtigen, 

 g) einen Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im 
Allgemeininteresse zu schaffen, die den Elektrizitätsunternehmen 
auferlegt sind und die sich auf die Sicherheit, einschließlich der 
Versorgungssicherheit, die Regelmäßigkeit, die Qualität und den Preis 
der Lieferungen sowie auf den Umweltschutz beziehen, 

 h) die Bevölkerung und die Umwelt vor Gefährdungen und 
unzumutbaren Belästigungen durch Stromerzeugungsanlagen zu 
schützen, 

 i) die bei der Erzeugung zum Einsatz gelangende Energie effizient 
einzusetzen und 

 j) das Potential der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und KWK-
Technologien nach der Anlage II zum ElWOG 2010 als Mittel zur 
Energieeinsparung und Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
nachhaltig zu nutzen, 

 k) das überragende öffentliche Interesse an der Erzeugung von 
Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen umzusetzen. 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(1) Agentur ist die Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden nach der Verordnung (EU) 2019/942. 

(1a) Aggregierung ist eine von einer natürlichen oder juristischen Person 
ausgeübte Tätigkeit, bei der mehrere Kundenlasten oder erzeugte Elektrizität 
zum Kauf, Verkauf oder zur Versteigerung auf einem Elektrizitätsmarkt 
gebündelt werden bzw. wird. 

(2) Anschlussleistung ist die für die Netznutzung an der Übergabestelle 
vertraglich vereinbarte Leistung. 

(2a) Ausfallsreserve ist jener Anteil der Sekundärregelung, der 
automatisch oder manuell angesteuert werden kann und vorrangig der 
Abdeckung des Ausfalls des größten Kraftwerkblocks in der Regelzone dient. 

(3) Ausgleichsenergie ist die Differenz zwischen dem vereinbarten 
Fahrplanwert und dem tatsächlichen Bezug oder der tatsächlichen Lieferung 
der Bilanzgruppe je definierter Messperiode, wobei die elektrische Energie je 
Messperiode tatsächlich erfasst oder rechnerisch ermittelt werden kann. 

(3a) Beschleunigungsgebiet für erneuerbare Energie bezeichnet einen 
bestimmten Standort oder ein bestimmtes Gebiet, der bzw. das nach den 
energieraumplanungsrechtlichen oder nach bundesrechtlichen Vorschriften als 
für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen besonders geeignet ausgewiesen wurde. 

(4) Betriebsstätte ist ein räumlich zusammenhängendes Gebiet, auf dem 
regelmäßig eine auf Gewinn oder einen sonstigen wirtschaftlichen Vorteil 
gerichtete Tätigkeit selbstständig ausgeübt wird. 

(5) Bilanzgruppe ist die Zusammenfassung von Lieferanten und Kunden 
zu einer virtuellen Gruppe, innerhalb der ein Ausgleich zwischen Aufbringung 
(Bezugsfahrpläne, Einspeisungen) und Abgabe (Lieferfahrpläne, 
Ausspeisungen) erfolgt. 

(6) Bilanzgruppenkoordinator ist eine natürliche oder juristische Person 
oder eingetragene Personengesellschaft, die eine Verrechnungsstelle betreibt. 

(7) Bilanzgruppenverantwortlicher ist eine gegenüber anderen 
Marktteilnehmern und dem Bilanzgruppenkoordinator zuständige Stelle einer 
Bilanzgruppe, welche die Bilanzgruppe vertritt. 

(7a) Bruttoendenergieverbrauch von Energieprodukten, die der Industrie, 
dem Verkehr, Haushalten, dem Dienstleistungssektor einschließlich dem 
Bereich öffentliche Dienstleistungen sowie der Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft zu energetischen Zwecken geliefert wird, ist der durch die 
Energiewirtschaft für die Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung entstehenden 
Elektrizitäts- und Wärmeverbrauch und die bei der Verteilung und 
Übertragung auftretenden Elektrizitäts- und Wärmeverluste. 

(7b) Bürgerenergiegemeinschaft ist eine Rechtsperson, die elektrische 
Energie erzeugt, verbraucht, speichert oder verkauft, im Bereich der 
Aggregierung tätig ist oder Energiedienstleistungen für ihre Mitglieder erbringt 
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und von Mitgliedern bzw. Gesellschaftern nach § 16b Abs. 3 ElWOG 2010 
kontrolliert wird. 

(7c) Demonstrationsprojekt ist ein Vorhaben, das eine in der Union völlig 
neue Technologie beinhaltet, die eine wesentliche, weit über den Stand der 
Technik hinausgehende Innovation darstellt. 

(8) Direktleitung ist entweder eine Leitung, die einen einzelnen 
Produktionsstandort mit einem einzelnen Kunden verbindet, oder eine Leitung, 
die einen Elektrizitätserzeuger und ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
zum Zweck der direkten Versorgung mit ihrer eigenen Betriebsstätte, ihrem 
Tochterunternehmen und zugelassenen Kunden verbindet; Leitungen innerhalb 
von Wohnhausanlagen gelten nicht als Direktleitungen. 

(8a) Hauptleitung ist die Verbindungsleitung zwischen 
Hausanschlusskasten und den Zugangsklemmen der Vorzählersicherungen. 

(9) Einspeiser ist ein Erzeuger oder ein Elektrizitätsunternehmen, der 
(das) elektrische Energie in ein Netz abgibt. 

(10) Elektrische Leitungsanlagen sind jene elektrischen Anlagen, die der 
Fortleitung von Elektrizität dienen; hierzu zählen auch Umspann-, Umform- 
und Schaltanlagen. 

(11) Elektrizitätsunternehmen ist eine natürliche oder juristische Person 
oder eine eingetragene Personengesellschaft, die in Gewinnabsicht von den 
Funktionen der Erzeugung, der Übertragung, der Verteilung, der Lieferung 
oder des Kaufs von elektrischer Energie mindestens eine wahrnimmt und die 
kommerzielle, technische oder wartungsbezogene Aufgaben im 
Zusammenhang mit diesen Funktionen wahrnimmt, mit Ausnahme der 
Endverbraucher. 

(11a) Energiespeicherung im Elektrizitätsnetz ist die Verschiebung der 
endgültigen Nutzung elektrischer Energie auf einen späteren Zeitpunkt als den 
ihrer Erzeugung oder die Umwandlung elektrischer Energie in eine 
speicherbare Energieform, die Speicherung solcher Energie und ihre 
anschließende Rückumwandlung in elektrische Energie oder Nutzung als ein 
anderer Energieträger. 

(11b) Energiespeicheranlage im Elektrizitätsnetz ist eine Anlage, in der 
Energiespeicherung erfolgt. 

(11c) Energiespeicheranlage Energiespeicher am selben Standort ist eine 
Kombination aus einer Energiespeicheranlage und einer Anlage zur Erzeugung 

von erneuerbarer Energie, die an denselben Netzanschlusspunkt angeschlossen 
sind. 

(12) Horizontal integriertes Elektrizitätsunternehmen ist ein 
Unternehmen, das mindestens eine der Funktionen kommerzielle Erzeugung, 
Übertragung, Verteilung von Elektrizität oder Versorgung mit Elektrizität 
wahrnimmt und das außerdem eine weitere Tätigkeit außerhalb des 
Elektrizitätsbereichs ausübt. 

(13) Vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen ist ein Unternehmen 
oder eine Gruppe von Unternehmen, in der dieselbe Person berechtigt ist, 
direkt oder indirekt Kontrolle auszuüben, wobei das betreffende Unternehmen 
bzw. die betreffende Gruppe mindestens eine der Funktionen Übertragung oder 
Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von Elektrizität 
oder Versorgung mit Elektrizität wahrnimmt. 

(14) Verbundenes Elektrizitätsunternehmen ist (sind) 
 a) ein verbundenes Unternehmen im Sinn des § 189a Ziffer 8 UGB, 
 b) ein assoziiertes Unternehmen im Sinn des § 189a Ziffer 9 UGB oder 

 c) zwei oder mehrere Unternehmen, deren Aktionäre ident sind. 

(14a) Endgültige Stilllegungen sind Maßnahmen, die den Betrieb der 
Erzeugungsanlage endgültig ausschließen oder bewirken, dass eine Anpassung 
der Einspeisung nicht mehr angefordert werden kann. 

(14b) Temporäre Stilllegungen sind vorläufige Maßnahmen mit 
Ausnahme von Revisionen und technisch bedingten Störungen, die bewirken, 
dass die Erzeugungsanlage innerhalb von 72 Stunden nicht mehr anfahrbereit 
gehalten wird, aber wieder betriebsbereit gemacht werden kann. Hiermit wird 
keine Betriebseinstellung der Anlage bewirkt. 

(14c) Temporäre saisonale Stilllegungen sind temporäre Stilllegungen 
nach Abs. 14b, die von einem Betreiber einer Erzeugungsanlage für den 
Zeitraum von jeweils 1. Mai bis jeweils 30. September eines Kalenderjahres 
nach § 23a ElWOG 2010 verbindlich angezeigt werden. Für die Festlegung 
von Beginn und Ende des Stilllegungszeitraumes steht dem Betreiber der 
Erzeugungsanlage eine Toleranzbreite von jeweils einem Monat nach oben 
sowie nach unten zu.“ 

(14d) Engpassmanagement bezeichnet die Gesamtheit von kurz-, mittel- 
oder langfristigen Maßnahmen, welche nach Maßgabe der systemtechnischen 
Anforderungen ergriffen werden können, um unter Berücksichtigung der Netz- 
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und Versorgungssicherheit Engpässe im Übertragungsnetz zu vermeiden oder 
zu beseitigen. 

(15) Endverbraucher ist eine natürliche oder juristische Person oder 
eingetragene Personengesellschaft, die Elektrizität für den Eigenverbrauch 
kauft. 

(15a) Energieeffizienz an erster Stelle ist die größtmögliche 
Berücksichtigung alternativer kosteneffizienter Energieeffizienzmaßnahmen 
für eine effizientere Energienachfrage und Energieversorgung, insbesondere 
durch kosteneffiziente Einsparungen beim Energieendverbrauch, Initiativen für 
eine Laststeuerung und eine effizientere Umwandlung, Übertragung und 
Verteilung von Energie bei allen Entscheidungen über Planung sowie Politiken 
und Investitionen im Energiebereich, und gleichzeitig die Ziele dieser 
Entscheidungen zu erreichen. 

(16) Energieeffizienz-/Nachfragesteuerung ist ein globales oder 
integriertes Konzept zur Steuerung der Höhe und des Zeitpunkts des 
Elektrizitätsverbrauchs, das den Primärenergieverbrauch senken und 
Spitzenlasten verringern soll, indem Investitionen zur Steigerung der 
Energieeffizienz oder anderen Maßnahmen, wie unterbrechbaren 
Lieferverträgen, Vorrang vor Investitionen zur Steigerung der 
Erzeugungskapazität eingeräumt wird, wenn sie unter Berücksichtigung der 
positiven Auswirkungen eines geringeren Energieverbrauchs auf die Umwelt 
und der damit verbundenen Aspekte einer größeren Versorgungssicherheit und 
geringerer Verteilungskosten die wirksamste und wirtschaftlichste Option 
darstellen. 

(16a) Energieeffizienz ist das Verhältnis zwischen dem Ertrag an 
Leistung, Dienstleistungen, Waren oder Energie und dem Energieeinsatz. 

(17) Engpassleistung ist die durch den leistungsschwächsten Teil 
begrenzte höchstmögliche Dauerleistung der gesamten Stromerzeugungsanlage 
mit allen Maschinensätzen, beurteilt als funktionale, bauliche und technische 
Einheit. 

(18) Entnehmer ist ein Endverbraucher oder ein Netzbetreiber, der 
elektrische Energie aus einem Übertragungs- oder Verteilernetz entnimmt. 

(19) ENTSO (Strom) ist der Europäische Verbund der 
Übertragungsnetzbetreiber für Strom nach Art. 29 der Verordnung (EU) 
943/2019. 

(20) Energie aus erneuerbaren Quellen oder erneuerbare Energie ist eine 
Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, Sonne 
(Solarthermie und Photovoltaik) und geothermische Energie, Salzgradient-
Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, 
Wasserkraft, Energie aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas. 

(20a) Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft ist eine Rechtsperson, die es 
ermöglicht, die innerhalb der Gemeinschaft erzeugte Energie gemeinsam zu 
nutzen; deren Mitglieder oder Gesellschafter müssen im Nahbereich nach 
§ 16c Abs. 2 ElWOG 2010 angesiedelt sein. 

(21) Erzeuger ist eine natürliche oder juristische Person oder eine 
eingetragene Personengesellschaft, die Elektrizität erzeugt. 

(22) Erzeugung ist die Produktion von Elektrizität. 

(23) Erzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-Erzeugung) ist die 
Summe von Strom, mechanischer Energie und Nutzwärme aus KWK. 

(24) Erzeugungsanlage ist ein Kraftwerk oder Kraftwerkspark. 

(24a) Gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen sind Erzeugungsanlagen, die 
elektrische Energie zur Deckung des Verbrauchs der teilnehmenden 
Berechtigten erzeugen. 

(24b) Teilnehmender Berechtigter ist eine juristische oder natürliche 
Person oder eingetragene Personengesellschaft, die mit ihrer Verbrauchsanlage 
einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage zugeordnet ist. 

(24c) Kleinsterzeugungsanlagen sind eine oder mehrere 
Erzeugungsanlagen, deren Engpassleistung in Summe weniger als 0,8 kW pro 
Anlage eines Netzbenutzers beträgt. 

(25) Dezentrale Erzeugungsanlage ist eine Erzeugungsanlage, die an ein 
öffentliches Mittel- oder Niederspannungsverteilernetz (Bezugspunkt 
Übergabestelle) angeschlossen ist und somit Verbrauchernähe aufweist, oder 
eine Erzeugungsanlage, die der Eigenversorgung dient. 

(25a) Erhebliche Modernisierung ist eine Modernisierung, deren Kosten 
mehr als 50 v.H. der Investitionskosten für eine neue vergleichbare Anlage 
betragen. 

(26) Fahrplan ist jene Unterlage, die angibt, in welchem Umfang 
elektrische Leistung als prognostizierter Leistungsmittelwert in einem 
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konstanten Zeitraster (Messperioden) an bestimmten Netzpunkten eingespeist 
und entnommen oder zwischen Bilanzgruppen ausgetauscht wird. 

(27) Gesamtwirkungsgrad ist die Summe der jährlichen Erzeugung von 
Strom, mechanischer Energie und Nutzwärme im Verhältnis zum Brennstoff, 
der für die in KWK erzeugte Wärme und die Bruttoerzeugung von Strom und 
mechanischer Energie eingesetzt wurde. 

(28) Haushaltskunden sind Kunden, die Elektrizität für den 
Eigenverbrauch im Haushalt kaufen; dies schließt gewerbliche und berufliche 
Tätigkeiten nicht mit ein. 

(29) Hilfsdienste sind alle Dienstleistungen, die zum Betrieb eines 
Übertragungs- oder Verteilernetzes erforderlich sind. 

(29a) Innovative Technologie im Bereich erneuerbare Energie ist eine 
Technologie zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, durch die 
auf mindestens eine Weise eine vergleichbare, auf dem neuesten Stand der 
Technik befindliche Technologie im Bereich erneuerbare Energie verbessert 
wird, oder die eine nicht vollständige kommerzialisierte und eindeutig mit 
einem Risiko verbundene Technologie im Bereich erneuerbare Energie nutzbar 
macht. 

(30) Kennzeichnungspflichtiges Werbematerial ist jedes an 
Endverbraucher gerichtete Werbematerial, das auf den Verkauf von 
elektrischer Energie ausgerichtet ist; hierunter fallen: 
 a) Werbemittel für den Produktenverkauf für Einzelkunden, wie etwa 

Produktenbroschüren, 
 b) sonstige standardisierte Produkt-Printmedien, die für den Verkauf 

ausgerichtet sind, 
 c) online bezogene Produktwerbung. 

(31) Kleinunternehmen sind Unternehmen im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 
KSchG, die weniger als 50 Personen beschäftigen, weniger als 100.000 
kWh/Jahr an Elektrizität verbrauchen und einen Jahresumsatz oder eine 
Jahresbilanzsumme von höchstens 10 Millionen Euro haben. 

(32) Kontrolle sind Rechte, Verträge oder andere Mittel, die einzeln oder 
zusammen unter Berücksichtigung aller tatsächlichen oder rechtlichen 
Umstände die Möglichkeit gewähren, einen bestimmenden Einfluss auf die 
Tätigkeit eines Unternehmens auszuüben, insbesondere durch 

 a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des 
Vermögens des Unternehmens oder 

 b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden Einfluss auf die 
Zusammensetzung, die Beratungen oder Beschlüsse der Organe des 
Unternehmens gewähren. 

(33) Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist die gleichzeitige Erzeugung 
thermischer Energie und elektrischer und/oder mechanischer Energie in einem 
Prozess. 

(34) Hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung ist die KWK, die den in der 
Anlage IV zum ElWOG 2010 festgelegten Kriterien entspricht. 

(35) In KWK erzeugter Strom ist Strom, der in einem Prozess erzeugt 
wurde, der an die Erzeugung von Nutzwärme gekoppelt ist und der nach der in 
der Anlage III zum ElWOG 2010 festgelegten Methode berechnet wird. 

(36) Kraft-Wärme-Verhältnis (Stromkennzahl) ist das anhand der 
Betriebsdaten des spezifischen Blocks berechnete Verhältnis von KWK-Strom 
zu Nutzwärme im vollständigen KWK-Betrieb. 

(37) KWK-Block ist ein Block, der im KWK-Betrieb betrieben werden 
kann. 

(38) KWK-Kleinanlage ist ein KWK-Block mit einer installierten 
Kapazität von unter 1 MW. 

(39) KWK-Kleinstanlage ist eine KWK-Anlage mit einer Kapazität von 
höchstens 50 kW. 

(40) Kraftwerk ist eine Anlage, die dazu bestimmt ist, durch 
Energieumwandlung elektrische Energie zu erzeugen; ein Kraftwerk kann aus 
mehreren Erzeugungseinheiten bestehen und es umfasst auch alle zugehörigen 
Hilfsbetriebe und Nebeneinrichtungen. 

(41) Kraftwerkspark ist eine Gruppe von Kraftwerken, die über einen 
gemeinsamen Netzanschluss verfügt. 

(42) Kunden sind Endverbraucher, Stromhändler und 
Elektrizitätsunternehmen, die elektrische Energie kaufen. 

(43) Lastprofil ist eine in Zeitintervallen dargestellte Bezugsmenge oder 
Liefermenge eines Einspeisers oder Entnehmers. 

(44) Lieferant ist eine natürliche oder juristische Person oder eine 
eingetragene Personengesellschaft, die Elektrizität anderen natürlichen oder 
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juristischen Personen zur Verfügung stellt. Soweit Energie von einer 
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage und innerhalb einer 
Bürgerenergiegemeinschaft sowie einer Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaft 
den Mitgliedern bzw. den teilnehmenden Berechtigten zur Verfügung gestellt 
wird, begründet dieser Vorgang keine Lieferanteneigenschaft. 

(45) Marktregeln sind die Summe aller Vorschriften, Regelungen und 
Bestimmungen auf gesetzlicher oder vertraglicher Basis, die Marktteilnehmer 
im Elektrizitätsmarkt einzuhalten haben, um ein geordnetes Funktionieren 
dieses Marktes zu ermöglichen und zu gewährleisten. 

(46) Marktteilnehmer sind Bilanzgruppenverantwortliche, Versorger, 
Stromhändler, Erzeuger, Lieferanten, Netzbenutzer, Kunden, Endverbraucher, 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, Bürgerenergiegemeinschaften, 
Bilanzgruppenkoordinatoren, Strombörsen, Übertragungsnetzbetreiber, 
Verteilernetzbetreiber und Regelzonenführer. 

(46a) Nachweis ist eine Bestätigung, die den Primärenergieträger, aus 
dem eine bestimmte Einheit elektrischer Energie erzeugt wurde, belegt. 
Hierunter fallen insbesondere Nachweise für Strom aus fossilen 
Energiequellen, Herkunftsnachweise für Strom aus hocheffizienter KWK 
sowie Herkunftsnachweise gemäß § 10 ÖSG 2012. 

(46b) Herkunftsnachweis ist eine Bestätigung, die den 
Primärenergieträger, aus dem eine bestimmte Einheit elektrischer Energie 
erzeugt wurde, belegt. Hierunter fallen insbesondere Herkunftsnachweise für 
Strom aus fossilen Energiequellen, Herkunftsnachweise für Strom aus 
hocheffizienter KWK sowie Herkunftsnachweise nach § 10 ÖSG 2012 und 
§ 83 EAG. 

(47) Netzanschluss ist die physische Verbindung der Anlage eines 
Kunden oder Erzeugers von elektrischer Energie mit dem Netzsystem. 

(48) Netzbenutzer ist jede natürliche oder juristische Person oder 
eingetragene Personengesellschaft, die Elektrizität in ein Netz einspeist oder 
daraus entnimmt. 

(49) Netzbereich ist jener Teil eines Netzes, für dessen Benutzung 
dieselben Preisansätze gelten. 

(50) Netzbetreiber ist ein Betreiber von Übertragungs- oder 
Verteilernetzen mit einer Nennfrequenz von 50 Hz. 

(51) Netzebene ist ein im Wesentlichen durch das Spannungsniveau 
bestimmter Teilbereich des Netzes. 

(51a) Netzreserve ist die Vorhaltung von zusätzlicher Erzeugungsleistung 
oder reduzierter Verbrauchsleistung zur Beseitigung von Engpässen im 
Übertragungsnetz im Rahmen des Engpassmanagements, welche gesichert 
innerhalb von zehn Stunden Vorlaufzeit aktivierbar ist. 

(51b) Netzreservevertrag ist ein Vertrag, der zwischen dem 
Regelzonenführer und einem Anbieter abgeschlossen wird und die Erbringung 
von Netzreserve nach Abs. 51a zum Inhalt hat. 

(51c) Saisonaler Netzreservevertrag ist ein Netzreservevertrag nach 
Abs. 51b, der für den Zeitraum einer Winter- oder Sommersaison 
abgeschlossen wird. Als Sommersaison gilt dabei der Zeitraum nach Abs. 14c, 
die Wintersaison hingegen umfasst den Zeitraum von jeweils 1. Oktober eines 
Kalenderjahres bis jeweils 30. April des darauffolgenden Kalenderjahres. In 
beiden Fällen besteht für Beginn und Ende des Vertrags eine 
Toleranzbandbreite von jeweils einem Kalendermonat nach oben sowie nach 
unten. 

(52) Netzzugang ist die Nutzung eines Netzsystems. 

(53) Netzzugangsberechtigter ist eine natürliche oder juristische Person 
oder eingetragene Personengesellschaft, die Netzzugang begehrt; dazu zählen 
insbesondere auch Elektrizitätsunternehmen, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 

(54) Netzzugangsvertrag ist die individuelle Vereinbarung zwischen dem 
Netzzugangsberechtigten und einem Netzbetreiber, die den Netzanschluss und 
die Inanspruchnahme des Netzes regelt. 

(55) Netzzutritt ist die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder 
die Erhöhung der Anschlussleistung eines bestehenden Netzanschlusses. 

(56) Notstromaggregate sind Stromerzeugungsanlagen, die ausschließlich 
der Deckung des Elektrizitätsbedarfs bei Störung der öffentlichen 
Elektrizitätsversorgung dienen. 

(57) Nutzwärme ist die in einem KWK-Prozess zur Befriedigung eines 
wirtschaftlich vertretbaren Wärme- oder Kühlbedarfs erzeugte Wärme. 

(58) Primärregelung ist eine automatisch wirksam werdende 
Wiederherstellung des Gleichgewichtes zwischen Erzeugung und Verbrauch 
mit Hilfe eines definierten frequenzabhängigen Verhaltens von Erzeugungs- 
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und/oder Verbrauchseinheiten, welche im Zeitbereich bis höchstens 
30 Sekunden nach Störungseintritt vollständig aktivierbar sein muss. 

(59) Regelzone ist die kleinste Einheit des Verbundsystems, die mit einer 
Leistungs-Frequenz-Regelung ausgerüstet und betrieben wird. 

(60) Regelzonenführer ist derjenige, der für die Leistungs-Frequenz-
Regelung in einer Regelzone verantwortlich ist, wobei diese Funktion auch 
seitens eines dritten Unternehmens, das seinen Sitz in einem anderen EU-
Mitgliedstaat hat, erfüllt werden kann. 

(60a) Repowering ist die Modernisierung von Kraftwerken, die 
erneuerbare Energie produzieren, einschließlich des vollständigen oder 
teilweisen Austauschs von Anlagen oder Betriebssystemen und -geräten zum 
Austausch von Kapazität oder zur Steigerung von Effizienz oder Kapazität der 
Anlage. 

(61) Reservestrom ist der Strom, der über das Elektrizitätsnetz in den 
Fällen geliefert wird, in denen der KWK-Prozess unter anderem durch 
Wartungsarbeiten unterbrochen oder abgebrochen ist. 

(61a) Salzgradient-Energie ist Energie, die durch den Unterschied im 
Salzgehalt zwischen zwei Flüssigkeiten, beispielsweise Süßwasser und 
Salzwasser, erzeugt wird. 

(62) Sekundärregelung ist die automatisch wirksam werdende und 
erforderlichenfalls ergänzend manuell angesteuerte Rückführung der Frequenz 
und der Austauschleistung mit anderen Regelzonen auf die Sollwerte nach 
einer Störung des Gleichgewichts zwischen der erzeugten und der 
verbrauchten Wirkleistung mit Hilfe von zentralen oder dezentralen 
Regeleinrichtungen. Die Sekundärregelung umfasst auch die Ausfallsreserve. 
Die Wiederherstellung der Sollfrequenz kann im Bereich von mehreren 
Minuten liegen. 

(63) Sicherheit ist sowohl die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung und -
bereitstellung als auch die Betriebssicherheit. 

(63a) Solarenergieanlagen sind Anlagen zur Umwandlung von 
Sonnenenergie in thermische oder elektrische Energie, insbesondere 
Solarthermie- und Photovoltaikanlagen. 

(64) Stand der Technik ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer 
Verfahren, Einrichtungen oder Bau- und Betriebsweisen, deren 

Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist; bei der Bestimmung des Standes 
der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder 
Bau- und Betriebsweisen heranzuziehen; bei Stromerzeugungsanlagen im Sinn 
des Kapitels II der Richtlinie 2010/75/EU (Abs. 67) sind im Einzelfall die 
Kriterien des Anhangs III dieser Richtlinie besonders zu berücksichtigen. 

(65) Standardisiertes Lastprofil ist ein durch ein geeignetes Verfahren für 
eine bestimmte Einspeiser- oder Entnehmergruppe charakteristisches 
Lastprofil. 

(66) Stromerzeugungsanlage ist eine Anlage zur Erzeugung von 
elektrischer Energie mit allen der Erzeugung, Übertragung und Verteilung 
dienenden Nebenanlagen, wie Anlagen zur Umformung von elektrischer 
Energie, Schaltanlagen und dergleichen, soweit sie nicht unter das Tiroler 
Starkstromwegegesetz 1969 fallen. 

(67) Stromerzeugungsanlage im Sinn des Kapitels II der Richtlinie 
2010/75/EU ist eine Stromerzeugungsanlage mit einer 
Brennstoffwärmeleistung von mehr als 50 MW. 

(68) Stromhändler ist ein Lieferant, der Elektrizität in Gewinnabsicht 
verkauft. 

(69) Systembetreiber ist ein Netzbetreiber, der über die technisch-
organisatorischen Einrichtungen verfügt, um alle zur Aufrechterhaltung des 
Netzbetriebes notwendigen Maßnahmen setzen zu können. 

(70) Übertragung ist der Transport von Elektrizität über ein 
Höchstspannungs- und Hochspannungsverbundnetz zum Zweck der 
Belieferung von Endkunden oder Verteilern, jedoch mit Ausnahme der 
Versorgung. 

(71) Übertragungsnetz ist ein Hochspannungsverbundnetz mit einer 
Spannungshöhe von 110 kV und darüber, das dem überregionalen Transport 
von elektrischer Energie dient. 

(72) Übertragungsnetzbetreiber ist eine natürliche oder juristische Person 
oder eingetragene Personengesellschaft, die verantwortlich ist für den Betrieb, 
die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Übertragungsnetzes und 
gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie für die 
Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des Netzes, eine angemessene 
Nachfrage nach Übertragung von Elektrizität zu befriedigen; 
Übertragungsnetzbetreiber sind die Austrian Power Grid AG, die TINETZ-
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Tiroler Netze GmbH und die Vorarlberger Übertragungsnetz GmbH bzw. 
deren Rechtsnachfolger. 

(73) Umweltverschmutzung im Sinn des Kapitels II der Richtlinie 
2010/75/EU ist die durch menschliche Tätigkeiten direkt oder indirekt 
bewirkte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder Lärm in Luft, 
Wasser oder Boden, die der menschlichen Gesundheit oder der Umweltqualität 
schaden oder zu einer Schädigung von Sachwerten oder zu einer unzumutbaren 
Beeinträchtigung oder Störung des durch die Umwelt bedingten 
Wohlbefindens eines gesunden, normal empfindenden Menschen oder von 
anderen zulässigen Nutzungen der Umwelt führen kann. 

(74) Verbindungsleitungen sind Anlagen, die zur Verbundschaltung von 
Elektrizitätsnetzen dienen. 

(75) Verbundnetz ist eine Anzahl von Übertragungs- und Verteilernetzen, 
die durch eine oder mehrere Verbindungsleitungen miteinander verbunden 
sind. 

(76) Versorger ist eine natürliche oder juristische Person oder eine 
eingetragene Personengesellschaft, die die Versorgung wahrnimmt. 

(77) Versorgung ist der Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs von 
Elektrizität an Kunden. 

(78) Verteilernetzbetreiber ist eine natürliche oder juristische Person oder 
eine eingetragene Personengesellschaft, die verantwortlich ist für den Betrieb, 
die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem 
bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen 
Netzen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des Netzes, 
eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektrizität zu befriedigen. 

(79) Verteilung ist der Transport von Elektrizität über Hoch-, Mittel- oder 
Niederspannungsverteilernetze zum Zweck der Belieferung von Kunden, 
jedoch mit Ausnahme der Versorgung. 

(80) Wesentliche Änderung einer Anlage ist eine Änderung der Lage, der 
Beschaffenheit, des Zwecks oder des Betriebes einer Anlage zur Erzeugung, 
Übertragung oder Verteilung von Elektrizität, die geeignet ist, die 
Erfordernisse nach § 5 zu berühren; der Austausch von gleichartigen 
Maschinen und Geräten sowie Maßnahmen zur Instandhaltung oder 
Instandsetzung von Anlagen gelten nicht als wesentliche Änderungen; als 
wesentliche Änderung gilt jedenfalls die Erhöhung der 

Brennstoffwärmeleistung einer Stromerzeugungsanlage im Sinn des Kapitels II 
der Richtlinie 2010/75/EU um 50 MW. 

(81) Wirkungsgrad ist der auf der Grundlage des unteren Heizwerts der 
Brennstoffe berechnete Wirkungsgrad. 

(82) Wirkungsgrad-Referenzwerte für die getrennte Erzeugung sind die 
Wirkungsgrade einer alternativen getrennten Erzeugung von Wärme und 
Strom, die durch KWK ersetzt werden soll. 

(83) Wirtschaftlich vertretbarer Bedarf ist der Bedarf, der die benötigte 
Wärme- oder Kühlungsleistung nicht überschreitet und der sonst durch andere 
Energieproduktionsprozesse als KWK zu Marktbedingungen gedeckt würde. 

(84) Zählpunkt ist die Einspeise- bzw. die Entnahmestelle, an der eine 
Strommenge messtechnisch erfasst und registriert wird. Dabei sind in einem 
Netzbereich liegende Zählpunkte eines Netzbenutzers zusammenzufassen, 
wenn sie der Anspeisung von kundenseitig galvanisch oder transformatorisch 
verbundenen Anlagen, die der Straßenbahnverordnung 1999, BGBl. II 
Nr. 76/2000, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 127/2018, 
unterliegen, dienen; im Übrigen ist eine Zusammenfassung mehrerer 
Zählpunkte nicht zulässig. 

(84a) Zeitreihe bezeichnet den zeitlichen Verlauf der entnommenen oder 
eingespeisten Energie in Viertelstundenwerten über eine zeitliche Periode. 

(85) Zusatzstrom ist der Strom, der über das Elektrizitätsnetz in den 
Fällen geliefert wird, in denen die Stromnachfrage die elektrische Erzeugung 
des KWK-Prozesses übersteigt. 
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2. Teil 

Stromerzeugungsanlagen, elektrische Leitungsanlagen, 
Umwandlungs- und Energiespeicheranlagen 

1. Abschnitt 

Bewilligungspflichtige und anzeigepflichtige 
AnlagenBewilligungspflichtige und anzeigepflichtige Anlagen, 

Energieraumplanung zum beschleunigten Ausbau erneuerbarer 
Energie 

§ 5 

Allgemeine Erfordernisse, Energieeffizienz an erster Stelle, überragendes 
öffentliches Interesse, Kosten-Nutzen-Analyse 

(1) Stromerzeugungsanlagen, elektrische Leitungsanlagen, 
Umwandlungs- und Energiespeicheranlagen sind unbeschadet sonstiger 
bundes- und landesrechtlicher Vorschriften in allen ihren Teilen so zu 
errichten, zu ändern, zu betreiben, instand zu halten und instand zu setzen, dass 
sie 
 a) dem Stand der Technik, insbesondere den bau-, sicherheits- und 

brandschutztechnischen Erfordernissen sowie den Erfordernissen einer 
effizienten Energiegewinnung entsprechen, 

 b) durch ihren Bestand und Betrieb 
 1. weder das Leben oder die Gesundheit von Menschen noch die 

Sicherheit von Sachen, sonstigen dinglichen Rechten oder 
öffentlich-rechtlichen Nutzungsrechten in Form von Wald- und 
Weidenutzungsrechten, besonderen Felddienstbarkeiten oder 
Teilwaldrechten gefährden, wobei die Möglichkeit einer bloßen 
Verminderung des Verkehrswertes nicht als Gefährdung gilt, und 

 2. Menschen weder durch Lärm, Geruch, Rauch, Erschütterung, 
Wärme, Licht- und Schatteneinwirkung oder mechanische 
Schwingungen noch auf andere Weise unzumutbar belästigen; ob 
Belästigungen zumutbar sind, ist danach zu beurteilen, wie sich die 
durch die Anlage verursachten Änderungen der tatsächlichen 
örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind 
und auf einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen 
auswirken, 

 c) die Natur, das Landschaftsbild und das Ortsbild nicht wesentlich 
beeinträchtigen, 

 d) das Ergebnis der Kosten-Nutzen-Analyse berücksichtigt wird, 
 e) keine nachteiligen Auswirkungen auf den Betrieb des Verteilernetzes 

haben (bestmögliche Verbundwirtschaft), 
 f) zur Verminderung von Emissionen sowie zum Erreichen des in Art. 3 

Abs. 1 der Richtlinie 2018/2001/EU genannten Unionsziels, bis 2030 
mindestens 42,5 v.H. des Bruttoendenergieverbrauchs der Union 
durch Energie aus erneuerbaren Quellen zu decken, beitragen, 

 g) Laststeuerung, Energiespeicherung, Optimierung des Betriebes oder 
Repowering bestehender Anlagen als Alternative zu neuen 
Stromerzeugungsanlagen nach technischer und wirtschaftlicher 
Möglichkeit ausschöpfen, 

 h) die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht gefährden und 
 i) keinem Raumordnungsprogramm widersprechen bzw. mit den Zielen 

und Grundsätzen der überörtlichen Raumordnung im Sinn der §§ 1 
und 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, LGBl. Nr. 62/2022, in 
der jeweils geltenden Fassung vereinbar sind. 

(2) Vom Erfordernis der Berücksichtigung der Ergebnisse der Kosten-
Nutzen-Analyse kann abgesehen werden, wenn zwingende Gründe vorliegen, 
dass auf Grund von Rechtsvorschriften, von Eigentumsverhältnissen oder der 
Finanzlage des Betreibers die Errichtung und der Betrieb einer hocheffizienten 
KWK-Anlage nicht möglich ist. 

(3) Bis zum Erreichen der Klimaneutralität ist im Bewilligungsverfahren, 
bei der Planung, dem Bau und dem Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie, dem Anschluss dieser Anlagen an das Netz selbst sowie 
bei Speicheranlagen davon auszugehen, dass sie im überragenden öffentlichen 
Interesse liegen und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen. Ist im 
Einzelfall eine Interessenabwägung vorzunehmen, so ist das überragende 
öffentliche Interesse entsprechend zu berücksichtigen. 

§ 5a 

Energieraumplanung zum beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energie, 
Erhebung der Potenziale und geeigneter Grundflächen 

(1) Die Landesregierung hat eine Energieraumplanung mit dem Ziel eines 
beschleunigten Ausbaus erneuerbarer Energie durchzuführen. Zu diesem 
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Zweck hat die Landesregierung die Potenziale und verfügbaren Grundflächen, 
die für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen und die damit zusammenhängende Infrastruktur wie 
Netz- und Speicheranlagen einschließlich Wärmespeicher erforderlich sind, zu 
erheben. Bei dieser Erhebung ist insbesondere auf folgende Punkte Bedacht zu 
nehmen: 
 a) die Sicherstellung des nationalen Beitrags zum Gesamtziel der 

Europäischen Union für erneuerbare Energie nach § 5 Abs. 1 lit. f, 
 b) die Berücksichtigung des bereits realisierten Ausbaupotenzials von in 

Betrieb befindlichen Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, 
 c) die Verfügbarkeit von Energie aus erneuerbaren Quellen und das 

Potenzial der verschiedenen Technologien für die Erzeugung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen auf den Grundflächen, 

 d) die prognostizierte Energienachfrage unter Berücksichtigung der 
potenziellen Flexibilität der aktiven Laststeuerung, der erwarteten 
Effizienzgewinne und der Energiesystemintegration, 

 e) die Verfügbarkeit der Energieinfrastruktur, einschließlich der Netze, 
der Speicheranlagen und anderer Flexibilitätsinstrumente oder das 
Potenzial zur Schaffung oder zum weiteren Ausbau einer solchen 
Netz- und Speicherinfrastruktur, 

 f) die Möglichkeit der Mehrfachnutzung der Gebiete für Projekte zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie und sonstige Zwecke und 

 g) die Sicherstellung der Vereinbarkeit der Landflächen mit bereits 
rechtmäßig bestehenden Nutzungen dieser Gebiete. 

(2) Die Landesregierung überprüft regelmäßig, längstens jedoch im 
Rahmen der Aktualisierung des integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplans für Österreich nach der Verordnung (EU) 2018/1999, die nach 
Abs. 1 erhobenen Grundflächen und aktualisiert diese erforderlichenfalls, 
insbesondere, wenn dies zur Sicherstellung einer angemessenen Mitwirkung 
des Landes Tirol an der Erreichung des nationalen Beitrags zum Gesamtziel 
der Europäischen Union für erneuerbare Energie nach § 5 Abs. 1 lit. f 
erforderlich ist. 

§ 5b 

Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie 

(1) Die Landesregierung hat auf Grundlage der Ergebnisse der 
Erhebungen nach § 5a mit Verordnung ausreichend homogene Grundflächen 
auszuweisen, die sich jeweils unter Berücksichtigung der Besonderheiten und 
Anforderungen der Art oder Arten der Technologie in besonderem Maße für 
die Erzeugung erneuerbarer Energie eignen und für diesen Zweck vorgehalten 
werden (Beschleunigungsgebiete). Die vorgesehenen Nutzungen erneuerbarer 
Energie dürfen in Anbetracht der Besonderheiten der Gebiete keine 
erheblichen Umweltauswirkungen erwarten lassen. 

(2) Bei der Bewertung der Umweltauswirkungen nach Abs. 1 sind 
 a) alle geeigneten und verhältnismäßigen Instrumente und Datensätze, 

wie z. B. die vom Land Tirol nach § 1 Abs. 4 lit. a des Tiroler 
Naturschutzgesetzes 2005 durchgeführten naturkundefachlichen 
Erhebungen, zu nutzen, um jene Gebiete zu ermitteln, in denen keine 
erheblichen Umweltauswirkungen durch Anlagen zur Erzeugung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen zu erwarten sind, und 

 b) die im Zusammenhang mit der Entwicklung eines kohärenten Natura-
2000-Netzes verfügbaren Daten sowohl in Bezug auf 
Lebensraumtypen und Arten nach der Richtlinie 92/43/EWG als auch 
in Bezug auf nach der Richtlinie 2009/147/EG geschützte Vögel und 
Gebiete und die vorgesehenen Regeln für Minderungsmaßnahmen 
nach Abs. 5 entsprechend zu berücksichtigen. 

(3) Bei der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten sind vorrangig 
künstliche und versiegelte Flächen wie Dächer und Fassaden von Gebäuden, 
Verkehrsinfrastrukturflächen und ihre unmittelbare Umgebung, Parkplätze, 
landwirtschaftliche Betriebe, Abfalldeponien, Industriestandorte, künstliche 
Binnengewässer, Seen oder Reservoirs, Abwasserreinigungsanlagen sowie 
vorbelastete Flächen, die nicht für die Landwirtschaft genutzt werden können, 
auszuwählen. 

(4) Von der Ausweisung als Beschleunigungsgebiet ausgeschlossen sind 
Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die zum Schutz der Natur und der 
biologischen Vielfalt ausgewiesen sind, wie insbesondere Schutzgebiete nach 
dem Tiroler Naturschutzgesetz 2005, Hauptvogelzugrouten und andere 
Gebiete, die auf der Grundlage von Sensibilitätskarten ermittelt wurden, mit 
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Ausnahme künstlicher und bebauter Flächen wie Dächer, Parkplätze oder 
Verkehrsinfrastruktur, die sich in diesen Gebieten befinden. 

(5) Verordnungen nach Abs. 1 haben geeignete Regeln für wirksame 
Minderungsmaßnahmen zu enthalten, die bei der Errichtung und dem Betrieb 
von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und von Energiespeichern 
am selben Standort sowie der für den Anschluss solcher Anlagen und Speicher 
an das Netz erforderlichen Anlagen zu ergreifen sind, um negative 
Auswirkungen 
 a) im Sinn des Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 92/43/EWG auf Natura 2000-

Gebiete, 
 b) im Sinn des Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG auf Tierarten 

nach Anhang IV lit. a der Richtlinie 92/43/EWG und im Sinn des § 24 
Abs. 3 TNSchG 2005 auf die durch Verordnung nach dieser 
Bestimmung geschützten weiteren Tierarten, 

 c) im Sinn des Art. 5 der Richtlinie 2009/147/EWG auf die im Gebiet der 
Europäischen Union natürlich vorkommenden Vogelarten und 

 d) im Sinn des Art. 4 Abs. 1 lit. a Z. i und ii der Richtlinie 2000/60/EG 
auf Umweltziele für Oberflächenwasserkörper 

zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, erheblich zu verringern. Die 
Minderungsmaßnahmen müssen verhältnismäßig sowie geeignet sein und 
zeitnah umgesetzt werden, um die Verpflichtungen nach den in lit. a bis d 
angeführten Bestimmungen einzuhalten. Die Minderungsmaßnahmen sind auf 
die besonderen Anforderungen der jeweiligen Technologie für erneuerbare 
Energie, die örtlichen Gegebenheiten und die ermittelten Umweltauswirkungen 
auszurichten. Bei der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten können auch 
neuartige, hinsichtlich ihrer Wirksamkeit noch nicht umfassend geprüfte 
Minderungsmaßnahmen festgelegt werden, wobei in diesem Fall in der 
Verordnung zusätzlich auch Regelungen für die Überwachung der 
Wirksamkeit der Maßnahmen und die bei festgestellter Unwirksamkeit der 
Minderungsmaßnahmen zur Vermeidung erheblicher Umweltauswirkungen zu 
setzenden Schritte zu treffen sind. 

(6) Verordnungen nach Abs. 1 umfassen die Darlegung der 
Beschleunigungsgebiete und Regeln für Minderungsmaßnahmen nach Abs. 5. 
Den Verordnungen sind Erläuterungen anzuschließen, die eine 
zusammenfassende Darstellung der wesentlichen Entscheidungsgrundlagen 
und eine Begründung der Ausweisung im Hinblick auf die Vorgaben nach 
Abs. 2 und 3 zu enthalten haben. In der Begründung ist insbesondere 

darzulegen, welche vorgesehenen Minderungsmaßnahmen welche 
Umweltauswirkungen vermeiden oder vermindern sollen und welche 
Maßnahmenwirkung erwartet wird. Zudem ist darzulegen, welche Bewertung 
bei ihrer Ermittlung nach den in Abs. 2 und 3 angeführten Kriterien sowie der 
Festlegung von Minderungsmaßnahmen nach Abs. 5 vorgenommen wurde. 

(7) Die Landesregierung hat Entwürfe für Verordnungen nach Abs. 1 
einer Umweltprüfung nach dem Tiroler Umweltprüfungsgesetz, LGBl. 
Nr. 34/2005, zu unterziehen; dies hat in einem mit dem Verfahren zur 
Erlassung der Verordnung zu erfolgen. Dazu sind der Entwurf einer solchen 
Verordnung und der zugehörige Umweltbericht in jeder Gemeinde, auf deren 
Gebiet sich die darin vorgesehenen Beschleunigungsgebiete erstrecken, und im 
Amt der Tiroler Landesregierung während einer Frist von mindestens sechs 
Wochen zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die Auflegung ist während der 
gesamten Auflegungsfrist auf den Internetseiten der betroffenen Gemeinden 
und auf der Internetseite des Landes Tirol bekanntzumachen. In der 
Kundmachung und der Bekanntmachung ist die Auflegungsfrist anzugeben 
und darauf hinzuweisen, dass jedermann befugt ist, innerhalb der 
Auflegungsfrist zum Entwurf und zum Umweltbericht schriftlich Stellung zu 
nehmen. Die Gemeinden haben die für die Auflegung des Entwurfes und des 
Umweltberichtes erforderlichen Amtsräume zur Verfügung zu stellen, die 
Bekanntmachung im Internet und an der Amtstafel der Gemeinde 
durchzuführen, die schriftlichen Stellungnahmen entgegenzunehmen und diese 
nach dem Ablauf der Frist für die Abgabe der Stellungnahme unverzüglich an 
die Landesregierung zu übermitteln. Der für die Angelegenheiten des 
Elektrizitätswesens zuständige Bundesminister, der Raumordnungsbeirat nach 
§ 18 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, die Planungsverbände nach § 23 
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, die Gemeinden, auf deren Gebiet 
sich die Beschleunigungsgebiete erstrecken sollen, der Tiroler 
Gemeindeverband, die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, die 
Wirtschaftskammer für Tirol, die Landwirtschaftskammer für Tirol, der 
Naturschutzbeirat nach § 35 des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005, die 
Landesumweltanwältin bzw. der Landesumweltanwalt nach § 36 des Tiroler 
Naturschutzgesetzes 2005, das Militärkommando Tirol, anerkannte 
Umweltorganisationen im Sinn des § 3 Abs. 11 des Tiroler 
Naturschutzgesetzes 2005 und die jeweils betroffenen Verteilernetzbetreiber 
sind über die Auflage des Entwurfs und des Umweltberichtes schriftlich in 
Kenntnis zu setzen. Spätestens zeitgleich mit der Verständigung dieser Stellen 
sind der Entwurf und der Umweltbericht den öffentlichen Umstellstellen zu 
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übermitteln. Im Fall erheblicher Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete ist 
von der Landesregierung vor Erlassung der Verordnung außerdem eine 
Verträglichkeitsprüfung nach § 14 Abs. 13 des Tiroler 
Naturschutzgesetzes 2005 vorzunehmen. 

(8) Ab dem Zeitpunkt der Auflegung des Entwurfes einer Verordnung 
nach § 5b Abs. 1 darf für Vorhaben, die dem Zweck der Verordnung, die 
betreffenden Gebiete für die Nutzung durch eine oder mehrerer Arten 
erneuerbarer Energie heranzuziehen, widersprechen, eine Bewilligung nach 
landesrechtlichen Vorschriften nicht mehr erteilt werden. Das 
Landesverwaltungsgericht hat den angefochtenen Bescheid auch auf die 
Übereinstimmung mit dieser Bestimmung zu prüfen. Bescheide, mit denen 
entgegen dieser Bestimmung eine Bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit 
Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

(9) Verordnungen nach Abs. 1 sind in regelmäßigen Abständen, längstens 
jedoch im Rahmen der Aktualisierung des integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplans für Österreich nach der Verordnung (EU) 2018/1999 auf ihre 
Zielerreichung zu überprüfen. Wenn binnen fünf Jahren nach Erlassung der 
Verordnung in einem darin ausgewiesenen Beschleunigungsgebiet kein 
Vorhaben, für das das Gebiet ausgewiesen wurde, beantragt oder für ein 
beantragtes Vorhaben eine dafür nach bundes- oder landesrechtlichen 
Vorschriften erforderliche Bewilligung rechtskräftig versagt wurde, ist die 
Verordnung in diesem Umfang aufzuheben. 

§ 7 

Anzeigepflichtige Anlagen 

(1) Die beabsichtigte Errichtung und jede beabsichtigte wesentliche 
Änderung von 
 a) Stromerzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 

50 100 kW bis höchstens 250 kW, 
 b) Anlagen, die aufgrund einer Verordnung nach § 6 Abs. 2 von der 

Bewilligungspflicht ausgenommen sind, 
 c) mobilen Anlagen, sofern sie nicht nach § 1 Abs. 2 lit. c vom 

Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind, und 
 d) Notstromaggregaten 
ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

(2) Der Bezirksverwaltungsbehörde ist auch der Weiterbetrieb und jede 
wesentliche Änderung von Anlagen anzuzeigen, bei denen die 
Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 lit. a oder b, 3 oder 4 lit. a nicht mehr 
vorliegen. 

§ 7a 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

(1) Das Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie erstreckt sich auf alle behördlichen Stufen von der Bestätigung der 
Vollständigkeit nach Abs. 2 bis zur Mitteilung der endgültigen Entscheidung 
über das Ergebnis des Genehmigungsverfahrens durch die Behörde und 
umfasst: 
 a) die Vollständigkeitsbestätigung nach Abs. 2 

 b) das Vorprüfungsverfahren nach § 9 
 c) die Errichtungsbewilligung nach § 12 
 d) die Anzeige nach § 24 und 

 e) die Betriebsbewilligung nach § 13 Abs. 3. 

(2) Die Behörde hat innerhalb von 45 Tagen nach Einlangen eines 
Ansuchens oder einer Anzeige nach Abs. 1 lit. c, d und e dem Antragsteller 
entweder mitzuteilen, dass das Ansuchen im Hinblick auf § 8 oder die Anzeige 
im Hinblick auf § 24 vollständig ist, oder ihm nach § 13 Abs. 3 AVG den 
Auftrag zu erteilen, das Ansuchen oder die Anzeige zu verbessern. Im Fall 
eines Auftrages nach § 13 Abs. 3 AVG hat die Behörde dem Antragsteller 
längstens innerhalb von vier Wochen nach Erfüllung dieses 
Verbesserungsauftrages mitzuteilen, dass das Ansuchen im Hinblick auf § 8 
oder die Anzeige im Hinblick auf § 24 vollständig ist. Mit Zustellung der 
Mitteilung über die Vollständigkeit des Ansuchens beginnen die in den Abs. 3, 
4 und 7 genannten Entscheidungsfristen zu laufen. Lässt die Behörde die im 
ersten bzw. im zweiten Satz genannte Frist ohne entsprechende Mitteilung oder 
Aufforderung verstreichen, so beginnen die Entscheidungsfristen in den 
Abs. 3, 4 und 7 mit Ablauf dieser Frist zu laufen. Ergibt sich im Zug des 
Genehmigungsverfahrens, dass bestimmte Angaben oder Projektunterlagen 
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fehlen, so hat die Behörde dem Antragsteller unverzüglich die Verbesserung 
der Projektunterlagen aufzutragen. 

(3) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Anschlussleitung von einer bestehenden Anlage zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie, die einem Repowering unterzogen werden 
soll und bei der die Kapazität um nicht mehr als 15 v.H. erhöht werden soll, an 
das Netz innerhalb von drei Monaten ab dem nach Abs. 2 festgestellten 
Zeitpunkt zu entscheiden, sofern keine begründeten Sicherheitsbedenken 
bestehen und keine technische Inkompatibilität mit Netzkomponenten vorliegt. 

(4) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Photovoltaikanlage oder einen Energiespeicher am selben 
Standort, einschließlich gebäudeintegrierter Photovoltaikanlagen, auf 
bestehenden oder künftigen künstlichen Strukturen, mit Ausnahme künstlicher 
Wasserflächen, sofern das Hauptziel dieser künstlichen Strukturen nicht in der 
Erzeugung von elektrischer Energie oder der Energiespeicherung besteht, 
innerhalb von drei Monaten ab dem nach Abs. 2 festgestellten Zeitpunkt zu 
entscheiden. 

(5) Die Behörde hat unbeschadet der Abs. 3 und 4 über das Ansuchen um 
die Erteilung einer Bewilligung für den Bau und den Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung von erneuerbarer Energie, Energiespeichern am selben Standort, 
einschließlich Anlagen zur Speicherung von Strom sowie Anlagen, die für den 
Anschluss solcher Anlagen an das Netz erforderlich sind, innerhalb von sechs 
Monaten ab Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden.  

(6) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für das Repowering von bestehenden Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie und für Energiespeicher am selben Ort sowie um die 
Erteilung einer Bewilligung für eine Anschlussleitung von solchen Anlagen an 
das Netz innerhalb von sechs Monaten ab Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 
1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden. 

(7) Hat die Anzeige eine Photovoltaikanlage mit einer Engpassleistung 
von höchstens 100 kWpeak zum Gegenstand, so hat die Behörde abweichend 
von § 24 Abs. 2 innerhalb eines Monats nach Vorliegen des vollständigen 
Projekts nach § 24 Abs. 2 lit. a bis d vorzugehen. Wird innerhalb der 
genannten Frist der Ausführung des angezeigten Vorhabens weder zugestimmt 
noch seine Ausführung untersagt oder stimmt die Behörde der Ausführung des 

angezeigten Vorhabens vorzeitig zu, so darf es ausgeführt werden, sofern die 
Kapazität der Photovoltaikanlage die bestehende Kapazität des Anschlusses an 
das Verteilernetz nicht übersteigt. 

(8) (7) In die Dauer des Genehmigungsverfahrens sind folgende 
Zeiträume nicht einzurechnen: 
 a) die Zeit für die Errichtung oder das Repowering der Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, ihrer Netzanschlüsse und – im 
Hinblick auf die Gewährleistung der Netzstabilität, -zuverlässigkeit 
und -sicherheit – der damit verbundenen erforderlichen 
Netzinfrastrukturen; 

 b) die Dauer der erforderlichen behördlichen Etappen für umfassende 
Modernisierungen des Netzes, die notwendig sind, um die 
Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit sicherzustellen; 

 c) die Dauer für gerichtliche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere 
Gerichtsverfahren sowie alternative Streitbeilegungsverfahren 
einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen 
Berufungsverfahren und Rechtsbehelfe. 

§ 7b 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie in Beschleunigungsgebieten 

(1) Für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie in 
Beschleunigungsgebieten nach § 5b oder nach bundesrechtlichen Vorschriften 
finden die Bestimmungen des § 7a Abs. 1, 2 und 7 sinngemäß Anwendung, 
abweichend gilt jedoch, dass die Frist der Behörde für die Beurteilung der 
Vollständigkeit des Ansuchens 30 Tage beträgt. Die Behörde hat über das 
Ansuchen um die Erteilung einer Bewilligung für die Errichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie, für das 
Repowering von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, für neue 
Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität unter 150 kW, für 
Energiespeicher am selben Standort, einschließlich Anlagen zur Speicherung 
von Strom und Wärme, sowie für deren Netzanschluss, sofern sie in 
Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie liegen, innerhalb von sechs 
Monaten ab Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden. 

(2) Die Behörde hat Bescheide nach Abs. 1 auf der Internetseite des 
Landes Tirol für die Dauer von mindestens vier Wochen kundzumachen. 
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(3) § 9a ist sinngemäß anzuwenden. 

2. Unterabschnitt 

Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen 

§ 32 

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Dieser Unterabschnitt gilt für Stromerzeugungsanlagen, in denen die 
im Anhang I der Seveso III-Richtlinie genannten gefährliche Stoffe in einer 
oder in mehreren Anlagen einschließlich gemeinsamer oder verbundener 
Infrastrukturen oder Tätigkeiten mindestens in einer 
 a) im Teil 1 Spalte 2 oder Teil 2 Spalte 2 (Betriebe der unteren Klasse) 

oder 
 b) im Teil 1 Spalte 3 oder Teil 2 Spalte 3 (Betriebe der oberen Klasse) 
angegebenen Menge vorhanden sind. 

(2) Ziel dieses Unterabschnittes ist es, schwere Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen zu vermeiden und ihre Folgen zu begrenzen. 

(3) Die Anforderungen dieses Unterabschnittes müssen zusätzlich zu den 
Anforderungen nach den sonstigen Bestimmungen dieses Gesetzes erfüllt sein. 
Sie begründen keine Bewilligungspflicht und keine Parteistellung im Sinn des 
§ 11. 

(4) Im Sinn dieses Unterabschnittes ist bzw. sind: 
 a) Anlage eine technische Einheit innerhalb eines Betriebs, unabhängig 

davon, ob ober- oder unterirdisch, in der gefährliche Stoffe hergestellt, 
verwendet, gehandhabt oder gelagert werden; sie umfasst alle 
Einrichtungen, Bauwerke, Rohrleitungen, Maschinen, Werkzeuge, 
Privatgleisanschlüsse, Hafenbecken, Umschlagseinrichtungen, 
Anlegebrücken, Lager oder ähnliche – auch schwimmende – 
Konstruktionen, die für die Tätigkeit dieser Anlage erforderlich sind, 

 b) Betreiber jede natürliche oder juristische Person, die einen Betrieb 
oder eine Anlage betreibt oder kontrolliert oder der die 
Entscheidungsgewalt über das technische Funktionieren des Betriebs 
oder der Anlage übertragen worden ist, 

 c) Betrieb der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende 
Bereich, in dem gefährliche Stoffe in einer oder in mehreren Anlagen, 

einschließlich gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen oder 
Tätigkeiten, vorhanden sind; die Betriebe sind entweder Betriebe der 
unteren Klasse oder Betriebe der oberen Klasse, 

 d) Betrieb der unteren Klasse ein Betrieb, in dem gefährliche Stoffe in 
Mengen vorhanden sind, die den im Anhang 1 Teil 1 Spalte 2 oder im 
Anhang 1 Teil 2 Spalte 2 der Seveso III-Richtlinie genannten Mengen 
entsprechen oder darüber, jedoch unter den im Anhang 1 Teil 1 Spalte 
3 oder Anhang 1 Teil 2 Spalte 3 genannten Mengen liegen, wobei 
gegebenenfalls die Additionsregel gemäß Anhang 1 Anmerkung 4 der 
Seveso III-Richtlinie anzuwenden ist, 

 e) Betrieb der oberen Klasse ein Betrieb, in dem gefährliche Stoffe in 
Mengen vorhanden sind, die den im Anhang 1 Teil 1 Spalte 3 oder im 
Anhang 1 Teil 2 Spalte 3 der Seveso III-Richtlinie genannten Mengen 
entsprechen oder darüber liegen, wobei gegebenenfalls die 
Additionsregel gemäß Anhang 1 Anmerkung 4 der Seveso III-
Richtlinie anzuwenden ist, 

 f) benachbarter Betrieb ein Betrieb, der sich so nah bei einem anderen 
Betrieb befindet, dass dadurch das Risiko oder die Folgen eines 
schweren Unfalls vergrößert wird (werden), 

 g) gefährliche Stoffe Stoffe oder ein Gemisch, der bzw. das unter 
Anhang 1 Teil 1 der Seveso III-Richtlinie fällt oder in deren Anhang 1 
Teil 2 aufgeführt ist, dies auch in Form eines Rohstoffs, eines 
Endprodukts, eines Nebenprodukts, eines Rückstands oder eines 
Zwischenprodukts, 

 h) Gemisch ein Gemisch oder eine Lösung, das bzw. die aus zwei oder 
mehreren Stoffen besteht, 

 h) Gemisch ist ein Stoff oder eine Lösung, der bzw. die aus zwei oder 
mehreren Reinstoffen besteht, 

 i) Gefahr das Wesen eines gefährlichen Stoffes oder einer konkreten 
Situation, das darin besteht, der menschlichen Gesundheit oder der 
Umwelt Schaden zufügen zu können, 

 j) Inspektion alle Maßnahmen einschließlich Besichtigungen vor Ort, 
Überprüfungen von internen Maßnahmen, Systemen und Berichten 
und Folgedokumentationen, und alle notwendigen Folgemaßnahmen, 
die von der zuständigen Behörde oder in ihrem Namen durchgeführt 
werden, um die Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen durch die 
Betriebe zu überprüfen und zu fördern, 
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 k) schwerer Unfall ein Ereignis, insbesondere eine Emission, ein Brand 
oder eine Explosion größeren Ausmaßes, das sich aus unkontrollierten 
Vorgängen in einer unter diesen Unterabschnitt fallenden Anlage 
ergibt, das unmittelbar oder später innerhalb oder außerhalb der 
Anlage zu einer ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit oder 
die Umwelt führt und bei dem ein oder mehrere gefährliche Stoffe 
beteiligt sind, 

 l) Vorhandensein von gefährlichen Stoffen das tatsächliche oder 
vorgesehene Vorhandensein gefährlicher Stoffe im Betrieb oder von 
gefährlichen Stoffen, bei denen vernünftigerweise vorhersehbar ist, 
dass sie bei außer Kontrolle geratenen Prozessen, einschließlich 
Lagerungstätigkeiten, in einer der Anlagen innerhalb des Betriebs 
anfallen, und zwar in Mengen, die den im Anhang 1 Teil 1 oder 2 der 
Seveso III-Richtlinie genannten Mengeschwellen entsprechen oder 
darüber liegen, 

 m) Risiko die Wahrscheinlichkeit, dass innerhalb einer bestimmten 
Zeitspanne oder unter bestimmten Umständen eine bestimmte 
Wirkung eintritt, 

 n) Lagerung das Vorhandensein einer Menge gefährlicher Stoffe zum 
Zweck der Einlagerung, der Hinterlegung zur sicheren Aufbewahrung 
oder der Lagerhaltung, 

 o) Domino-Effekte Wechselwirkungen zwischen benachbarten Betrieben 
jeweils der unteren und/oder oberen Klasse, bei denen aufgrund ihrer 
geographischen Lage und ihrer Nähe sowie ihrer Verzeichnisse 
gefährlicher Stoffe ein erhöhtes Risiko schwerer Unfälle bestehen 
kann oder diese Unfälle folgenschwerer sein können, 

 p) Öffentlichkeit eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen 
sowie nach den Bestimmungen des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 anerkannte 
Umweltorganisationen, 

 q) betroffene Öffentlichkeit die von einer Entscheidung über die 
Errichtung oder eine wesentliche Änderung einer Anlage nach diesem 
Unterabschnitt sowie durch neue Entwicklungen in der Nachbarschaft 
von Anlage nach diesem Unterabschnitt, wenn die Standortwahl oder 
die Entwicklungen das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern oder 
die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern können, betroffene 

oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit oder die Öffentlichkeit 
mit einem Interesse daran. 

§ 34 

Pflichten der Behörde 

(1) Die Behörde hat dem als zentrale Meldestelle zuständigen 
Bundesministerium folgende Daten zur Verfügung zu stellen: 
 a) die der Behörde nach § 33 Abs. 2 übermittelten Daten, 
 b) das Datum, die Uhrzeit und den Ort eines allfälligen schweren Unfalls, 
 c) die Adresse der Anlage sowie den Namen und die Adresse des 

Betreibers der Anlage, 
 d) eine kurze Beschreibung des Herganges und der näheren Umstände 

sowie Angaben über die beteiligten gefährlichen Stoffe und die 
unmittelbaren Folgen für den Menschen und die Umwelt, 

 e) eine kurze Beschreibung der getroffenen Sofortmaßnahmen und der 
zur Vermeidung einer Wiederholung eines solchen Unfalls unmittelbar 
notwendigen Sicherheitsvorkehrungen. 

Die Daten nach lit. b bis e sind nach dem Eintritt eines schweren Unfalls zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Die Behörde hat jährlich ein aktualisiertes Verzeichnis der Anlagen im 
Sinn des § 32 Abs. 1 zu erstellen und den Betreibern dieser Anlagen zu 
übermitteln. Sie hat jene Anlagen zu bezeichnen, bei denen aufgrund von 
Domino-Effekten eine erhöhte Wahrscheinlichkeit schwerer Unfälle besteht 
oder diese Unfälle folgenschwerer sein können. Die Liste hat auch die in den 
Nachbarstaaten oder -ländern befindlichen Anlagen im Sinn des 
Übereinkommens über die grenzüberschreitenden Auswirkungen von 
Industrieunfällen (Helsinki-Konvention) zu enthalten. Die Behörde hat auf 
Antrag des Betreibers einer Anlage mit Bescheid festzustellen, ob die 
Voraussetzungen nach dem zweiten Satz vorliegen. Verfügt die Behörde 
zusätzlich zu den vom Betreiber der Anlage nach § 33 Abs. 2 lit. g zur 
Verfügung gestellten Angaben über weitere Informationen, so hat die Behörde 
diese zusätzlichen Informationen dem Betreiber der Anlage zur Kenntnis zu 
bringen, wenn dies zur Einschätzung der Tragweite und des Risikos schwerer 
Unfälle erforderlich ist. 

(3) Die Behörde hat innerhalb angemessener Frist die von den Betreibern 
vorgelegten Sicherheitsberichte zu prüfen. Entspricht der Sicherheitsbericht 
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den Erfordernissen nach § 33 Abs. 8, so hat sie dies mit Bescheid festzustellen. 
Andernfalls ist nach Abs. 8 vorzugehen. 

(4) Die Behörde hat für jede Anlage im Sinn des § 32 Abs. 1 ein der Art 
der betreffenden Anlage angemessenes System von Inspektionen oder 
sonstigen Kontrollmaßnahmen (Inspektionsprogramm) zu erstellen und auf der 
Grundlage dieses Inspektionsprogramms die Einhaltung der Pflichten des 
Betreibers der Anlage planmäßig und systematisch zu überwachen. Das 
Inspektionsprogramm muss für die Überprüfung der betriebstechnischen, 
organisatorischen und managementspezifischen Systeme der jeweiligen 
Anlage geeignet sein. Insbesondere ist zu prüfen, ob der Betreiber der Anlage 
 a) im Zusammenhang mit den betriebsspezifischen Tätigkeiten die zur 

Vermeidung schwerer Unfälle erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
hat, 

 b) angemessene Mittel zur Begrenzung der Folgen schwerer Unfälle 
vorgesehen hat, 

 c) den Sicherheitsbericht oder andere erforderliche Berichte 
entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen erstellt hat und 

 d) bei Anlagen der oberen Klasse im Sinn des § 32 Abs. 1 lit. b den 
Informationsverpflichtungen, insbesondere jenen nach § 33 Abs. 15, 
entsprochen hat. 

Im Rahmen einer solchen Überprüfung dürfen Betriebsangehörige über ihre 
den angewendeten Sicherheitsmanagementsystemen dienenden Tätigkeiten als 
Auskunftspersonen befragt und Kontrollen des Bestandes an gefährlichen 
Stoffen vorgenommen werden. Die Überprüfung einer Anlage der oberen 
Klasse im Sinn des § 32 Abs. 1 lit. b hat längstens alle zwölf Monate und einer 
Anlage der unteren Klasse im Sinn des § 32 Abs. 1 lit. a längstens alle drei 
Jahre zu erfolgen, es sei denn, die Behörde hat im Inspektionsprogramm 
aufgrund einer systematischen Bewertung des Gefahrenpotenzials in Bezug auf 
die betreffende Anlage etwas anderes festgelegt. Über jede Überprüfung ist 
eine Niederschrift zu verfassen. 

(4a) Der Inspektionsplan muss alle Betriebe erfassen und ist regelmäßig 
zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. Der Inspektionsplan hat zu 
umfassen: 
 a) eine allgemeine Beurteilung einschlägiger Sicherheitsfragen, 
 b) den räumlichen Geltungsbereich des Inspektionsplans, 

 c) ein Verzeichnis der in den Geltungsbereich des Plans fallenden 
Betriebe, der Betriebe mit möglichen Domino-Effekten sowie der 
Betriebe, bei denen externe Gefahrenquellen das Risiko eines 
schweren Unfalls erhöhen oder die Folgen des Unfalls verschlimmern 
können, 

 d) Verfahren für die Aufstellung von Programmen für routinemäßige 
Inspektionen nach Abs. 4b, 

 e) Verfahren für nicht routinemäßige Inspektionen nach Abs. 6, 
 f) Bestimmungen für die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 

Inspektionsbehörden. 

(4b) Auf Grundlage des Inspektionsplanes hat die Behörde regelmäßig 
Programme für routinemäßige Inspektionen zu erstellen, in denen auch die 
Häufigkeit der Vor-Ort-Besichtigungen für die verschiedenen Arten der 
Betriebe angegeben ist. Der Zeitraum zwischen zwei Vor-Ort-Besichtigungen 
darf bei Betrieben der oberen Klasse ein Jahr und bei Betrieben der unteren 
Klasse drei Jahre nicht überschreiten, es sei denn die Behörde hat im 
Inspektionsprogramm auf der Grundlage einer systematischen Bewertung der 
Gefahren schwerer Unfälle des in Betracht kommenden Betriebes anderes 
festgelegt; diese Bewertung hat sich insbesondere auf die möglichen 
Auswirkungen des Betriebes sowie die bisherige Einhaltung der dem 
Betriebsinhaber nach diesem Abschnitt obliegenden Verpflichtungen zu 
stützen. 

(4c) Die systematische Beurteilung der Gefahren der betreffenden 
Betriebe hat sich auf zumindest folgende Kriterien zu stützen: 
 a) potenzielle Auswirkungen der betreffenden Betriebe auf die 

menschliche Gesundheit und die Umwelt, 
 b) die dokumentierte Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie 

2012/18/EU. 

(5) Nach einem schweren Unfall hat die Behörde sicherzustellen, dass alle 
notwendigen Sofortmaßnahmen sowie alle notwendigen mittelfristigen und 
langfristigen Maßnahmen ergriffen werden, und jedenfalls eine Inspektion 
nach Abs. 4 zur vollständigen Analyse der Unfallursachen vorzunehmen. 
Dabei sind die technischen, organisatorischen und managementspezifischen 
Gesichtspunkte des Unfalls festzustellen. Weiters ist zu überprüfen, ob der 
Betreiber der Anlage alle erforderlichen Abhilfemaßnahmen zur Begrenzung 
der Unfallfolgen getroffen hat, und es sind dem Betreiber der Anlage 
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Empfehlungen über künftige Verhütungsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem eingetretenen schweren Unfall bekannt zu geben. Schließlich hat die 
Behörde nach einem schweren Unfall die möglicherweise betroffenen 
Personen von dem eingetretenen Unfall sowie gegebenenfalls von den 
Maßnahmen, die ergriffen wurden, um seine Folgen zu mildern, zu 
unterrichten. 

(6) Die Behörde hat darüber hinaus nicht routinemäßige Inspektionen 
durchzuführen, um schwerwiegende Beschwerden, ernste Unfälle und 
Beinaheunfälle, Zwischenfälle und die Nichteinhaltung von Vorschriften 
ehestmöglich zu untersuchen. 

(7) Die Behörde hat binnen vier Monaten nach jeder Inspektion den 
Betreiber der Anlage in einem schriftlichen Bericht über das Ergebnis der 
Inspektion zu informieren. Der Bericht hat insbesondere auch Empfehlungen 
und Maßnahmen zu umfassen, um schwere Unfälle zu verhüten und deren 
Folgen für die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu begrenzen und 
einen angemessenen Zeitraum zu deren Umsetzung zu umfassen. Wird bei 
einer Inspektion ein bedeutender Verstoß der dem Betreiber auferlegten 
Verpflichtungen festgestellt, so ist innerhalb von sechs Monaten eine 
zusätzliche Inspektion durchzuführen. 

(8) Die Behörde hat die Inbetriebnahme oder den weiteren Betrieb einer 
Anlage mit Bescheid ganz oder teilweise zu untersagen, wenn die vom 
Betreiber der Anlage getroffenen Maßnahmen zur Vermeidung schwerer 
Unfälle oder zur Begrenzung von Unfallfolgen nach dem jeweiligen Stand der 
Technik unzureichend sind. Dies gilt auch dann, wenn der Betreiber der 
Anlage seinen Verpflichtungen nach diesem Unterabschnitt nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nachgekommen und dadurch eine 
Beurteilung der Sicherheit der Anlage nach dem jeweiligen Stand der Technik 
nicht möglich ist. Die Entscheidung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
für ihre Erlassung nicht mehr vorliegen. Bei Gefahr im Verzug ist die 
Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt zur 
Einstellung des Betriebes oder von Teilen davon zulässig. 

(9) Die Landesregierung kann aufgrund der §§ 32, 33 und 34 sowie unter 
Bedachtnahme auf die Bestimmungen der Seveso III-Richtlinie und der 
Helsinki-Konvention durch Verordnung entsprechend dem jeweiligen Stand 
der Technik nähere Bestimmungen erlassen über 
 a) die Pflichten des Betreibers einer Anlage nach einem schweren Unfall, 

 b) das Sicherheitskonzept, 
 c) den Sicherheitsbericht, 

 d) die Kriterien für die Einschränkung des Sicherheitsberichts, 
 e) die internen Notfallpläne und 
 f) die Information von Personen und öffentlichen Einrichtungen, wie 

etwa Schulen und Krankenhäusern, über die Gefahren, die 
Sicherheitsmaßnahmen und das richtige Verhalten bei Unfällen. 

(10) Die Behörde hat die internen Notfallpläne den für das 
Katastrophenmanagement zuständigen Behörden zu übermitteln. 

(11) Die Behörde hat die Bundes- und Landeswarnzentrale unverzüglich 
über eingetretene schwere Unfälle zu verständigen und dabei auch die 
Möglichkeit und das Ausmaß grenzüberschreitender Auswirkungen 
abzuschätzen. 

(12) Die Behörde hat auf Antrag des Betreibers einer Anlage mit 
Bescheid festzustellen, ob dieser Unterabschnitt oder eine Bestimmung einer 
Verordnung nach Abs. 9 auf die betreffende Anlage anzuwenden ist. 

(13) Die Behörde hat einem Informationssuchenden Auskunft zu jenen 
Informationen zu erteilen, zu deren Bereitstellung der Betreiber einer Anlage 
der oberen Klasse im Sinn des § 32 Abs. 1 lit. b gemäß § 33 Abs. 15 
verpflichtet ist. Werden dem Informationssuchenden die begehrten 
Informationen nicht oder nicht im verlangten Umfang von der Behörde 
bereitgestellt, so hat die Behörde hierüber auf Antrag des 
Informationssuchenden mit Bescheid abzusprechen. Die §§ 6, 7, 8 und 11 des 
Tiroler Umweltinformationsgesetz 2005, LGBl. Nr. 89 LGBl. Nr. 89/2005, 
gelten sinngemäß. 

(14) Die Behörde hat im Rahmen der Überwachung bei der Ansiedelung 
neuer Betriebe, bei Änderung von Betrieben sowie bei neuen Entwicklungen in 
der Nachbarschaft von Betrieben, einschließlich Verkehrswegen, öffentlich 
genutzten Örtlichkeiten und Wohngebieten, wenn diese Ansiedlungen oder 
Entwicklungen Ursache von schweren Unfällen sein oder das Risiko eines 
schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines solchen Unfalls 
verschlimmern können, bei bestehenden Betrieben zusätzliche technische 
Maßnahmen zu ergreifen, um eine Zunahme der Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt hintanzuhalten. § 16 gilt sinngemäß. 
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(15) Die Bestimmungen des § 29c Abs. 4 bis 8 finden sinngemäß 
Anwendung. 

§ 85 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 
 1. Akkreditierungsgesetz 2012 – AkkG 2012, BGBl. I Nr. 28/2012, in 

der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 40/2014, 
 2. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2022, 
 3. Asylgesetz 2005 – AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 221/2022, 
 4. Bundesgesetz, mit dem die Ausübungsvoraussetzungen, die 

Aufgaben und die Befugnisse der Verrechnungsstellen für 
Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie geregelt 
werden, BGBl. I Nr. 121/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 107/2017, 

 5. Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 – 
ElWOG 2010, BGBl. I Nr. 110/2010, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 145/2023, 

 6. Emissionszertifikategesetz 2011 – EZG 2011, BGBl. I 
Nr. 118/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 196/2023, 

 7. Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz – EAG, BGBl. I Nr. 150/2021, in der 
Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 198/2023, 

 8. Gaswirtschaftsgesetz 2011 – GWG 2011, BGBl. I Nr. 107/2011, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 145/2023, 

 9. Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 75/2023, 

 10. Konsumentenschutzgesetz – KSchG, BGBl. Nr. 140/1979, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 109/2022, 

 11. Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz – NAG, BGBl. I 
Nr. 100/2005, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 175/2023, 

 12. Ökostromgesetz – ÖSG, BGBl. I Nr. 149/2002, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 104/2009, 

 13. Ökostromgesetz 2012 – ÖSG 2012, BGBl. I Nr. 75/2011, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 198/2023, 

 14. Starkstromwegegesetz 1968, BGBl. Nr. 70/1968, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 150/2021, 

 15. Übereinkommen über die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
von Industrieunfällen (Helsinki-Konvention), BGBl. III 
Nr. 119/2000, zuletzt geändert durch die Kundmachung BGBl. III 
Nr. 103/2022, 

 16. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 26/2023, 

 17. Unternehmensgesetzbuch – UGB, dRGBl. S. 219/1897, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 187/2023. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 
 1. Akkreditierungsgesetz 2012 – AkkG 2012, BGBl. I Nr. 28/2012, in 

der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 40/2014, 
 2. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2024, 
 3. Asylgesetz 2005 – AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 67/2024, 
 4. Bundesgesetz, mit dem die Ausübungsvoraussetzungen, die 

Aufgaben und die Befugnisse der Verrechnungsstellen für 
Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie geregelt 
werden, BGBl. I Nr. 121/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 107/2017, 

 5. Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 – 
ElWOG 2010, BGBl. I Nr. 110/2010, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 145/2023, 
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 6. Emissionszertifikategesetz 2011 – EZG 2011, BGBl. I 
Nr. 118/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 196/2023, 

 7. Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz – EAG, BGBl. I Nr. 150/2021, in der 
Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 123/2024, 

 8. Gaswirtschaftsgesetz 2011 – GWG 2011, BGBl. I Nr. 107/2011, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2024, 

 9. Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 150/2024, 

 10. Konsumentenschutzgesetz – KSchG, BGBl. Nr. 140/1979, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 85/2024, 

 11. Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz – NAG, BGBl. I 
Nr. 100/2005, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 67/2024, 

 12. Ökostromgesetz – ÖSG, BGBl. I Nr. 149/2002, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 104/2009, 

 13. Ökostromgesetz 2012 – ÖSG 2012, BGBl. I Nr. 75/2011, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 198/2023, 

 14. Starkstromwegegesetz 1968, BGBl. Nr. 70/1968, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 150/2021, 

 15. Übereinkommen über die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
von Industrieunfällen (Helsinki-Konvention), BGBl. III 
Nr. 119/2000, zuletzt geändert durch die Kundmachung BGBl. III 
Nr. 103/2022, 

 16. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 26/2023, 

 17. Unternehmensgesetzbuch – UGB, dRGBl. S. 219/1897, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 133/2024. 

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf EU-Verordnungen und EU-Entscheidungen auf die im 
Folgenden jeweils angeführte Fassung:  
 a) Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Gründung einer Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden, ABl. 2019 Nr. L 158, S. 22, 

 b) Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über den Elektrizitätsbinnenmarkt, ABl. 2019 Nr. L 158, S. 54, 

 c) Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem 
Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG 
und 2006/193/EG, ABl. 2009 Nr. L 342, S. 1, 

 d) Delegierte Verordnung (EU) 2015/2402 der Kommission zur 
Überarbeitung der harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte für 
die getrennte Erzeugung von Strom und Wärme gemäß der Richtlinie 
2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 
Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 2011/877/EU der 
Kommission, ABl. 2015 Nr. L 333, S. 54, 

 e) Entscheidung 2008/952/EG der Kommission zur Festlegung 
detaillierter Leitlinien für die Umsetzung und Anwendung des 
Anhangs II der Richtlinie 2004/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates, ABl. 2008 Nr. L 338, S. 55. 

 

Artikel II 

Änderung des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005 

 

§ 2 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für: 
 a) Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes des Bundesheeres zu den im 

§ 2 Abs. 1 lit. a bis c des Wehrgesetzes 2001 genannten Zwecken 
einschließlich der unmittelbaren Vorbereitung eines solchen Einsatzes 
sowie – ausgenommen in Natura 2000-Gebieten und in 
Schutzgebieten nach den §§ 10, 11, 13, 21 und 22 – für die 
Durchführung einsatzähnlicher Übungen und für die Errichtung und 
Erhaltung von militärischen Anlagen, wie Befestigungs- und 
Sperranlagen, Übungsstätten, Munitionslager, Meldeanlagen und 
dergleichen; 
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 b) sicherheitsbehördliche Maßnahmen der ersten allgemeinen 
Hilfeleistung und sonstige Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar 
drohenden Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen 
und zur Abwehr oder Bekämpfung von Katastrophen (§ 2 Abs. 2 bis 6 
des Tiroler Katastrophenmanagementgesetzes, LGBl. Nr. 33/2006) 
(§ 2 Abs. 4 bis 8 des Tiroler Krisen- und 
Katastrophenmanagementgesetzes 2025, LGBl. Nr. 22/2025), sowie 
für notwendige Maßnahmen im Zusammenhang mit 
Aufräumungsarbeiten nach Katastrophen; 

 c) Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes von Feuerwehren, von 
Rettungs-, Bergrettungs-, Flugrettungs- und 
Wasserrettungsorganisationen, von Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, von Bergwächtern und von sonstigen Organen der 
öffentlichen Aufsicht im hiefür unbedingt notwendigen Ausmaß; 

 d) Maßnahmen, die von Dienststellen des Bundes, des Landes oder der 
Gemeinden im Rahmen der Hoheitsverwaltung durchgeführt werden. 

(2) Maßnahmen der üblichen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
bedürfen keiner Bewilligung nach diesem Gesetz. Dies gilt nicht für 
Maßnahmen in Auwäldern (§ 8), in Feuchtgebieten (§ 9), in Natura 2000-
Gebieten nach Maßgabe des § 14 Abs. 3 zweiter Satz, in Naturschutzgebieten 
und in Sonderschutzgebieten nach Maßgabe der §§ 21 Abs. 3 und 22 Abs. 2 
lit. b Z 2, sowie für das vorsätzliche Töten, Fangen oder Stören von 
geschützten Tierarten (§ 24) und Vögeln (§ 25) oder das vorsätzliche 
Beschädigen, Vernichten oder Entfernen ihrer Entwicklungsformen, 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten oder Nester, sofern hiefür in diesem Gesetz 
oder in Verordnungen nach § 24 Abs. 1 und 3 lit. a entsprechende Verbote 
festgesetzt sind. 

(3) Maßnahmen, die vom Land Tirol zur Erfüllung der ihm nach diesem 
Gesetz obliegenden Aufgaben im Interesse des Naturschutzes durchgeführt 
oder in Auftrag gegeben oder die nach diesem Gesetz mit Bescheid angeordnet 
werden, sind von den Bewilligungs- oder Anzeigepflichten nach diesem 
Gesetz einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder einem der in der 
Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder einer Verordnung aufgrund 
dieses Gesetzes ausgenommen; dazu zählen insbesondere die unmittelbar mit 
der Erfassung von Lebensräumen oder Arten sowie der Verwaltung oder 
Betreuung eines Schutzgebietes zusammenhängenden und dafür erforderlichen 
Maßnahmen. Diese Ausnahme gilt nicht für Maßnahmen, die unter die in den 

§§ 23, 24 und 25 oder in Verordnungen aufgrund dieser Bestimmungen für 
Pflanzen und Tiere des Anhanges IV der Habitat-Richtlinie sowie für Vögel 
festgesetzten Verbote fallen. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Maßnahme der üblichen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung ist 
jede Tätigkeit zur Hervorbringung und Gewinnung land- und 
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Hilfe der Naturkräfte unter Anwendung 
der nach dem jeweiligen Stand der Technik, der Betriebswirtschaft und der 
Biologie gebräuchlichen Verfahren. Zum jeweiligen Stand der Technik gehört 
insbesondere auch die Verwendung von Kraftfahrzeugen, Luftfahrzeugen und 
sonstigen Arbeitsgeräten, die aufgrund ihrer Bauart und Ausrüstung für diese 
Verwendung bestimmt sind. 

(2) Geschlossene Ortschaft ist ein Gebiet, das mit mindestens fünf Wohn- 
oder Betriebsgebäuden zusammenhängend bebaut ist, wobei der 
Zusammenhang bei einem Abstand von höchstens 50 Metern zwischen zwei 
Gebäuden noch nicht als unterbrochen gilt. Zur geschlossenen Ortschaft 
gehören auch Parkanlagen, Sportanlagen und vergleichbare andere weitgehend 
unbebaute Grundstücke, die überwiegend von einem solchen Gebiet umgeben 
sind. Land- und forstwirtschaftliche Gebäude, die nach den 
raumordnungsrechtlichen Vorschriften im Freiland errichtet werden dürfen, 
gelten nicht als Betriebsgebäude. 

(3) Werbeeinrichtung ist eine im Landschaftsbild in Erscheinung tretende 
Einrichtung, die der Anpreisung oder der Ankündigung dient oder die sonst auf 
etwas hinweisen oder die Aufmerksamkeit erregen soll. 

(4) Antennentragmast ist ein dem Betrieb eines öffentlichen 
Mobilkommunikationsnetzes dienender Mast einschließlich der Antenne und 
aller sonstigen Bauteile. 

(5) Naturhöhle ist ein für Menschen zugänglicher Hohlraum, der durch 
natürliche Vorgänge gebildet wurde und allseits oder überwiegend von 
anstehendem Gestein umschlossen ist. 

(6) Auwald ist eine mit Holzgewächsen bestockte Fläche entlang einem 
fließenden natürlichen Gewässer, die in ihrer ökologischen Charakteristik 
durch den schwankenden Wasser- und/oder Grundwasserstand eines 
Fließgewässers geprägt ist oder in ihrer Entstehung geprägt wurde. Dazu 
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gehören insbesondere auch Grauerlen-, Eschen-Hartholz-, Eichen-, Ulmen-
Hartholz-, Weiden-Weichholzauen und Augebüsche sowie Kiefern- und 
Rotföhren-Trockenauwälder. 

(7) Gewässer ist ein von ständig vorhandenem oder periodisch 
auftretendem Wasser geprägter Lebensraum, der die Gesamtheit von 
Wasserwelle, Wasserkörper, Wasserbett, Sediment und Ufer einschließlich der 
dort vorkommenden Tiere und Pflanzen umfaßt. 

(8) Feuchtgebiet ist ein vom Wasser geprägter, in sich geschlossener und 
vom Nachbargebiet abgrenzbarer Lebensraum mit den für diesen 
charakteristischen Pflanzen- und Tiergemeinschaften. Dazu gehören 
insbesondere auch Röhrichte und Großseggensümpfe, Quellfluren und 
Quellsümpfe, Flach- und Zwischenmoore, Hochmoore, Moor- und 
Bruchwälder. 

(9) Im Sinne dieses Gesetzes sind weiters: 
 1. „Habitat-Richtlinie“ die Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen; 

 2. „Vogelschutz-Richtlinie“ die Richtlinie 2009/147/EG über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten; 

 3. „natürlicher Lebensraum“ durch geographische, abiotische und 
biotische Merkmale gekennzeichnete völlig natürliche oder 
naturnahe terrestrische oder aquatische Gebiete; 

 4. „Habitat einer Art“ durch spezifische abiotische und biotische 
Faktoren bestimmter Lebensraum, in dem diese Art in einem der 
Stadien ihres Lebenskreislaufs vorkommt; 

 5. „Prioritäre natürliche Lebensraumtypen“ die im Anhang I der 
Habitat-Richtlinie genannten natürlichen Lebensraumtypen, die mit 
einem Sternchen (*) versehen sind; 

 6. „Europäische Vogelschutzgebiete“ Gebiete zur Erhaltung wild 
lebender Vogelarten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 und 2 der 
Vogelschutz-Richtlinie; 

 7. „Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraumes“ die 
Gesamtheit der Einwirkungen, die den betreffenden Lebensraum 
und die darin vorkommenden charakteristischen Arten beeinflussen 
und die sich langfristig auf seine natürliche Ausdehnung, seine 

Struktur und seine Funktionen sowie das Überleben seiner 
charakteristischen Arten auswirken können; 

 8. „Arten von gemeinschaftlichem Interesse“ die im Anhang II 
und/oder IV oder V der Habitat-Richtlinie genannten Arten; 

 9. „Prioritäre Arten“ die im Anhang II der Habitat-Richtlinie 
genannten Arten, die mit einem Sternchen (*) versehen sind; 

 10. „Erhaltungszustand einer Art“ die Gesamtheit der Einflüsse, die 
sich langfristig auf die Verbreitung und die Größe der Populationen 
der betreffenden Art auswirken können; 

 11. „Erhaltungsziele“ die Erhaltung oder Wiederherstellung eines 
günstigen Erhaltungszustandes der im Anhang I der Habitat-
Richtlinie genannten natürlichen Lebensräume und der im Anhang 
II dieser Richtlinie genannten Tier- und Pflanzenarten, die in einem 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung vorkommen, sowie der 
im Anhang I und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-Richtlinie 
genannten Vogelarten einschließlich ihrer Lebensräume, die in 
einem Europäischen Vogelschutzgebiet vorkommen; 

 12. „Natura 2000-Gebiete“ jene Gebiete, die von der Europäischen 
Kommission in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung nach Art. 4 Abs. 2, Unterabschnitt 3 der Habitat-
Richtlinie aufgenommen worden sind, und die nach Art. 4 Abs. 1 
oder 2 der Vogelschutz-Richtlinie erklärten oder als solche 
anerkannten Europäischen Vogelschutzgebiete (Art. 7 der Habitat-
Richtlinie); 

 13. „Exemplar“ jedes Tier oder jede Pflanze, lebend oder tot, der in den 
Anhängen IV und V der Habitat-Richtlinie angeführten Arten, jedes 
Teil oder jedes aus dem Tier oder der Pflanze gewonnene Produkt 
sowie jede andere Ware, die aufgrund eines Begleitdokuments, der 
Verpackung, eines Zeichens, eines Etiketts oder eines anderen 
Sachverhalts als Teil oder Derivat von Tieren oder Pflanzen der 
erwähnten Arten identifiziert werden kann. 

(10) Im Sinn dieses Gesetzes sind ferner: 
 1. „RED III-Richtlinie“ die Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung 

der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen. 
 1. „Beschleunigungsgebiete“ mit Verordnung nach § 5b Abs. 1 des 

Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012, LGBl. Nr. 134/2011, in der 
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jeweils geltenden Fassung oder nach bundesrechtlichen 
Vorschriften ausgewiesene Beschleunigungsgebiete für erneuerbare 
Energie im Sinn des Art. 15c Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 

 2. „Erneuerbare Energie“ die Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen 
Energiequellen, das heißt Wind, Sonne (Solarthermie und 
Photovoltaik) und geothermische Energie, Salzgradient-Energie, 
Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige 
Meeresenergie, Wasserkraft, Energie aus Biomasse, Deponiegas, 
Klärgas und Biogas. 

 3. „Erneuerbaren Projekte“ die Errichtung, Aufstellung, Anbringung, 
Änderung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie, einschließlich Anlagen, die verschiedene Arten von 
Technologie für erneuerbare Energie kombinieren, und des 
Repowering von Anlagen für die jeweilige Technologie, und 
Energiespeicher am selben Standort sowie von Anlagen, die für den 
Anschluss solcher Anlagen und Speicher an das Netz erforderlich 
sind, 

 3.4. „Repowering“ die Modernisierung von Kraftwerken, die 
erneuerbare Energie produzieren, einschließlich des vollständigen 
oder teilweisen Austauschs von Anlagen oder Betriebssystemen 
und -geräten zum Austausch von Kapazität oder zur Steigerung der 
Effizienz oder der Kapazität der Anlage, 

 4.5. „Solarenergieanlagen“ Anlagen zur Umwandlung von 
Sonnenenergie in thermische oder elektrische Energie, 
insbesondere Solarthermie- und Photovoltaikanlagen. 

(11) Anerkannte Umweltorganisation ist eine nach den Bestimmungen des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 örtlich für das Land Tirol 
anerkannte Umweltorganisation. 

§ 6 

Allgemeine Bewilligungspflicht 

Außerhalb geschlossener Ortschaften bedürfen folgende Vorhaben einer 
Bewilligung, sofern hiefür nicht nach einer anderen Bestimmung dieses 
Gesetzes, einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder einem der in der 
Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder einer Verordnung aufgrund 
dieses Gesetzes eine naturschutzrechtliche Bewilligung erforderlich ist: 

 a) die Errichtung von baulichen Anlagen mit einer zusammenhängend 
bebauten Fläche von mehr als 2.500 m², sofern sie nicht dem 
Abfallwirtschaftsgesetz 2002 unterliegen, und von Windkraftanlagen 
zur Erzeugung elektrischer Energie; 

 b) der maschinelle Abbau mineralischer Rohstoffe, die Errichtung und 
Aufstellung von Anlagen zur Gewinnung oder Aufbereitung 
mineralischer Rohstoffe und von Anlagen zur Aufbereitung von 
Mischgut oder Bitumen; keiner naturschutzrechtlichen Bewilligung 
bedarf die Errichtung oder Aufstellung von Anlagen zur Aufbereitung 
von Mischgut oder Bitumen im Rahmen von Baustellen für einen 
Zeitraum von höchstens zwölf Monaten; 

 c) die Errichtung von Seilbahnen, sofern sie nicht dem Güter- und 
Seilwege-Landesgesetz, LGBl. Nr. 40/1970, unterliegen, und die 
Errichtung von Anlagen in Gletscherschigebieten nach § 5 Abs. 1 lit. e 
Z 2 und 3; 

 d) der Neubau von Straßen und Wegen oberhalb der Seehöhe von 1.700 
Metern Seehöhe von 1.800 Metern oder mit einer Länge von mehr als 
500 Metern, mit Ausnahme von Straßen, für die in einem 
Bebauungsplan die Straßenfluchtlinien festgelegt sind, und von 
Güterwegen nach § 4 Abs. 1 des Güter- und Seilwege-Landesgesetzes; 

 e) die Errichtung von Sportanlagen, wie Schipisten, Rodelbahnen, 
Klettersteige, Golf-, Fußball- und Tennisplätze und dergleichen, sowie 
von Anlagen zur Erzeugung von Schnee; 

 f) die Änderung von Anlagen nach lit. a bis e, sofern die Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 berührt werden, sowie jede über die 
Instandhaltung oder Instandsetzung hinausgehende Änderung einer 
bestehenden Anlage im Bereich der Gletscher, ihrer Einzugsgebiete 
und ihrer im Nahbereich gelegenen Moränen; 

 g) die Bereitstellung von Grundstücken zur regelmäßigen Ausübung des 
Motorsports; 

 h) Geländeabtragungen und Geländeaufschüttungen außerhalb 
eingefriedeter bebauter Grundstücke in einem Ausmaß von mehr als 
5.000 m² berührter Fläche oder mehr als 7.500 m³ Volumen, sofern sie 
nicht nach dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 bewilligungspflichtig 
sind; 

 i) die dauernde Beseitigung von außerhalb eingefriedeter bebauter 
Grundstücke befindlichen Gehölzgruppen und Heckenzügen sowie das 
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Auf-den-Stock-Setzen solcher Gewächse entlang von 
Eisenbahnanlagen und Straßenzügen, es sei denn, dass das Auf-den-
Stock-Setzen erforderlich ist, um die sichere Nutzung oder den 
sicheren Betrieb der betreffenden Infrastruktureinrichtungen zu 
gewährleisten; 

 j) die Verwendung von Kraftfahrzeugen außerhalb von Verkehrsflächen 
und eingefriedeten bebauten Grundstücken; davon ausgenommen ist 
die Verwendung von Kraftfahrzeugen: 

 1. zur Vornahme der Wildfütterung und des Abtransportes erlegten 
Wildes; zur Durchführung des Fischbesatzes; im Rahmen der 
Sanierung von Schutzwäldern, der Ver- oder Entsorgung von 
Schutzhütten, der Pflege von Schipisten und Loipen, im Rahmen 
der Wildbach- und Lawinenverbauung, der Instandhaltung oder 
Instandsetzung von Seilbahnen, von Rundfunk- und 
Fernmeldeeinrichtungen und von Einrichtungen der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, sofern das betreffende 
Fahrzeug aufgrund seiner Bauart und Ausrüstung für die jeweilige 
Verwendung bestimmt ist; 

 2. zur Ausführung von Vorhaben, für die eine naturschutzrechtliche 
Bewilligung vorliegt, im hiefür notwendigen Ausmaß; 

 3. auf Grundstücken, für die eine Bewilligung nach lit. g vorliegt, auf 
denen Parkplätze errichtet oder die als Parkplätze bereitgestellt 
werden, einschließlich der hiefür notwendigen Zu- und Abfahrten; 

 k) die Errichtung von oberirdischen elektrischen Leitungsanlagen mit 
einer Spannung von mehr als 36 kV sowie die Errichtung von 
Luftkabelleitungen oberhalb der Seehöhe von 1.700 Metern; 

 l) die Durchführung von Außenlandungen und Außenabflügen mit 
motorbetriebenen Luftfahrzeugen 

 1. oberhalb einer Seehöhe von 1.700 Metern im Zusammenhang mit 
Sport- oder Kulturveranstaltungen, für Werbezwecke oder für 
Filmaufnahmen und 

 2. in Form von Ultraleichtflugzeugen, motorisierten Hänge- und 
Paragleitern und dergleichen. 

§ 11 

Ruhegebiete 

(1) Die Landesregierung kann außerhalb geschlossener Ortschaften 
gelegene Gebiete, die für die Erholung in der freien Natur dadurch besonders 
geeignet sind, dass sie sich wegen des Fehlens von lärmerregenden Betrieben, 
von Seilbahnen für die Personenbeförderung sowie von Straßen mit 
öffentlichem Verkehr durch weitgehende Ruhe auszeichnen, durch 
Verordnung zu Ruhegebieten erklären, wenn die Erhaltung dieser Gebiete für 
die Erholung von besonderer Bedeutung ist oder voraussichtlich sein wird. 

(2) In Ruhegebieten sind verboten: 
 a) die Errichtung von lärmerregenden Betrieben; 

 b) die Errichtung von Seilbahnen für die Personenbeförderung; 
 c) der Neubau von Straßen mit öffentlichem Kraftfahrzeugverkehr; 
 d) jede erhebliche Lärmentwicklung; jedenfalls nicht als erhebliche 

Lärmentwicklung im Sinn dieser Bestimmung gilt der mit der 
Errichtung, Aufstellung, Anbringung oder Änderung von Anlagen 
notwendigerweise verbundenen verbundene Baulärm, sofern für diese 
Vorhaben eine naturschutzrechtliche Bewilligung vorliegt oder nicht 
erforderlich ist; 

 e) die Durchführung von Außenlandungen und Außenabflügen mit 
motorbetriebenen Luftfahrzeugen; davon ausgenommen sind 
Außenlandungen und Außenabflüge im Rahmen der Wildfütterung, 
der Viehbergung und der Versorgung von Vieh in Notzeiten, der Ver- 
oder Entsorgung von Schutzhütten und Gastgewerbebetrieben, für 
wissenschaftliche Zwecke, zur Sanierung von Schutzwäldern, im 
Rahmen der Wildbach- und Lawinenverbauung, der Instandhaltung 
oder Instandsetzung von Rundfunk- und Fernmeldeeinrichtungen und 
von Einrichtungen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen, sofern 
der angestrebte Zweck auf andere Weise nicht oder nur mit einem 
unverhältnismäßig großen Aufwand erreicht werden könnte, sowie 
Außenlandungen und Außenabflüge nach Abs. 3 lit. f. 

(3) In Verordnungen nach Abs. 1 sind, soweit dies zur Erhaltung des 
Ruhegebietes erforderlich ist, entweder für den gesamten Bereich des 
Ruhegebietes oder für Teile davon an eine naturschutzrechtliche Bewilligung 
zu binden: 
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 a) die Errichtung, Aufstellung und Anbringung aller oder bestimmter 
Arten von Anlagen, soweit sie nicht unter Abs. 2 lit. a oder b fallen, 
sowie die Änderung von Anlagen, sofern die Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 berührt werden; 

 b) der Neubau, der Ausbau und die Verlegung von Straßen und Wegen, 
soweit sie nicht unter Abs. 2 lit. c fallen; 

 c) die Errichtung von oberirdischen elektrischen Leitungsanlagen mit 
einer Spannung von 36 kV und darüber sowie von Luftkabelleitungen; 

 d) Geländeabtragungen und Geländeaufschüttungen außerhalb 
eingefriedeter bebauter Grundstücke; 

 e) die Verwendung von Kraftfahrzeugen; 

 f) Außenlandungen und Außenabflüge für die Errichtung, Aufstellung, 
Anbringung oder Änderung von Anlagen. 

§ 14 

Sonderbestimmungen für Natura 2000-Gebiete 

(1) Diese Bestimmungen dienen der Errichtung und dem Schutz des 
zusammenhängenden europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“, 
insbesondere dem Schutz der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete. Die zu treffenden Maßnahmen haben 
den Fortbestand oder erforderlichenfalls die Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der natürlichen Lebensraumtypen und Habitate der Arten 
in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet zu gewährleisten. 

(2) Die Landesregierung hat den das Land Tirol betreffenden Teil der 
Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung nach Art. 4 Abs. 2 der 
Habitat-Richtlinie und die nach Art. 4 Abs. 1 oder 2 der Vogelschutz-
Richtlinie erklärten oder als solche anerkannten Europäischen 
Vogelschutzgebiete zusammen mit einer planlichen Darstellung, aus der die 
Zuordnung der Grundstücke oder Teile davon zu den besonderen 
Schutzgebieten ersichtlich ist, durch Verordnung zu bestimmen („Natura 2000-
Gebiete“). 

(3) Die Landesregierung hat für Natura 2000-Gebiete durch Verordnung 
 a) die jeweiligen Erhaltungsziele, insbesondere den Schutz oder die 

Wiederherstellung prioritärer natürlicher Lebensraumtypen und/oder 
prioritärer Arten und 

 b) erforderlichenfalls, unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses 
Gesetzes, 

 1. die zur Erreichung eines günstigen Erhaltungszustandes 
notwendigen Regelungen und 

 2. die notwendigen Erhaltungsmaßnahmen (Bewirtschaftungspläne) 
festzulegen, die den ökologischen Erfordernissen der natürlichen 
Lebensraumtypen nach Anhang I und der Arten nach Anhang II der Habitat-
Richtlinie und der im Anhang I und im Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-
Richtlinie genannten Arten entsprechen. Maßnahmen der üblichen land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung gelten insoweit nicht als Beeinträchtigung des 
günstigen Erhaltungszustandes, als in Bewirtschaftungsplänen nichts anderes 
bestimmt wird. Die Erlassung eines Bewirtschaftungsplanes durch Verordnung 
ist nicht erforderlich, wenn die notwendigen Erhaltungsmaßnahmen im 
Rahmen des Vertragsnaturschutzes nach § 4 Abs. 1 oder auf andere geeignete 
Weise festgelegt werden können. 

(4) Pläne oder Projekte (Vorhaben), die nicht unmittelbar mit der 
Verwaltung des Natura 2000-Gebietes in Verbindung stehen oder hiefür nicht 
notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch einzeln oder im 
Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten erheblich beeinträchtigen 
können, bedürfen einer naturschutzrechtlichen Bewilligung 
(Verträglichkeitsprüfung), soweit im Abs. 13 erster Satz nichts anderes 
bestimmt ist. Die Behörde hat auf schriftlichen Antrag des Projektwerbers oder 
Planungsträgers binnen sechs Wochen mit Bescheid festzustellen, ob für ein 
Vorhaben eine Verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Die Behörde hat auf 
schriftlichen Antrag des Projektwerbers, Planungsträgers oder einer 
anerkannten Umweltorganisation im Sinn des § 3 Abs. 11 binnen sechs 
Wochen mit Bescheid festzustellen, ob für ein Vorhaben eine 
Verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist; diese Feststellung kann auch von 
Amts wegen erfolgen. Parteistellung und das Recht, Beschwerde an das 
Landesverwaltungsgericht zu erheben, haben jedenfalls der Projektwerber oder 
Planungsträger und die antragstellende anerkannte Umweltorganisation. Diese 
Feststellung kann jedoch auch von Amts wegen erfolgen. Der Projektwerber 
oder Planungsträger hat der Behörde die zur Identifikation des Vorhabens und 
zur Beurteilung, ob dieses Auswirkungen im Sinn des ersten Satzes auf das 
Natura 2000-Gebiet haben kann, erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
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(4a) Erneuerbaren Projekte bedürfen keiner Verträglichkeitsprüfung nach 
Abs. 4 in Bezug auf Natura 2000-Gebiete, wenn in einer Entscheidung nach 
§ 43b Abs. 2 rechtskräftig festgestellt wurde, dass das Projekt 
 a) in einem für Projekte der betreffenden Art ausgewiesenen 

Beschleunigungsgebiet umgesetzt wird, 
 b) die in dem Beschleunigungsgebiet für Projekte der betreffenden Art 

zum Schutz von Natura 2000-Gebieten festgelegten Regeln für 
Minderungsmaßnahmen erfüllt und 

 c) keine unvorhergesehenen Umweltauswirkungen im Sinn des § 43b 
Abs. 2 lit. c auf Natura 2000-Gebiete haben wird oder diese durch die 
in der Verordnung zur Ausweisung des Beschleunigungsgebietes 
bereits festgelegten oder vom Antragsteller ergänzend vorgesehenen 
Maßnahmen gemindert werden können. 

(5) Im Rahmen der Verträglichkeitsprüfung nach Abs. 4 erster Satz ist die 
Verträglichkeit des Vorhabens mit den für das Natura 2000-Gebiet festgelegten 
Erhaltungszielen zu prüfen. Die naturschutzrechtliche Bewilligung ist, 
unbeschadet einer sonstigen Bewilligungs- oder Anzeigepflicht nach diesem 
Gesetz, einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder nach einem der in der 
Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder einer Verordnung aufgrund 
dieses Gesetzes bzw. einer Bewilligungspflicht nach dem Tiroler 
Nationalparkgesetz Hohe Tauern, LGBl. Nr. 103/1991, in der geltenden 
Fassung auf Antrag des Projektwerbers oder desjenigen, dem der Plan 
zuzurechnen ist, zu erteilen, 
 a) wenn das Natura 2000-Gebiet nicht erheblich beeinträchtigt wird oder 

 b) wenn es bei Vorliegen einer erheblichen Beeinträchtigung des Natura 
2000-Gebietes keine andere zufriedenstellende Lösung gibt und das 
Vorhaben 

 1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, 
oder 

 2. im Fall der erheblichen Beeinträchtigung eines prioritären 
natürlichen Lebensraumtyps und/oder einer prioritären Art aus 
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses im 
Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen 
Sicherheit oder maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die 
Umwelt oder – nach Stellungnahme der Europäischen Kommission 

– auch aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses durchzuführen ist. 

(5a) Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie und den Anschluss solcher Anlagen an das Netz sowie 
die Errichtung und den Betrieb des betreffenden Netzes selbst und von 
Anlagen zur Speicherung erneuerbarer Energie ist, unbeschadet der Abs. 5b 
und 5c, bis zum Erreichen der Klimaneutralität vom Vorliegen eines 
zwingenden öffentlichen Interesses nach Abs. 5 lit. b Z 1 und 2 sowie einer 
überragenden Bedeutung dieses öffentlichen Interesses auszugehen; im Fall 
einer erheblichen Beeinträchtigung eines prioritären natürlichen 
Lebensraumtyps und/oder einer prioritären Art ist weiters davon auszugehen, 
dass diese Vorhaben der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen 
Sicherheit im Sinn des Abs. 5 lit. b Z 2 dienen. 

(5b) Auf Anlagen, die aufgrund des geplanten Standortes, der Anlagenart 
oder bestimmter technischer Eigenschaften der Anlagen zu einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung jener natürlichen Lebensräume und 
Habitate jener Arten führen würden, für die das Natura 2000-Gebiet 
ausgewiesen wurde, ist Abs. 5a nicht anzuwenden. Die Prioritäten des 
integrierten nationalen Energie- und Klimaplans sind dabei zu berücksichtigen. 
Die Nichtanwendung des Abs. 5a ist im Verträglichkeitsprüfungsbescheid zu 
begründen; die Gründe sind der Europäischen Kommission zur Kenntnis zu 
bringen. 

(5c) Weiters kann die Landesregierung durch Verordnung einzelne Natura 
2000-Gebiete oder Teile von Natura 2000-Gebieten von der Anwendung des 
Abs. 5a ausnehmen, um eine schwerwiegende Beeinträchtigung jener 
natürlichen Lebensräume und Habitate jener Arten, für die das jeweilige 
Gebiet ausgewiesen wurde, zu vermeiden. Sind solche Beeinträchtigungen nur 
bei Errichtung und Betrieb bestimmter Anlagen nach Abs. 5a bzw. bestimmten 
Arten von Technologie oder Projekten mit bestimmten technischen 
Eigenschaften zu erwarten, so ist die Ausnahme auf diese zu beschränken. Die 
Prioritäten des integrierten nationalen Energie- und Klimaplans sind dabei zu 
berücksichtigen. Die Verordnung und die Gründe für ihre Erlassung sind der 
Europäischen Kommission zur Kenntnis zu bringen. 

(6) Für die Verträglichkeitsprüfung gilt § 29 Abs. 5 bis 13 § 29 Abs. 5 
und 6 bis 13 sinngemäß. In Bewilligungen nach Abs. 5 lit. b sind jedenfalls 
jene Ausgleichsmaßnahmen vorzuschreiben, die zur Sicherstellung der 
globalen Kohärenz von Natura 2000 erforderlich sind. Die Behörde hat die 
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Europäische Kommission im Weg der Landesregierung über die getroffenen 
Ausgleichsmaßnahmen zu unterrichten. 

(7) Dem Antrag auf Durchführung der Verträglichkeitsprüfung sind 
folgende Unterlagen anzuschließen: 
 a) eine Naturverträglichkeitserklärung, die folgende Angaben zu 

enthalten hat: 
 1. Angaben zu Art, Lage und Umfang des Vorhabens samt der 

erforderlichen Pläne, Skizzen und dergleichen, 
 2. eine Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen des 

Vorhabens auf die für das Natura 2000-Gebiet festgelegten 
Erhaltungsziele oder, sofern solche Erhaltungsziele noch nicht 
festgelegt sind, auf die im Standarddatenblatt enthaltenen 
Lebensräume, wild lebenden Pflanzen- und Tierarten bzw. Vögel, 
sowie Angaben über die bei Bewertung der Auswirkungen 
angewandte Methode, 

 3. bei Vorhaben, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Natura 
2000-Gebietes führen, eine Darstellung möglicher Alternativen, 
einschließlich der sogenannten „Null-Variante“, und einen 
Vorschlag für Ausgleichsmaßnahmen; 

 b) außer bei Plänen, die sich auf Natura 2000-Gebiete beziehen, der 
Nachweis des Eigentums an den davon betroffenen Grundstücken 
oder, wenn der Antragsteller nicht Grundeigentümer ist, die 
Zustimmungserklärung des Grundeigentümers, es sei denn, dass 
aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften eine Enteignung 
oder die Einräumung von Zwangsrechten zugunsten des Vorhabens 
möglich ist; 

 c) der Nachweis des Eigentums an dem von Ausgleichsmaßnahmen 
betroffenen Grundstück oder, wenn der Antragsteller nicht 
Grundeigentümer ist, die Zustimmungserklärung des 
Grundeigentümers oder des sonst über das Grundstück 
Verfügungsberechtigten. 

Die Naturverträglichkeitserklärung ist bei physischer Einbringung in dreifacher 
Ausfertigung vorzulegen. Bei Vorhandensein von mehr als einer 
Standortgemeinde ist dem Antrag für jede weitere Standortgemeinde eine 
zusätzliche Ausfertigung anzuschließen. Für die elektronische Einbringung gilt 
§ 43 Abs. 3 bis 5 sinngemäß. 

(8) Wird durch ein Vorhaben das Natura 2000-Gebiet erheblich 
beeinträchtigt, so hat der Antragsteller 
 a) das Vorliegen zwingender Gründe des überwiegenden öffentlichen 

Interesses nach Abs. 5 lit. b glaubhaft zu machen und auf Verlangen 
die entsprechenden Unterlagen vorzulegen sowie 

 b) im Fall, dass die Naturverträglichkeitserklärung keine Angaben nach 
Abs. 7 lit. a Z 3 enthielt, diese auf Verlangen vorzulegen. 

(9) Die Behörde hat der Standortgemeinde eine Ausfertigung der 
Naturverträglichkeitserklärung zu übermitteln. Diese ist bei der Behörde und 
bei der Standortgemeinde mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Jedermann kann hievon Abschriften selbst anfertigen oder 
auf eigene Kosten Kopien oder Ausdrucke erstellen lassen. Soweit die Behörde 
die die Sache betreffenden Akten elektronisch führt, kann die Akteneinsicht 
auf Verlangen in jeder technisch möglichen Form gewährt werden. 
Erforderlichenfalls hat die Behörde der Gemeinde eine ausreichende Anzahl 
von Kopien oder Ausdrucken der Naturverträglichkeitserklärung zur 
Verfügung zu stellen. Während der Dauer der öffentlichen Auflage ist das 
Vorhaben auf der Internetseite des Landes Tirol sowie jeweils an der Amtstafel 
der Behörde, der Standortgemeinde und der Natura 2000-Gemeinden 
kundzumachen. Diese Kundmachung hat jedenfalls zu enthalten: 
 a) den Gegenstand des Antrages und eine Kurzbeschreibung des 

Vorhabens, 
 b) die Tatsache, dass über das Vorhaben eine Verträglichkeitsprüfung 

nach Abs. 4 durchzuführen ist, welche Behörde für die Entscheidung 
zuständig ist und die Art der möglichen Entscheidung, 

 c) Ort und Zeit der öffentlichen Auflage der 
Naturverträglichkeitserklärung, 

 d) den Hinweis, dass sich anerkannte Umweltorganisationen nach 
Abs. 10 am Verfahren der Naturverträglichkeitsprüfung beteiligen 
können, sowie einen Hinweis auf die Bestimmung des § 43 Abs. 9 
zweiter Satz. 

(10) Anerkannte Umweltorganisationen im Sinn des § 3 Abs. 11 haben, 
sofern sie während der Dauer der Kundmachung auf der Internetseite des 
Landes Tirol nach Abs. 9 sechster Satz die Verfahrensbeteiligung verlangt oder 
eine schriftliche Stellungnahme eingebracht haben, das Recht auf 
 a) Einsichtnahme in den Verwaltungsakt, 
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 b) Teilnahme an der mündlichen Verhandlung, 
 c) Äußerung zum Ergebnis der Beweisaufnahme, 

 d) Erstattung von Stellungnahmen betreffend die Einhaltung der für die 
Verträglichkeitsprüfung geltenden Rechtsvorschriften, 

 e) Zustellung des Bescheides im Sinn des Abs. 4 erster Satz. 
Stellungnahmen nach lit. d müssen bis zum Ende der mündlichen 
Verhandlung, wenn eine solche aber nicht stattfindet, innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen nach der behördlichen Aufforderung zur Äußerung zum 
Ergebnis der Beweisaufnahme erstattet werden. 

(11) In ihrer Entscheidung hat die Behörde auch das nach Abs. 10 
erstattete Vorbringen anerkannter Umweltorganisationen angemessen zu 
berücksichtigen. Der Bescheid über die Erteilung einer naturschutzrechtlichen 
Bewilligung im Sinn des Abs. 4 erster Satz ist bei der Behörde für die Dauer 
von mindestens vier Wochen zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist während der Auflagefrist auf der Internetseite des Landes Tirol 
kundzumachen. 

(12) Für Pläne im Sinn des Abs. 4 erster Satz darf die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung nach dem Tiroler 
Raumordnungsgesetz 2016 erst nach Vorliegen der naturschutzrechtlichen 
Bewilligung nach Abs. 4 erster Satz erteilt werden. § 71 Abs. 4 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2016 ist nicht anzuwenden. 

(13) Verordnungen von Landesbehörden, die als Pläne im Sinn des Abs. 4 
erster Satz anzusehen sind, dürfen erst dann erlassen werden, wenn die 
Behörde die Verträglichkeit der geplanten Verordnung mit den für dieses 
Gebiet festgelegten Erhaltungszielen geprüft hat und wenn das Natura 2000-
Gebiet nicht erheblich beeinträchtigt wird. Abs. 5 und Abs. 6 zweiter Satz 
gelten sinngemäß. 

(14) Eingriffe, Nutzungen und sonstige Handlungen, die zu einer 
Verschlechterung der natürlichen Lebensräume und Habitate der Arten der 
Natura 2000-Gebiete führen können, sind zu unterlassen. Dasselbe gilt für 
Störungen jener Arten, die die Grundlage für die Ausweisung eines Gebietes 
als Natura 2000-Gebiet bilden, sofern sie sich auf die Ziele der Habitat-
Richtlinie erheblich auswirken können. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat 
solche Handlungen und Störungen mit Bescheid zu untersagen. Sofern sie 
bereits zu Verschlechterungen geführt haben, hat sie demjenigen, der dies 
veranlasst hat, oder, wenn dieser nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 

festgestellt werden kann, dem Grundeigentümer oder dem sonst über das 
Grundstück Verfügungsberechtigten mit Bescheid die zur Wiederherstellung 
des früheren Zustandes erforderlichen Maßnahmen auf seine Kosten 
aufzutragen; ist die Wiederherstellung des früheren Zustandes nicht möglich 
oder kann der frühere Zustand nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand festgestellt werden, so ist dieser zu verpflichten, den geschaffenen 
Zustand auf seine Kosten so zu ändern, dass den Interessen nach Abs. 1 
bestmöglich entsprochen wird. 

(15) Bei Gefahr im Verzug können durch Ausübung unmittelbarer 
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
 a) die weitere Ausführung der Eingriffe, Nutzungen und sonstigen 

Handlungen nach Abs. 14 eingestellt und 
 b) die unerlässlichen Sicherungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

(16) Die auf Natura 2000-Gebiete anzuwendenden Bestimmungen dieses 
Gesetzes gelten bis zur Festlegung der Erhaltungsziele nach Abs. 3 lit. a für die 
nach Abs. 2 bestimmten Natura 2000-Gebiete und sinngemäß für jene Gebiete, 
die von der Landesregierung der Europäischen Kommission zur Aufnahme in 
die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung namhaft gemacht 
wurden, mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Erhaltungsziele der Schutz der 
in den Standarddatenblättern enthaltenen Lebensräume und der wild lebenden 
Pflanzen- und Tierarten bzw. Vögel tritt und in den der Europäischen 
Kommission namhaft gemachten und noch nicht in die Liste der Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung aufgenommenen Gebieten jedenfalls keine 
Vorhaben bewilligt werden dürfen, durch die die ökologischen Merkmale 
dieser Gebiete erheblich beeinträchtigt werden, was insbesondere dann der Fall 
ist, wenn ein Eingriff die Fläche eines Gebiets wesentlich verringert, zum 
Aussterben von in diesem Gebiet vorkommenden prioritären Arten führt oder 
aber die Zerstörung des Gebiets oder die Beseitigung seiner für die 
Namhaftmachung repräsentativen Merkmale zur Folge hat. Die Bezeichnung 
der der Europäischen Kommission namhaft gemachten Gebiete ist zusammen 
mit einer planlichen Darstellung, aus der die Zuordnung der Grundstücke oder 
Teile davon zu den vorgeschlagenen Gebieten ersichtlich ist, im 
Verordnungsblatt für Tirol zu verlautbaren. Die Standarddatenblätter sind auf 
der Internetseite des Landes zu veröffentlichen. 

(17) Die Landesregierung hat den Erhaltungszustand der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen zu überwachen und 
zu dokumentieren. Die prioritären natürlichen Lebensraumtypen, die 
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prioritären Arten und die Arten nach Anhang I der Vogelschutz-Richtlinie sind 
dabei besonders zu berücksichtigen. 

§ 15 

Sonderbestimmungen für Werbeeinrichtungen 

(1) Die Errichtung, Aufstellung, Anbringung oder Änderung von 
Werbeeinrichtungen außerhalb geschlossener Ortschaften bedarf einer 
naturschutzrechtlichen Bewilligung, soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt 
ist. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Interessen des Naturschutzes nach 
§ 1 Abs. 1 weder durch die Materialbeschaffenheit, Größe, Form, Farbe, 
Lichtwirkung und dergleichen der Werbeeinrichtung noch durch deren 
Errichtung, Aufstellung, Anbringung oder Änderung am vorgesehenen Ort 
beeinträchtigt werden. 

(2) Keiner naturschutzrechtlichen Bewilligung bedürfen die Errichtung, 
Aufstellung, Anbringung oder Änderung von 
 a) Werbeeinrichtungen an Gebäuden mit Aufenthaltsräumen; 

 b) gesetzlich vorgeschriebenen Geschäfts- und 
Betriebsstättenbezeichnungen und damit im unmittelbaren 
Zusammenhang stehenden Werbeeinrichtungen, soweit sich die 
Werbeeinrichtungen an Gebäuden oder auf dem selben Grundstück 
wie das Geschäfts- oder Betriebsgebäude befinden; 

 c) Werbeeinrichtungen, die den in der Verordnung nach Abs. 3 
festgelegten Anforderungen entsprechen; 

 d) Hinweisen auf vorübergehende Veranstaltungen, sofern sie innerhalb 
von sechs Wochen vor dem Beginn der Veranstaltung errichtet, 
aufgestellt oder angebracht werden; sie sind spätestens zwei Wochen 
nach dem Ende der Veranstaltung zu entfernen; 

 e) Anlagen zum Anschlagen von Plakaten durch Gruppen, die sich an der 
Wahlwerbung für die Wahl zum Europäischen Parlament, des 
Bundespräsidenten, zu einem allgemeinen Vertretungskörper oder zu 
den satzungsgebenden Organen einer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung oder an der Werbung für eine Volksabstimmung, eine 
Volksbefragung oder ein Volksbegehren auf Grund landes- oder 
bundesrechtlicher Vorschriften oder für eine Europäische 
Bürgerinitiative beteiligen, sofern sie innerhalb von sechs Wochen vor 
dem Wahltag, dem Tag der Volksabstimmung oder der 
Volksbefragung bzw. dem Beginn der Eintragungszeit und während 

dieser erfolgt. Solche Anlagen sind spätestens zwei Wochen nach dem 
Wahltag, dem Tag der Volksabstimmung oder Volksbefragung bzw. 
dem Ende der Eintragungszeit von der betreffenden Gruppe zu 
entfernen; 

 f) Werbeeinrichtungen, die aufgrund eines Bescheides nach Abs. 4 und 
nach Maßgabe der darin allenfalls vorgesehenen Bedingungen eine 
Beeinträchtigung der Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 
nicht erwarten lassen; 

 g) Werbeeinrichtungen als Innenwerbung in Sportanlagen, sofern sie 
weder selbstleuchtend ausgeführt sind noch beleuchtet werden. 

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung Kriterien für die 
Errichtung, Aufstellung oder Anbringung, Materialbeschaffenheit, Größe, 
Form, Farbe, Lichtwirkung, Schriftart und dergleichen von 
Werbeeinrichtungen festzulegen, bei deren Erfüllung anzunehmen ist, dass die 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 nicht beeinträchtigt werden. 

(4) Die Landesregierung hat auf Antrag des Bundes oder des Landes mit 
Bescheid festzustellen, ob und unter welchen Bedingungen die Errichtung, 
Aufstellung, Anbringung und Änderung von Tafeln, Aufschriften und 
dergleichen, die landesweit für die Kennzeichnung, Markierung oder 
Klassifizierung von Straßen, Wegen, Schipisten, Loipen und dergleichen 
vorgesehen sind, eine Beeinträchtigung der Interessen des Naturschutzes nach 
§ 1 Abs. 1 nicht erwarten lässt. Dabei sind insbesondere die 
Materialbeschaffenheit, Größe, Form, Farbe, Lichtwirkung und Schriftart der 
betreffenden Einrichtungen zu berücksichtigen. 

(5) Wenn durch die Errichtung, Aufstellung, Anbringung oder Änderung 
von Werbeeinrichtungen, die nach Abs. 2 lit. g keiner Bewilligung bedarf, die 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 erheblich beeinträchtigt werden, 
kann die Bezirksverwaltungsbehörde demjenigen, der die Errichtung, 
Aufstellung, Anbringung oder Änderung veranlasst hat, oder, wenn dieser 
nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt oder aus 
sonstigen Gründen nicht herangezogen werden kann, dem Grundeigentümer 
oder dem sonst über das Grundstück Verfügungsberechtigten mit Bescheid die 
Beseitigung der Werbeeinrichtung auftragen. Auf begründetes Ersuchen kann 
die Behörde statt der Beseitigung die Durchführung jener Maßnahmen 
auftragen, durch die die erheblichen Beeinträchtigungen vermieden werden. 
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(6) Für die Erteilung naturschutzrechtlicher Bewilligungen für 
Werbeeinrichtungen gilt § 29 Abs. 5 bis 11 § 29 Abs. 5 und 6 bis 11 
sinngemäß. 

(7) Wurde eine bewilligungspflichtige Werbeeinrichtung ohne 
Bewilligung errichtet, aufgestellt, angebracht oder geändert oder eine 
Werbeeinrichtung entgegen dem Abs. 2 lit. d oder e nicht rechtzeitig entfernt, 
so hat die Bezirksverwaltungsbehörde demjenigen, der dies veranlasst bzw. 
unterlassen hat, oder, wenn dieser nur mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand festgestellt oder überhaupt nicht herangezogen werden kann, dem 
Grundeigentümer oder dem sonst über das Grundstück Verfügungsberechtigten 
mit Bescheid aufzutragen, die Werbeeinrichtung unverzüglich, längstens 
jedoch innerhalb eines Monats zu entfernen. 

(8) Die Bezirksverwaltungsbehörde darf Werbeeinrichtungen, die ohne 
Bewilligung errichtet, aufgestellt, angebracht, geändert oder entgegen dem 
Abs. 2 lit. d oder e nicht rechtzeitig entfernt worden sind, sofort entfernen, 
wenn sie die Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 beeinträchtigen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat dem Eigentümer des entfernten Gegenstandes 
oder dem sonst hierüber Verfügungsberechtigten unverzüglich aufzutragen, 
den Gegenstand zu übernehmen. Die Zustellung eines solchen Auftrages nach 
§ 25 des Zustellgesetzes gilt 24 Stunden nach dem Anschlag als bewirkt. 

(9) Wenn die Feststellung des Eigentümers des entfernten Gegenstandes 
oder des sonst hierüber Verfügungsberechtigten einen unverhältnismäßig 
hohen Aufwand erfordern würde, hat die Bezirksverwaltungsbehörde den 
Verfall des Gegenstandes zugunsten des Landes auszusprechen. Ein solcher 
Bescheid ist durch öffentliche Bekanntmachung zuzustellen. 

(10) Die Kosten der Entfernung und Aufbewahrung eines Gegenstandes 
sind von dessen Eigentümer oder vom sonst hierüber Verfügungsberechtigten 
dem Rechtsträger der Bezirksverwaltungsbehörde zu ersetzen. Wird ein 
entfernter Gegenstand nicht innerhalb eines Monats von dessen Eigentümer 
oder vom sonst hierüber Verfügungsberechtigten übernommen, so verfällt der 
Gegenstand zugunsten des Landes. Für Schäden, die bei der Entfernung von 
Gegenständen unvermeidbar eintreten, besteht gegenüber dem Rechtsträger 
kein Anspruch auf Entschädigung. 

 

§ 16 

Sonderbestimmungen für Antennentragmasten 

(1) Die Errichtung von Antennentragmasten außerhalb geschlossener 
Ortschaften sowie deren Änderung, sofern die Interessen des Naturschutzes 
nach § 1 Abs. 1 berührt werden, sind der Behörde schriftlich anzuzeigen. 
Keiner Anzeige bedürfen Vorhaben, soweit hiefür nach einer anderen 
Bestimmung dieses Gesetzes, einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder 
einem der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder einer 
Verordnung aufgrund dieses Gesetzes eine naturschutzrechtliche Bewilligung 
oder eine Bewilligung nach den nationalparkrechtlichen Vorschriften für die 
Errichtung, Aufstellung, Anbringung oder Änderung von Anlagen erforderlich 
ist. 

(2) Der Anzeige nach Abs. 1 erster Satz sind die Unterlagen nach § 43 
Abs. 2 bei physischer Einbringung in zweifacher Ausfertigung anzuschließen. 
Für die elektronische Einbringung gilt § 43 Abs. 3 bis 5 sinngemäß. 

(3) Die Behörde hat das angezeigte Vorhaben innerhalb eines Monats 
nach Vorliegen der vollständigen Anzeige mit schriftlichem Bescheid zu 
untersagen, wenn sich ergibt, dass keine der Voraussetzungen nach § 29 Abs. 1 
lit. a oder b vorliegt. 

(4) Die Behörde hat innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist die 
Zustimmung zur Ausführung des angezeigten Vorhabens mit schriftlichem 
Bescheid befristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen zu erteilen, soweit 
dies zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Interessen des Naturschutzes 
nach § 1 Abs. 1 erforderlich ist. Dabei sind auch die 
telekommunikationstechnischen Erfordernisse angemessen zu berücksichtigen. 

(5) Mit der Ausführung des angezeigten Vorhabens darf erst begonnen 
werden, wenn die Behörde das Vorhaben nicht innerhalb der im Abs. 3 
genannten Frist untersagt oder der Ausführung ausdrücklich zugestimmt hat. In 
diesen Fällen hat die Behörde dem Anzeigenden eine mit einem 
entsprechenden Vermerk versehene Ausfertigung der eingereichten Unterlagen 
zurückzusenden. 

(6) Wird ein anzeigepflichtiges Vorhaben ohne die erforderliche Anzeige 
ausgeführt, so hat die Behörde den Verantwortlichen aufzufordern, innerhalb 
einer Frist von höchstens zwei Wochen die Anzeige nachzuholen. Verstreicht 
diese Frist ungenützt oder wird die Ausführung des Vorhabens untersagt, so 
hat die Behörde dem Verantwortlichen die Entfernung der Anlage aufzutragen. 
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(7) Die Befugnisse der Landesumweltanwältin bzw. des 
Landesumweltanwaltes nach § 36 Abs. 7 und 8 erstrecken sich nicht auf 
Verfahren nach Abs. 1 erster Satz und Abs. 6 zweiter Satz. 

§ 17 

Rechtswidrige Vorhaben 

(1) Wird ein nach diesem Gesetz, einer Verordnung aufgrund dieses 
Gesetzes oder einem der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder 
einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes bewilligungspflichtiges Vorhaben, 
ausgenommen Werbeeinrichtungen, ohne naturschutzrechtliche Bewilligung 
oder entgegen einem in diesen Vorschriften enthaltenen Verbot, ohne dass 
hiefür eine Ausnahmebewilligung vorliegt, ausgeführt, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde demjenigen, der dies veranlasst hat, oder, wenn 
dieser nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt werden kann, 
dem Grundeigentümer oder dem sonst über das Grundstück 
Verfügungsberechtigten mit Bescheid 
 a) die weitere Ausführung des Vorhabens oder die Verwendung einer 

Anlage zu untersagen, wobei im Falle der Untersagung der 
Verwendung einer Anlage auch geeignete Maßnahmen zur 
Durchsetzung dieses Verbotes aufgetragen werden können, wie etwa 
eine entsprechende Beschilderung, die Anbringung von Absperrungen 
und dergleichen, und 

 b) die zur Wiederherstellung des früheren Zustandes erforderlichen 
Maßnahmen auf seine Kosten aufzutragen; ist die Wiederherstellung 
des früheren Zustandes nicht möglich oder kann der frühere Zustand 
nicht oder nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand 
festgestellt werden, so ist dieser zu verpflichten, den geschaffenen 
Zustand auf seine Kosten so zu ändern, dass den Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 bestmöglich entsprochen wird. 

(2) Bei Gefahr im Verzug können durch die Ausübung unmittelbarer 
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
 a) die weitere Ausführung des Vorhabens nach Abs. 1 eingestellt oder 

die Verwendung einer Anlage unterbunden und 
 b) die unerlässlichen Sicherungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

(3) Trifft eine Verpflichtung nach Abs. 1 nicht den Grundeigentümer, so 
hat dieser die zu ihrer Erfüllung notwendigen Maßnahmen zu dulden. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch dann, wenn ein Vorhaben erheblich 
abweichend von der naturschutzrechtlichen Bewilligung ausgeführt wurde. In 
diesem Fall kann auch auf Antrag die Herstellung des der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung entsprechenden Zustandes aufgetragen 
werden. 

§ 19 

Naturschutzabgabe 

(1) Für die Inanspruchnahme der Natur durch Vorhaben nach Abs. 3, für 
die eine naturschutzrechtliche Bewilligung oder eine Bewilligung nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 erteilt wurde, ist eine 
Naturschutzabgabe zu entrichten. Der Abgabepflicht unterliegen nicht 
Vorhaben von Körperschaften öffentlichen Rechts innerhalb ihres 
Wirkungsbereiches, ausgenommen Vorhaben im Rahmen der Führung 
erwerbswirtschaftlicher Unternehmen. 

(2) Die Naturschutzabgabe ist eine ausschließliche Landesabgabe. Ihr 
Ertrag ist zu 60 v.H. für Maßnahmen des Klimaschutzes, insbesondere zur 
Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs, zu verwenden. Die restlichen 
40 v.H. des Abgabenertrages sind wie folgt zu verwenden: 

 a) zur Förderung von Maßnahmen zur Erhaltung und zur Pflege 
der Natur im Sinn der Ziele nach § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2; 

 b) zur Deckung der Kosten für Maßnahmen zum Ausgleich der 
Eingriffe in die Natur, die durch Vorhaben im Sinn des Abs. 3 bewirkt werden; 

 c) zur Förderung von Forschungsvorhaben, 
naturkundefachlichen Erhebungen und der Öffentlichkeitsarbeit auf dem 
Gebiet des Naturschutzes. 

Ihr Ertrag ist dem Tiroler Naturschutzfonds (§ 20) zur Erfüllung seiner 
Aufgaben zuzuweisen. 

(3) Zur Entrichtung der Naturschutzabgabe ist der Inhaber der 
Bewilligung für eines der in den lit. a bis e genannten Vorhaben verpflichtet. 
Die Höhe der Naturschutzabgabe beträgt: 
 a) für den maschinellen Abbau von mineralischen Rohstoffen 27,50 Cent 

je Kubikmeter; 
 b) für die Errichtung oder den Ausbau von Seilbahnen 2,20 Euro je 

Meter Trasse; 
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 c) für die Errichtung oder den Ausbau von Sportanlagen 1,10 Euro je 
Quadratmeter, höchstens jedoch 44.000,– Euro; 

 d) für Anlagen zur Erzeugung von Schnee 33,– Euro je tausend 
Kubikmeter jährlicher Wasserentnahmemenge; 

 e) für die Ableitung oder Entnahme von Wasser zum Betrieb von 
Stromerzeugungsanlagen 1,10 Euro je Sekundenliter 
Ausbauwassermenge. 

(4) Der Abgabenanspruch entsteht mit dem Eintritt der Rechtskraft der 
Bewilligung. Die Abgabe wird mit dem Beginn der Ausführung des 
betreffenden Vorhabens fällig. Der Abgabepflichtige hat den Beginn der 
Ausführung des Vorhabens innerhalb einer Woche der Landesregierung 
anzuzeigen. 

(5) Die Landesregierung kann die Beträge nach Abs. 3 mit Verordnung 
bis zum Doppelten erhöhen, um den Ertrag aus der Naturschutzabgabe den 
Kosten für Maßnahmen nach Abs. 2 lit. a und b § 20 Abs. 3 lit. a und b 
anzupassen. 

(5a) Die Beträge nach Abs. 3 oder die mit Verordnung nach Abs. 5 
festgelegten Beträge erhöhen oder vermindern sich jährlich in dem Ausmaß, 
das sich aus der Änderung des von der Statistik Austria verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2020 oder des an seine Stelle tretenden Index für den 
Juni des vorangegangenen Jahres gegenüber dem Juni des 
zweitvorangegangenen Jahres ergibt, wobei die Erhöhung höchstens 5 v.H. 
betragen darf. Die sich ändernden Beträge sind kaufmännisch auf volle Cent zu 
runden. Die Landesregierung hat die geänderten Beträge durch Verordnung 
kundzumachen. Die zuletzt kundgemachten Beträge bilden die Ausgangsbasis 
für die nächste Valorisierung. Erfolgt eine Erhöhung der Beträge nach Abs. 5, 
so bilden diese die Ausgangsbasis für die nächste Valorisierung. Für das Jahr 
2024 ist keine Valorisierung vorzunehmen. 

(5b) Verordnungen nach Abs. 5a können rückwirkend, in einem solchen 
Fall jedoch frühestens mit dem 1. Jänner jenes Kalenderjahres, für das die 
Anpassung erfolgt, in Kraft gesetzt werden. 

(6) Wurde ein Vorhaben ohne Bewilligung ausgeführt, so ist die 
Naturschutzabgabe nach Abs. 3 nachträglich vorzuschreiben. Das Ausmaß der 
Inanspruchnahme der Natur ist in der Entscheidung nach § 17 Abs. 1 oder 4 
festzusetzen. Der Abgabenanspruch entsteht mit der Rechtskraft dieser 
Entscheidung. Zugleich wird die Abgabe fällig. 

(7) Eine Naturschutzabgabe von mehr als 10.000,– Euro und weniger als 
100.000,– Euro kann in höchstens drei Teilbeträgen, eine Naturschutzabgabe 
von mehr als 100.000,– Euro kann in höchstens fünf Teilbeträgen festgesetzt 
werden. Dabei sind die bei der Ausführung des Vorhabens zu erwartenden 
wirtschaftlichen Verhältnisse angemessen zu berücksichtigen. 

(8) Wird das für das Entstehen des Abgabenanspruches maßgebliche 
Vorhaben zu einem wesentlichen Teil nicht ausgeführt, so kann der 
Abgabepflichtige innerhalb eines Jahres nach der Beendigung des Vorhabens 
die Erstattung des auf den nicht ausgeführten Teil des Vorhabens entfallenden 
Abgabenbetrages beantragen. 

§ 20 

Förderungen 

(1) Die Landesregierung hat Richtlinien für die Gewährung von 
Förderungen nach § 19 Abs. 2 zu erlassen, die insbesondere nähere 
Bestimmungen zu enthalten haben über: 
 a) die Voraussetzungen für die Gewährung einer Förderung, 
 b) das Ausmaß der Förderung, 

 c) das Verfahren zur Gewährung einer Förderung, 
 d) die Auflagen und Bedingungen, unter denen eine Förderung gewährt 

wird, 
 e) die Kontrolle der bestimmungsgemäßen Verwendung der Förderung, 
 f) den Widerruf der Förderung und die damit verbundene 

Rückerstattung. 

(2) Der Naturschutzbeirat ist vor der Erlassung der Richtlinien nach 
Abs. 1 und vor der Gewährung von Förderungen für Forschungsvorhaben nach 
§ 19 Abs. 2 lit. c zu hören. Die Landesregierung hat jährlich einen Bericht über 
die Gewährung von Förderungen zu erstellen und diesen dem 
Naturschutzbeirat unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Ein Anspruch auf Gewährung einer Förderung besteht nicht. 

§ 20 

Tiroler Naturschutzfonds 

(1) Zur Förderung der Erhaltung und der Pflege der Natur im Sinn der 
Ziele nach § 1 Abs. 1 wird der Tiroler Naturschutzfonds als Verwaltungsfonds 
eingerichtet. 
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(2) Die Mittel des Fonds werden aufgebracht: 
 a) aus dem Ertrag der Naturschutzabgabe (§ 19), 

 b) aus dem Ertrag von Geldstrafen für Übertretungen 
naturschutzrechtlicher Vorschriften und von den für verfallen erklärten 
Sicherheitsleistungen, 

 c) durch im Landesvoranschlag für die Erfüllung der Aufgaben des 
Fonds zur Verfügung gestellte Landesmittel, 

 d) aus den Ersatzzahlungen nach § 29a Abs. 1 und 

 e) durch sonstige Zuwendungen. 

(3) Die Mittel des Fonds sind zu verwenden: 
 a) zur Förderung oder Deckung der Kosten von Maßnahmen zur 

Erhaltung, Pflege und Wiederherstellung der Natur im Sinn der Ziele 
nach § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2; 

 b) zur Deckung der Kosten für Maßnahmen zum Ausgleich oder Ersatz 
von Eingriffen in die Natur, die durch Vorhaben im Sinn des § 19 
Abs. 3 oder durch Vorhaben, für die eine Ersatzzahlung nach § 29a 
Abs. 1 geleistet wurde, bewirkt werden; 

 c) zur Förderung oder Deckung der Kosten von Forschungsvorhaben, 
naturkundefachlichen Erhebungen und der Öffentlichkeitsarbeit auf 
dem Gebiet des Naturschutzes; 

 d) zur Förderung oder Deckung der Kosten für Maßnahmen des 
Klimaschutzes. 

(4) Mittel des Fonds, die im jeweiligen Finanzjahr nicht für Zwecke nach 
Abs. 3 verwendet werden, sind einer Rücklage zuzuführen. Diese wird gebildet 
aus vorhandenen Rücklagemitteln des Vorjahres und den sich jährlich 
bildenden Reserven. Die Rücklage ist vor allem für die Finanzierung von 
Maßnahmen nach Abs. 3 zu verwenden, die nicht im selben Finanzjahr, in dem 
mit der Umsetzung begonnen wird, abgeschlossen werden können, sofern die 
im Landesvoranschlag vorgesehenen Mittel zur Finanzierung der jährlichen 
Aufwendungen für diese nicht ausreichen. 

(5) Die Verwaltung des Fonds obliegt der Landesregierung. 

(6) Die Landesregierung hat Richtlinien für die Verwendung der Mittel 
des Fonds zu erlassen, die insbesondere nähere Bestimmungen zu enthalten 
haben über: 
 a) die Voraussetzungen für die Gewährung einer Förderung, 

 b) das Ausmaß der Förderung, 
 c) das Verfahren zur Gewährung einer Förderung, 

 d) die Auflagen und Bedingungen, unter denen eine Förderung gewährt 
wird, 

 e) die Kontrolle der bestimmungsgemäßen Verwendung der Förderung 
und 

 f) den Widerruf der Förderung und die damit verbundene 
Rückerstattung. 

(7) Der Naturschutzbeirat ist vor der Erlassung der Richtlinien nach 
Abs. 6 und vor der Gewährung von Förderungen für Forschungsvorhaben nach 
Abs. 3 lit. c zu hören. Die Landesregierung hat jährlich einen Bericht über die 
Verwendung der Mittel des Naturschutzfonds zu erstellen und diesen dem 
Naturschutzbeirat zur Kenntnis zu bringen. 

(8) Auf die Gewährung von Förderungen aus dem Fonds besteht kein 
Rechtsanspruch. 

§ 22 

Sonderschutzgebiete 

(1) Die Landesregierung kann außerhalb geschlossener Ortschaften 
gelegene, in ihrer Ursprünglichkeit erhalten gebliebene Gebiete durch 
Verordnung zu Sonderschutzgebieten erklären, wenn die Erhaltung dieser 
Gebiete im öffentlichen, wie etwa im wissenschaftlichen, Interesse gelegen ist. 

(2) In Sonderschutzgebieten ist jeder Eingriff in die Natur verboten. 
Ausnahmen von diesem Verbot dürfen nur bewilligt werden 
 a) für Maßnahmen zur Sicherung des Schutzzweckes oder, 
 b) soweit dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird, für 
 1. Maßnahmen, die der wissenschaftlichen Forschung dienen; 

 2. bestimmte Maßnahmen der üblichen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung; 

 3. die Ausübung der Jagd und Fischerei. 

(3) Für die Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach Abs. 2 gilt § 29 
Abs. 5 bis 11 § 29 Abs. 5 und 6 bis 11 sinngemäß. 

(4) Die nach anderen landesrechtlichen Vorschriften erforderlichen 
Bewilligungen für Vorhaben, die nach Abs. 2 verboten sind, dürfen erst dann 
erteilt werden, wenn eine rechtskräftige naturschutzrechtliche 
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Ausnahmebewilligung vorliegt. Das Landesverwaltungsgericht hat den 
angefochtenen Bescheid auch auf die Übereinstimmung mit dieser 
Bestimmung hin zu überprüfen. Bescheide, mit denen entgegen dieser 
Bestimmung eine Bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit Nichtigkeit 
bedrohten Fehler. 

(5) Die Landesregierung hat in Verordnungen nach Abs. 1, soweit dies 
jeweils zur Erhaltung des betreffenden Sonderschutzgebietes erforderlich ist, 
entweder für den gesamten Bereich des Sonderschutzgebietes bzw. für Teile 
davon oder für bestimmte Zeiträume das Betreten zu verbieten. Dieses Verbot 
gilt nicht für die Ausführung von Vorhaben, für die nach Abs. 2 eine 
naturschutzrechtliche Ausnahmebewilligung erteilt worden ist. 

 

§ 23 

Geschützte Pflanzenarten und Pilze 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung 
 a) die im Anhang IV lit. b der Habitat-Richtlinie genannten 

Pflanzenarten und 
 b) andere wild wachsende Pflanzenarten und Pilze, die in ihrem Bestand 

allgemein oder in bestimmten Gebieten gefährdet sind, deren 
Erhaltung aber zur Wahrung der Interessen des Naturschutzes nach § 1 
Abs. 1 geboten ist, 

zu geschützten Arten zu erklären. 

(2) Hinsichtlich der in Anhang IV lit. b der Habitat-Richtlinie genannten 
Pflanzenarten ist es in all ihren Lebensstadien verboten, 
 a) diese vorsätzlich in ihren Verbreitungsräumen in der Natur zu 

pflücken, zu sammeln, abzuschneiden, auszugraben oder zu vernichten 
(Eingriffsverbote), 

 b) Exemplare dieser Arten zu besitzen (Besitzverbot), 

 c) Exemplare dieser Arten zu verkaufen, zu kaufen, zu tauschen sowie 
zum Verkauf oder Tausch anzubieten und zu befördern 
(Vermarktungsverbote). 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung für Pflanzenarten nach 
Abs. 1 lit. b, soweit dies zur Sicherung des Bestandes bestimmter 
Pflanzenarten, insbesondere zur Aufrechterhaltung eines günstigen 

Erhaltungszustandes der wild wachsenden Pflanzenarten des Anhanges V lit. b 
der Habitat-Richtlinie, erforderlich ist, 
 a) verbieten, 
 1. Pflanzen solcher Arten sowie deren Teile (Wurzeln, Zwiebeln, 

Knollen, Blüten, Blätter, Zweige, Früchte und dergleichen) und 
Entwicklungsformen von ihrem Standort zu entfernen, zu 
beschädigen oder zu vernichten, im frischen oder getrockneten 
Zustand zu befördern, feilzubieten, zu veräußern oder zu erwerben, 

 2. den Standort von Pflanzen solcher Arten so zu behandeln, dass ihr 
weiterer Bestand an diesem Standort unmöglich wird, 

 3. Pflanzen auf eine bestimmte Art zu entnehmen; 

die Verbote nach Z 1 können auf bestimmte Mengen und 
Entwicklungsformen von Pflanzen sowie auf bestimmte Tage, Zeiträume 
und Gebiete, die Verbote nach Z 2 auf bestimmte Zeiträume und Gebiete 
beschränkt werden; 

 b) Regelungen über die künstliche Vermehrung von Pflanzenarten unter 
streng kontrollierten Bedingungen erlassen, um die Entnahme von 
Exemplaren aus der Natur zu verringern. 

(4) Hinsichtlich der im Anhang IV lit. b der Habitat-Richtlinie genannten 
Pflanzenarten liegt ein Verstoß 
 a) gegen das Verbot des Sammelns und Ausgrabens nach Abs. 2 lit. a 

nicht vor, wenn Exemplare der Pflanzenarten im Rahmen einer 
erforderlichen Maßnahme, die auf deren Schutz vor Vernichtung und 
die Erhaltung der ökologischen Funktion ihrer Vorkommensorte 
gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen 
unvermeidbar sind, 

 b) gegen das Besitzverbot nach Abs. 2 lit. b nicht vor, wenn Exemplare 
von Pflanzen rechtmäßig 

 1. vor dem 1. Jänner 1995 aus der Natur entnommen worden sind, 
 2. in der Union durch künstliche Vermehrung gewonnen worden sind 

oder 
 3. aus Drittstaaten in die Union gelangt sind, 

 c) gegen die Vermarktungsverbote nach Abs. 2 lit. c nicht vor, wenn 
Exemplare von Pflanzen rechtmäßig 

 1. vor dem 1. Jänner 1995 aus der Natur entnommen worden sind oder 
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 2. in der Union durch künstliche Vermehrung gewonnen worden sind. 
Hinsichtlich der durch eine Verordnung nach Abs. 3 geschützten Pflanzenarten 
gelten die lit. a, b Z 2 und 3 und c Z 2 sinngemäß. Weiters liegt ein Verstoß 
gegen ein in dieser Verordnung vorgesehenes Verbot nach Abs. 3 lit. a Z 2 
nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von einem Vorhaben betroffenen 
Standorte im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

(5) Sofern es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt und die 
Populationen der betroffenen Pflanzenart in ihrem natürlichen 
Verbreitungsgebiet ohne Beeinträchtigung in einem günstigen 
Erhaltungszustand verweilen, können Ausnahmen von den Verboten nach den 
Abs. 2 und 3 lit. a bewilligt oder hinsichtlich der im Abs. 1 lit. b genannten 
Pflanzenarten auch durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden 
 a) zum Schutz der übrigen Pflanzen und wild lebenden Tiere und zur 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume, 
 b) zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen, Gewässern 

und Eigentum, 
 c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder 

aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder 
positiver Folgen für die Umwelt, 

 d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichtes, der 
Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und der für diese Zwecke 
erforderlichen Aufzucht, einschließlich der künstlichen Vermehrung 
von Pflanzen, 

 e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und im beschränkten Ausmaß 
das Entnehmen oder Halten einer begrenzten, von der Behörde 
spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Pflanzenarten zu 
erlauben. 

(6) Wer behauptet, dass 
 a) das Sammeln oder Ausgraben geschützter Pflanzen dem Abs. 4 lit. a, 
 b) der Besitz von Exemplaren geschützter Pflanzen dem Abs.4 lit. b 

Abs. 4 lit. b, 
 c) die Vermarktung von Exemplaren geschützter Pflanzen dem Abs. 4 

lit. c 
 d) die Beschädigung oder Zerstörung der Standorte geschützter Pflanzen 

dem Abs. 4 letzter Satz 

entspricht, hat in den Fällen der lit. a und d der Behörde die beabsichtigte 
Durchführung der Eingriffe mindestens vier Wochen vorher mitzuteilen, sofern 
diese davon nicht bereits Kenntnis hat, und in den Fällen der lit. b und c der 
Behörde auf deren Verlangen das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Ausnahmen vom Besitz- und Vermarktungsverbot nachzuweisen. 

(7) Die Wiederansiedlung von Pflanzen, die nicht heimischer Art sind, 
bedarf einer naturschutzrechtlichen Bewilligung. Eine solche Bewilligung darf 
nur erteilt werden, wenn weder eine weitgehende Veränderung der 
vorhandenen Pflanzen- und Tierwelt noch sonst eine Beeinträchtigung der 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 zu erwarten ist. 

(8) Die Landesregierung hat die Auswirkungen von Verordnungen nach 
Abs. 1 zu überwachen und zu beurteilen. 

(9) Die Abs. 3 bis 8 gelten für Pilze sinngemäß. 

§ 24 

Geschützte Tierarten 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung 
 a) die im Anhang IV lit. a der Habitat-Richtlinie genannten Tierarten und 

 b) andere Arten von wild lebenden, nicht jagdbaren Tieren, die in ihrem 
Bestand allgemein oder in bestimmten Gebieten gefährdet sind, deren 
Erhaltung aber zur Wahrung der Interessen des Naturschutzes nach § 1 
Abs. 1 geboten ist, ausgenommen Vögel (§ 25), 

zu geschützten Arten zu erklären. 

(2) Hinsichtlich der in Anhang IV lit. a der Habitat-Richtlinie genannten 
Tierarten ist es in all ihren Lebensstadien verboten, 
 a) vorsätzlich wild lebende Tiere zu fangen oder zu töten, 
 b) vorsätzlich wild lebende Tiere zu stören, insbesondere während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, 
 c) vorsätzlich Eier wild lebender Tiere zu zerstören oder aus der Natur zu 

entnehmen, 
 d) Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tiere zu beschädigen 

oder zu zerstören (Eingriffsverbote), 
 e) Exemplare dieser Arten zu besitzen (Besitzverbot), 
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 f) Exemplare dieser Arten zu verkaufen, zu kaufen, zu tauschen sowie 
zum Verkauf oder Tausch anzubieten und zu befördern 
(Vermarktungsverbote). 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung für Tierarten nach 
Abs. 1 lit. b, soweit dies zur Sicherung des Bestandes bestimmter Tierarten 
erforderlich ist, insbesondere zur Aufrechterhaltung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der wild lebenden Tierarten nach Anhang V lit. a der 
Habitat-Richtlinie, 
 a) verbieten, 

 1. Tiere zu beunruhigen, zu verfolgen, zu fangen, zu halten, im 
lebenden oder toten Zustand zu verwahren, zu befördern, 
feilzubieten, zu veräußern, zu erwerben oder zu töten, 

 2. Entwicklungsformen von Tieren (wie etwa Eier, Larven und 
Puppen) geschützter Arten aus ihrer natürlichen Umgebung zu 
entfernen, zu beschädigen oder zu vernichten, zu verwahren, zu 
befördern, feilzubieten, zu veräußern oder zu erwerben, 

 3. Teile von Tieren zu verwahren, zu befördern, feilzubieten, zu 
veräußern oder zu erwerben, 

 4. Behausungen von Tieren zu entfernen oder zu zerstören, 
 5. den Lebensraum (z. B. den Einstandsort) von Tieren und ihrer 

Entwicklungsformen so zu behandeln, dass ihr weiterer Bestand in 
diesem Lebensraum unmöglich wird. 

Die Verbote nach den Z 1 bis 4 können auf eine bestimmte Anzahl von 
Tieren und ihrer Entwicklungsformen, auf bestimmte 
Entwicklungsformen und auf bestimmte Zeiträume und Gebiete, die 
Verbote nach Z 5 auf bestimmte Zeiträume und Gebiete beschränkt 
werden; 

 b) Regelungen über das Züchten von Tierarten in Gefangenschaft unter 
streng kontrollierten Bedingungen erlassen, um die Entnahme von 
Exemplaren aus der Natur zu verringern. 

(4) Hinsichtlich der in Anhang IV lit. a der Habitat-Richtlinie genannten 
Tierarten liegt ein Verstoß: 
 a) gegen das Tötungsverbot nach Abs. 2 lit a nicht vor, wenn 
 1. durch ein Vorhaben das Tötungsrisiko für die Tiere nicht 

signifikant erhöht wird und diese Beeinträchtigung bei Anwendung 

der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht 
vermieden werden kann oder 

 2. im Zusammenhang mit der Ausführung von Projekten im Bereich 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten im 
Sinne des Art. 15c Abs. 1 RED III-Richtlinie die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden, um damit verbundene Tötungen so 
weit wie möglich zu verhindern, 

 b) gegen das Fangverbot nach Abs. 2 lit. a und das Entnahmeverbot nach 
Abs. 2 lit c Abs. 2 lit. c nicht vor, wenn 

 1. Tiere oder ihre Eier im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, 
die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder der Eier vor 
Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion ihrer 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigung 
unvermeidbar ist oder 

 2. verletzt oder krank aufgefundene Tiere, unbeschadet der jagd- und 
fischerrechtlichen Bestimmungen, aus der Natur entnommen 
werden, um sie zu gesund pflegen, und die örtlich zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde von der Entnahme unverzüglich 
verständigt wird; die betreffenden Tiere sind außerdem 
unverzüglich freizulassen, sobald sie sich selbständig erhalten 
können und auf Verlangen der Bezirksverwaltungsbehörde dieser 
oder einer von ihr genannten Stelle zu übergeben; 

 c) gegen das Störungsverbot nach Abs. 2 lit. b nicht vor, wenn im 
Zusammenhang mit der Ausführung von Projekten im Bereich 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten im 
Sinne des Art. 15c Abs. 1 RED III-Richtlinie die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden, um damit verbundene Störungen so 
gering wie möglich zu halten, 

 d) gegen das Verbot des Beschädigens oder Vernichtens von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach Abs. 2 lit. d nicht vor, wenn die 
ökologische Funktion der von einem Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt wird, 

 e) gegen das Tötungsverbot und Fangverbot nach Abs. 2 lit. a, das 
Störungsverbot nach Abs. 2 lit. b, das Entnahmeverbot nach Abs. 2 
lit. c und das Verbot des Beschädigens oder Vernichtens von 
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Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach Abs. 2 lit. d nicht vor, wenn der 
Eingriff im Zusammenhang mit einem Erneuerbaren Projekt erfolgt 
und mit Entscheidung nach § 43b Abs. 2 rechtskräftig festgestellt 
wurde, dass dieses 

 1. in einem für Projekte der betreffenden Art ausgewiesenen 
Beschleunigungsgebiet umgesetzt wird und 

 2. die in dem Beschleunigungsgebiet für Projekte der betreffenden Art 
zum Schutz der Tierart festgelegten Regeln für 
Minderungsmaßnahmen zum Schutz der Tierart und ihres 
Lebensraumes erfüllt, 

 fe) gegen das Besitzverbot nach Abs. 2 lit. e nicht vor, wenn Exemplare 
von Tieren rechtmäßig 

 1. vor dem 1. Jänner 1995 aus der Natur entnommen worden sind, 
 2. in der Union gezüchtet und nicht herrenlos geworden sind oder 
 3. aus Drittstaaten in die Union gelangt sind, 

 gf) gegen die Vermarktungsverbote nach Abs. 2 lit. f nicht vor, wenn 
Exemplare von Tieren rechtmäßig 

 1. vor dem 1. Jänner 1995 aus der Natur entnommen worden sind oder 
 2. in der Union gezüchtet und nicht herrenlos geworden sind. 
Für Exemplare der durch eine Verordnung nach Abs. 3 geschützten Tierarten 
gelten die lit. a, b, c, d, e Z 2 und 3 und f Z 2 lit. a, b, c, d, e, f Z 2 und 3 und g 
Z 2 sinngemäß. 

(5) Sofern es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt und die 
Populationen der betroffenen Tierart in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 
ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen, 
können Ausnahmen von den Verboten nach den Abs. 2 und 3 lit. a bewilligt 
oder hinsichtlich der im Abs. 1 lit. b genannten Tierarten auch durch 
Verordnung der Landesregierung festgelegt werden 
 a) zum Schutz der übrigen wild lebenden Tiere und Pflanzen und zur 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume, 
 b) zur Verhütung erheblicher Schäden, insbesondere an Kulturen, 

Viehbeständen, Wäldern, Fischwässern, Gewässern und sonstigem 
Eigentum, 

 c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder 
aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder 
positiver Folgen für die Umwelt, 

 d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichtes, der 
Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und der für diese Zwecke 
erforderlichen Aufzucht, 

 e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und im beschränkten Ausmaß 
das Entnehmen oder Halten einer begrenzten, von der Behörde 
spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tierarten zu 
erlauben. 

(6) Wer behauptet, dass 
 a) die Tötung geschützter Tiere dem Abs. 4 lit. a, 
 b) der Fang geschützter Tiere bzw. die Entnahme der Eier geschützter 

Tiere aus der Natur dem Abs. 4 lit. b Z 1, 
 c) die Störung geschützter Tiere dem Abs.4 lit. c, 

 d) die Beschädigung oder Vernichtung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten geschützter Tiere dem Abs. 4 lit. d, 

 e) der Besitz von Exemplaren geschützter Tiere dem Abs. 4 lit. e Abs. 4 
lit f, 

 f) die Vermarktung von Exemplaren geschützter Tiere dem Abs. 4 lit. f 
Abs. 4 lit. g 

entspricht, hat in den Fällen der lit. a, b, c und d der Behörde die beabsichtigte 
Durchführung der Eingriffe mindestens vier Wochen vorher mitzuteilen, sofern 
diese davon nicht bereits Kenntnis hat, und in den Fällen der lit. e und f lit. f 
und g der Behörde auf deren Verlangen das Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Ausnahmen vom Besitz- oder Vermarktungsverbot nachzuweisen. 

(7) Das Aussetzen von Tieren, die nicht den jagd- oder 
fischereirechtlichen Vorschriften unterliegen und nicht heimischer Art sind, 
bedarf einer naturschutzrechtlichen Bewilligung. Eine solche Bewilligung darf 
nur erteilt werden, wenn weder eine weitgehende Veränderung der 
vorhandenen Pflanzen- und Tierwelt noch sonst eine Beeinträchtigung der 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 zu erwarten ist. 

(8) Sofern das Entnehmen, Fangen oder Töten von Tieren in allen ihren 
Lebensstadien zulässig ist, ist der Gebrauch von allen nicht selektiven Geräten, 
durch die das örtliche Verschwinden von Populationen dieser Tierarten 
hervorgerufen werden könnte oder diese schwer gestört werden könnten, 



37 

 

insbesondere die Verwendung der im Anhang VI lit. a der Habitat-Richtlinie 
genannten Fang- und Tötungsgeräte sowie jede Form des Fangens oder Tötens 
mittels der im Anhang VI lit. b dieser Richtlinie genannten Transportmittel, 
verboten. Die Landesregierung kann, unbeschadet dieser Verbote, durch 
Verordnung weitere Bestimmungen über das Fangen und Sammeln von wild 
lebenden Tieren geschützter Arten einschließlich ihrer Entwicklungsformen 
erlassen, um eine sachgemäße Ausübung dieser Tätigkeiten sicherzustellen, 
wobei auch bestimmte Fangarten sowie die Verwendung bestimmter 
Fangmittel verboten werden können. 

(9) Die Landesregierung hat die Auswirkungen von Verordnungen nach 
Abs. 1 zu überwachen und zu beurteilen. 

§ 25 

Geschützte Vogelarten 

(1) Die unter die Vogelschutz-Richtlinie fallenden Vogelarten, 
ausgenommen die im Anhang II Teil A und B genannten Arten, für die in Tirol 
eine Jagdzeit festgelegt ist, sind geschützt. Hinsichtlich der geschützten 
Vogelarten ist es verboten, 
 a) vorsätzlich wild lebende Vögel zu töten oder zu fangen, ungeachtet 

der angewandten Methode, 
 b) vorsätzlich Nester und Eier wild lebender Vögel zu zerstören oder zu 

beschädigen und Nester zu entfernen, 
 c) Eier wild lebender Vögel zu sammeln und zu besitzen, auch im leeren 

Zustand, 
 d) vorsätzlich wild lebende Vögel zu stören, insbesondere während der 

Brut- und Aufzuchtzeit, sofern sich dieses Stören auf den Schutz der 
Vogelarten erheblich auswirkt, 

 e) Vögel, die nicht bejagt oder gefangen werden dürfen, zu halten, 
 f) den Lebensraum wild lebender Vögel in einer Weise zu behandeln, 

dass ihr weiterer Bestand in diesem Lebensraum erheblich 
beeinträchtigt oder unmöglich wird; dieses Verbot gilt jedoch auch für 
die im Anhang II Teil A und B der Vogelschutz-Richtlinie genannten 
Arten, für die in Tirol eine Jagdzeit festgelegt ist, 

 g) lebende und tote Vögel und deren ohne weiteres erkennbaren Teilen 
erkennbare Teile oder aus diesen Tieren gewonnenen Erzeugnissen 
gewonnene Erzeugnisse zu verkaufen, für den Verkauf anzubieten 

sowie für den Verkauf zu befördern und zu halten 
(Vermarktungsverbot). 

(2) Hinsichtlich der geschützten Vogelarten liegt ein Verstoß 
 a) gegen das Tötungsverbot nach Abs. 1 lit a nicht vor, wenn 
 1. durch ein Vorhaben das Tötungsrisiko für die betroffene Vogelart 

nicht signifikant erhöht wird und diese Beeinträchtigung bei 
Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann oder 

 2. im Zusammenhang mit der Ausführung von Projekten im Bereich 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten im 
Sinn des Art. 15c Abs. 1 der RED III-Richtlinie die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden, um damit verbundene Tötungen so 
weit wie möglich zu verhindern, 

 b) gegen das Fangverbot nach Abs. 1 lit. a und das Haltungsverbot nach 
Abs. 1 lit. e nicht vor, wenn verletzt oder krank aufgefundene Vögel, 
unbeschadet der jagdrechtlichen Bestimmungen, aus der Natur 
entnommen und gehalten werden, um sie zu gesund pflegen, und die 
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde von der Entnahme 
unverzüglich verständigt wird; die betreffenden Vögel sind außerdem 
unverzüglich freizulassen, sobald sie sich selbständig erhalten können 
und auf Verlangen der Bezirksverwaltungsbehörde dieser oder einer 
von ihr genannten Stelle zu übergeben, 

 c) gegen das Verbot der Zerstörung, Beschädigung und Entfernung von 
Nestern nach Abs. 1 lit b sowie der Behandlung des Lebensraumes 
von Vögeln in einer Weise, dass ihr weiter Bestand weiterer Bestand 
in diesem Lebensraum erheblich beeinträchtigt wird, nach Abs. 1 lit. f 
nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von einem Vorhaben 
betroffenen Brut- und Aufzuchtstätte und des betroffenen 
Vogellebensraumes im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird, 

 d) gegen das Störungsverbot nach lit. d nicht vor, wenn im 
Zusammenhang mit der Ausführung von Projekten im Bereich 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten im Sinn 
des Art. 15c Abs. 1 der RED III-Richtlinie die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden, um damit verbundene Störungen so 
gering wie möglich zu halten, 
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 e) gegen das Tötungsverbot und Fangverbot nach Abs. 1 lit a, das Verbot 
der Zerstörung, Beschädigung und Entfernung von Nestern nach 
Abs. 1 lit b, das Sammelverbot nach Abs. 1 lit. c, das Störungsverbot 
nach Abs. 1 lit. d, das Haltungsverbot nach Abs. 1 lit. e und das 
Verbot der Behandlung des Lebensraumes von Vögeln in einer Weise, 
dass ihr weiterer Bestand in diesem Lebensraum erheblich 
beeinträchtigt wird, nach Abs. 1 lit. f nicht vor, wenn der Eingriff im 
Zusammenhang mit einem Erneuerbaren Projekt im Sinn des § 14 
Abs. 4a erfolgt und mit Entscheidung nach § 43b Abs. 2 rechtskräftig 
festgestellt wurde, dass dieses 

 1. in einem für Projekte der betreffenden Art ausgewiesenen 
Beschleunigungsgebiet umgesetzt wird und 

 2. die in dem Beschleunigungsgebiet für Projekte der betreffenden Art 
zum Schutz der Vogelart festgelegten Regeln für 
Minderungsmaßnahmen zum Schutz der Vogelart und ihres 
Lebensraumes erfüllt, 

 fe) gegen das Vermarktungsverbot nach lit. g Abs. 1 lit. g nicht vor, wenn 
 1. Vögel vor dem 1. Jänner 1995 rechtmäßig aus der Natur 

entnommen worden sind oder es sich um Teile solcher Vögel oder 
daraus gewonnen Erzeugnissen gewonnene Erzeugnisse handelt 
oder 

 2. Vögel der im Anhang III Teil A der Vogelschutz-Richtlinie 
genannten Arten rechtmäßig getötet oder gefangen oder sonst 
rechtmäßig erworben worden sind. 

Die Behörde kann mit Verordnung weitere Ausnahmen vom Verbot nach 
Abs. 1 lit. g für im Anhang III Teil B der Vogelschutz-Richtlinie genannte 
Vogelarten, die rechtmäßig getötet oder gefangen oder sonst rechtmäßig 
erworben worden sind, vorsehen. Eine solche Verordnung darf erst nach 
Konsultation der Europäischen Kommission erlassen werden. Die Behörde hat 
in regelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Erlassung der Verordnung noch vorliegen. 

(3) Sofern es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt, können 
Ausnahmen von den Verboten nach Abs. 1 bewilligt werden 
 a) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit, 
 b) im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt, 

 c) zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbeständen, 
Wäldern, Fischwässern und Gewässern, 

 d) zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt, 
 e) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, zur Aufstockung der 

Bestände, zur Wiederansiedlung und zur Aufzucht im Zusammenhang 
mit diesen Maßnahmen, 

 f) um unter streng überwachten Bedingungen das Fangen, das Halten 
oder jede andere vernünftige Nutzung bestimmter Vogelarten in 
geringen Mengen zu ermöglichen, 

 g) aus anderen zwingenden Gründe Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art oder anderweitiger positiver Folgen für die 
Umwelt; dies gilt jedoch nur für das Verbot nach Abs. 1 lit. f. 

Eine naturschutzrechtliche Bewilligung ist nicht erforderlich, wenn ein Auftrag 
der Bezirksverwaltungsbehörde nach § 52 Abs. 1 des Tiroler 
Jagdgesetzes 2004, LGBl. Nr. 41 LGBl. Nr. 41/2004, vorliegt. 

(4) Bewilligungen nach Abs. 3 haben zu enthalten: 
 a) die Vogelarten, für die die Ausnahmen gelten, 
 b) die zugelassenen Fang- oder Tötungsmittel, -einrichtungen und -

methoden, 
 c) die Art der Risiken und die zeitlichen und örtlichen Umstände, unter 

denen diese Ausnahme erteilt wird, und 
 d) die der Einhaltung der Bewilligung dienenden Kontrollmaßnahmen. 

(5) Wer behauptet, dass 
 a) die Tötung geschützter Vögel dem Abs. 2 lit. a, 

 b) die Zerstörung, Beschädigung und Entfernung von Nestern 
geschützter Vögel bzw. die Behandlung des Lebensraumes von 
Vögeln in einer Weise, dass ihr weiterer Bestand in diesem 
Lebensraum erheblich beeinträchtigt wird, dem Abs. 2 lit. c, 

 c) die Störung geschützter Vögel dem Abs. 2 lit. d, 
 d) die Vermarktung von Exemplaren geschützter Vögel dem Abs. 2 lit. e 

Abs. 2 lit. f 
entspricht, hat in den Fällen der lit. a, b und c der Behörde die beabsichtigte 
Durchführung der Eingriffe mindestens vier Wochen vorher mitzuteilen, sofern 
diese davon nicht bereits Kenntnis hat, und im Fall der lit. d der Behörde auf 



39 

 

deren Verlangen das Vorliegen der Voraussetzungen für die Ausnahmen vom 
Vermarktungsverbot nachzuweisen. 

(6) Sofern das Entnehmen, Fangen oder Töten von Vögeln zulässig ist, ist 
die Verwendung sämtlicher Mittel, Einrichtungen oder Methoden, mit denen 
Vögel in Mengen oder wahllos gefangen oder getötet werden oder die 
gebietsweise das Verschwinden einer Vogelart nach sich ziehen könnten, 
insbesondere die Verwendung der im Anhang IV lit. a der Vogelschutz-
Richtlinie genannten Mittel, Einrichtungen und Methoden, sowie jegliche 
Verfolgung aus den im Anhang IV lit. b dieser Richtlinie genannten 
Beförderungsmitteln heraus und unter den dort genannten Bedingungen 
verboten. 

(7) Das Aussetzen wild lebender, nicht heimischer Vogelarten, die nicht 
den jagdrechtlichen Vorschriften unterliegen, bedarf einer 
naturschutzrechtlichen Bewilligung. Eine solche Bewilligung darf nur erteilt 
werden, wenn weder eine weitgehende Veränderung der vorhandenen 
Pflanzen- und Tierwelt noch sonst eine Beeinträchtigung der Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 zu erwarten ist. Vor der Erteilung einer 
Bewilligung für das Aussetzen von Vogelarten, die im europäischen 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nicht heimisch sind, ist die Europäische 
Kommission zu konsultieren. 

§ 25a 

Artenschutzrechtliche Schutzzonen 

(1) Sofern es zur Sicherstellung des Fortpflanzungserfolges einer nach 
§ 24 Abs. 1 oder durch Verordnung nach § 24 Abs. 3 geschützten Tierart oder 
einer nach § 25 Abs. 1 geschützten Vogelart notwendig ist, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde für die Dauer der Fortpflanzungs-, Brut- und 
Aufzuchtzeit das Betreten des Umgebungsbereiches der Fortpflanzungsstätten 
oder Nester verbieten. Der in der Verordnung planlich darzustellende Bereich, 
für den das Betretungsverbot gilt, ist auf das zur Erreichung des damit 
verfolgten Zweckes erforderlich Mindestmaß erforderliche Mindestmaß zu 
begrenzen. Dasselbe gilt für die Geltungsdauer des Verbotes. Diese ist nach 
Möglichkeit bereits in der Verordnung festzulegen. Ist dies nicht möglich, ist 
die Verordnung nach dem Ende der Aufzuchtzeit unverzüglich aufzuheben. 

(2) Vor Erlassung der Verordnung ist den betroffenen Grundeigentümern 
und den betroffenen Gemeinden der Entwurf der geplanten Verordnung mit 
der Gelegenheit zur Stellungnahme zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Der Bereich, für den ein Betretungsverbot nach Abs. 1 verordnet ist, 
ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit geeignete geeigneten Tafeln 
ausreichend zu kennzeichnen. § 33 Abs. 2, 5 und 6 gelten sinngemäß. 

(4) Das Betretungsverbot nach Abs. 1 gilt nicht, wenn der Zutritt im 
Zusammenhang mit einem Eingriff erfolgt, für den eine 
Ausnahmegenehmigung nach den § 24 Abs. 5 bzw. § 25 Abs. 3 erteilt wurde. 

§ 28a 

Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer 

(1) Zum erwerbsmäßigen Führen von Personen in Naturhöhlen sind, 
soweit im Abs. 9 nichts anderes bestimmt ist, nur Personen berechtigt, denen 
die Landesregierung die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. 
Naturhöhlenführer verliehen hat. 

(2) Die Landesregierung hat einer Person auf ihren Antrag die Befugnis 
als Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer zu verleihen, wenn sie 
volljährig, verlässlich, körperlich und geistig geeignet ist und über 
entsprechende Kenntnisse auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und der 
praktischen Höhlenkunde, des Naturschutzrechtes und der Ersten Hilfe verfügt. 
Ist die Person fremdsprachig, muss sie auch über die für das erwerbsmäßige 
Führen von Personen in Naturhöhlen erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen. 

(3) Als nicht verlässlich sind Personen anzusehen, die wegen einer 
vorsätzlichen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Handlung, 
wegen einer strafbaren Handlung gegen fremdes Vermögen oder gegen die 
Sittlichkeit von einem Gericht rechtskräftig verurteilt wurden, es sei denn, dass 
die Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung über die Erteilung von 
Auskünften aus dem Strafregister nach den tilgungsrechtlichen Vorschriften 
unterliegt. Zur Beurteilung der Verlässlichkeit ist eine Strafregisterauskunft 
nach § 9 Abs. 1 Z 1 des Strafregistergesetzes 1968 einzuholen. Die körperliche 
und die geistige Eignung hat der Antragsteller durch ein ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen, das nicht älter als 3 Monate sein darf Die nach Abs. 2 
erforderlichen Kenntnisse sind durch das Zeugnis über die erfolgreiche 
Ablegung der Naturhöhlenführerprüfung nachzuweisen. Zu diesem Zweck ist 
dieses von der Prüfungskommission nach Abs. 7 der Landesregierung auf ihr 
Verlangen vorzulegen. 

(4) Die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer 
erlischt: 
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 a) mit dem Tod der Naturhöhlenführerin bzw. des Naturhöhlenführers, 
 b) mit der Entziehung der Befugnis, 

 c) mit dem Verzicht auf die Befugnis. 
Die Landesregierung hat die Befugnis zu entziehen, wenn die 
Naturhöhlenführerin bzw. der Naturhöhlenführer die Verlässlichkeit oder die 
körperliche oder geistige Eignung verliert. Die Naturhöhlenführerin bzw. der 
Naturhöhlenführer kann auf ihre/seine Befugnis verzichten. Der Verzicht ist 
gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären. Er wird mit dem 
Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der 
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist, wirksam. 

(5) Die Landesregierung hat ein Naturhöhlenführerverzeichnis zu führen. 
In dieses Verzeichnis sind jene Personen einzutragen, denen die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer verliehen wurde. In das 
Verzeichnis sind der Vor- und Familienname, das Geburtsdatum und die 
Adresse der Naturhöhlenführerin bzw. des Naturhöhlenführers sowie die 
Geschäftszahl und das Datum der Entscheidung über die Verleihung 
einzutragen. Im Fall des Erlöschens der Befugnis ist die Eintragung zu löschen. 
Die Landesregierung hat auf Verlangen jedermann darüber Auskunft zu geben, 
ob eine bestimmte Person die Befugnis als Naturhöhlenführerin bzw. 
Naturhöhlenführer besitzt. 

(6) Die Landesregierung hat jeder Person, der die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer verliehen wurde, einen 
Naturhöhlenführerausweis auszuhändigen. Die Naturhöhlenführer haben 
diesen Ausweis bei der Ausübung ihrer Tätigkeit mitzuführen. Er ist den 
Gästen und den Organen der Behörde auf Verlangen vorzuweisen. 

(7) Die Naturhöhlenführerprüfung ist vor einer Prüfungskommission 
abzulegen. Ihr gehören der Leiter der nach der Geschäftseinteilung des Amtes 
der Tiroler Landesregierung für die rechtlichen Angelegenheiten des 
Naturschutzes zuständigen Organisationseinheit als Vorsitzender und zwei 
weitere von der Landesregierung auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellende 
Mitglieder an. Eines der weiteren Mitglieder muss eine auf dem Gebiet der 
theoretischen und praktischen Speläologie fachkundige Person, das andere 
Mitglied muss ein Arzt sein. Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein 
Ersatzmitglied zu bestellen, das die gleichen Voraussetzungen wie das 
betreffende Mitglied erfüllen muss. 

(8) (9) Unionsbürger und Staatsangehörige der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens und der Schweiz sind auch ohne die Befugnis als 
Naturhöhlenführerin bzw. Naturhöhlenführer zum vorübergehenden und 
gelegentlichen erwerbsmäßigen Führen von Personen in Naturhöhlen 
berechtigt, wenn 
 a) sie zur Ausübung eines entsprechenden Berufes in einem anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens, in der Schweiz oder in einem anderen Land 
rechtmäßig niedergelassen sind, und 

 b) der Beruf oder die Ausbildung für diesen Beruf in dem betreffenden 
Staat bzw. Land reglementiert im Sinn des Art. 3 Abs. 1 lit. a bzw. e 
der Richtlinie 2005/36/EG ist, oder sie andernfalls in den letzten zehn 
Jahren mindestens ein Jahr lang einen entsprechenden Beruf im 
betreffenden Staat bzw. Land ausgeübt haben. 

Sie haben der Landesregierung vor der erstmaligen Ausübung der Tätigkeit 
und in der Folge jährlich schriftlich mitzuteilen, dass sie beabsichtigen, 
während des betreffenden Jahres Personen vorübergehend und gelegentlich in 
Naturhöhlen zu führen. Diese Mitteilung ist nicht erforderlich, wenn an ihrer 
Stelle der Landesregierung jeweils eine nach den einschlägigen 
Rechtsvorschriften anderer Bundesländer erstattete Mitteilung oder Meldung 
übermittelt wird. 

(9) (10) Ob das erwerbsmäßige Führen von Personen in Naturhöhlen 
vorübergehend und gelegentlich erfolgt, richtet sich insbesondere nach der 
Dauer, der Häufigkeit, der regelmäßigen Wiederkehr und der Kontinuität der 
Tätigkeit. 

§ 29 

Naturschutzrechtliche Bewilligungen, aufsichtsbehördliche 
Genehmigungen 

(1) Eine naturschutzrechtliche Bewilligung ist, soweit in den Abs. 2 und 3 
nichts anderes bestimmt ist, zu erteilen, 
 a) wenn das Vorhaben, für das die Bewilligung beantragt wird, die 

Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 nicht beeinträchtigt oder 
 b) wenn andere öffentliche Interessen an der Erteilung der Bewilligung 

die Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 überwiegen. 
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(1a) Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie und den Anschluss solcher Anlagen an das Netz sowie 
die Errichtung und den Betrieb des betreffenden Netzes selbst und von 
Anlagen zur Speicherung erneuerbarer Energie ist, unbeschadet Abs. 1b, bis 
zum Erreichen der Klimaneutralität vom Vorliegen eines öffentlichen 
Interesses nach Abs. 1 lit. b und von einer überragenden Bedeutung dieses 
öffentlichen Interesses auszugehen. 

(1b) Die Landesregierung kann mit Verordnung gebiets- und 
anlagenbezogene Kriterien für die Nichtanwendbarkeit des Abs. 1a festlegen, 
um schwerwiegende Beeinträchtigungen der Interessen nach § 1 Abs. 1 zu 
vermeiden, wie etwa Kriterien betreffend die ökologische Empfindlichkeit und 
Belastbarkeit oder den naturkundefachlichen Wert von Gebieten und deren 
Bedeutung für den Erhalt der biologischen Vielfalt bzw. Kriterien betreffend 
die naturschutzrechtlich bedeutsamen Umweltauswirkungen von Anlagen oder 
Anlagenteilen (Ressourcenbeanspruchung, Störungseignung udgl.). Dabei ist 
insbesondere auch § 1 Abs. 1 letzter Satz zu berücksichtigen. 

(2) Eine naturschutzrechtliche Bewilligung 
 a) für die Errichtung von Anlagen in Gletscherschigebieten nach § 5 

Abs. 1 lit. e Z 3 (§ 6 lit. c), eine über die Instandhaltung oder 
Instandsetzung hinausgehende Änderung einer bestehenden Anlage im 
Bereich der Gletscher, ihrer Einzugsgebiete und ihrer im Nahbereich 
gelegenen Moränen (§ 6 lit. f), für Vorhaben nach den §§ 7 Abs. 1 und 
2, 8, 9 Abs. 1 und 2, 27 Abs. 3 und 28 Abs. 3, 

 b) für Vorhaben, für die in Verordnungen nach den §§ 10 Abs. 1 oder 11 
Abs. 1 eine Bewilligungspflicht festgesetzt ist, 

 c) für Ausnahmen von den in Verordnungen nach den §§ 13 Abs. 1, 21 
Abs. 1, 25a Abs. 1 und 27 Abs. 4 festgesetzten Verboten  

darf nur erteilt werden, 

 1. wenn das Vorhaben, für das die Bewilligung beantragt wird, die 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 nicht beeinträchtigt 
oder 

 2. wenn andere langfristige öffentliche Interessen an der Erteilung der 
Bewilligung die Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 
überwiegen. In Naturschutzgebieten darf außerdem ein erheblicher, 
unwiederbringlicher Verlust der betreffenden Schutzgüter nicht zu 
erwarten sein. 

(2a) Die Voraussetzungen nach Abs. 2 Z 2 gelten bei der Entscheidung 
über 
 a) die neuerliche Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung für 

naturschutzrechtlich befristet bewilligte Wasserkraftanlagen, 
 b) die Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung für die Änderung 

naturschutzrechtlich bewilligter Wasserkraftanlagen, wenn die 
beabsichtigten Änderungen der Erreichung der unionsrechtlich 
vorgegebenen Umweltziele für Oberflächengewässer (guter 
ökologischer und guter chemischer Zustand bzw. bei erheblich 
veränderten Oberflächengewässern gutes ökologisches Potential und 
guter chemischer Zustand) dienen, oder 

 c) die Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung für die Änderung 
von Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von 500 kW, die in 
ihrer bestehenden Form zulässigerweise ohne naturschutzrechtliche 
Bewilligung errichtet wurden, wenn die Änderungen der Erreichung 
der Umweltziele nach lit. b dienen, 

mit der Maßgabe, dass als Beeinträchtigungen der Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 lediglich die nachteiligen Auswirkungen auf 
den ökologischen Zustand der Gewässer samt den hierfür maßgeblichen 
Uferbereichen zu berücksichtigen sind. Soweit dies erforderlich ist, um 
erhebliche Beeinträchtigungen der sonstigen Interessen des Naturschutzes zu 
vermeiden, kann die Bewilligung mit entsprechenden Auflagen erteilt werden. 

(2b) Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie mit einer Kapazität (Engpassleistung) von mindestens 5 
MW und den Anschluss solcher Anlagen an das Netz sowie die Errichtung und 
den Betrieb des betreffenden Netzes selbst und von Anlagen zur Speicherung 
erneuerbarer Energie ist, unbeschadet Abs. 2c und ausgenommen in 
Schutzgebieten nach den §§ 10, 11, 13 und 21 und im Geltungsbereich einer 
Verordnung nach § 27 Abs. 4, bis zum Erreichen der Klimaneutralität vom 
Vorliegen eines langfristigen öffentlichen Interesses nach Abs. 2 lit. c Z 2 
Abs. 2 Z 2 und von einer überragenden Bedeutung dieses langfristigen 
öffentlichen Interesses auszugehen. 

(2c) Die Landesregierung kann durch Verordnung gebiets- und 
anlagenbezogene Kriterien für die Nichtanwendbarkeit des Abs. 2b festlegen, 
um schwerwiegende Beeinträchtigungen der Interessen nach § 1 Abs. 1 zu 
vermeiden, wie etwa Kriterien betreffend die ökologische Empfindlichkeit und 
Belastbarkeit oder den naturkundefachlichen Wert von Gebieten und deren 
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Bedeutung für den Erhalt der biologischen Vielfalt bzw. Kriterien betreffend 
die naturschutzrechtlich bedeutsamen Umweltauswirkungen von Anlagen oder 
Anlagenteilen (Ressourcenbeanspruchung, Störungseignung udgl.). Dabei ist 
insbesondere auch § 1 Abs. 1 letzter Satz zu berücksichtigen. 

(3) Eine naturschutzrechtliche Bewilligung 
 a) für die Errichtung von Anlagen in Gletscherschigebieten nach § 5 

Abs. 1 lit. e Z 2, 
 b) für Ausnahmen von den Verboten nach den §§ 23 Abs. 2 und 3 lit. a, 

24 Abs. 2 und 3 lit. a und 25 Abs. 1 und 
 c) für die Wiederansiedlung oder Aussetzung von Pflanzen, Tieren oder 

Vögeln nach den §§ 23 Abs. 7, 24 Abs. 7 und 25 Abs. 7  
darf nur erteilt werden, wenn die jeweiligen Voraussetzungen vorliegen. Für 
die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie und den Anschluss solcher Anlagen an das Netz sowie die Errichtung 
und den Betrieb des betreffenden Netzes selbst und von Anlagen zur 
Speicherung erneuerbarer Energie ist bis zum Erreichen der Klimaneutralität 
davon auszugehen, dass sie den Interessen der Volksgesundheit und der 
öffentlichen Sicherheit im Sinn der §§ 23 Abs. 5 lit. c, 24 Abs. 5 lit. c und 25 
Abs. 3 lit. a dienen und daran weiters ein zwingendes öffentliches Interesse im 
Sinn der §§ 23 Abs. 5 lit. c, 24 Abs. 5 lit. c und 25 Abs. 3 lit. g von 
überragender Bedeutung besteht; diese Annahmen gelten nicht in 
Naturschutzgebieten nach § 21 Abs. 1, wenn sich die Anlagen aufgrund des 
geplanten Standortes, der Anlagenart oder bestimmter technischer 
Eigenschaften nachteilig auf die den Schutzweck des Gebietes bildenden 
Pflanzen-, Tier- und Vogelarten auswirken und die Nichtanwendung 
hinsichtlich der in den Anhängen IV lit. b und V lit. b bzw. in den Anhängen 
IV lit. a und V lit. a der Habitat-Richtlinie genannten Pflanzen- bzw. Tierarten 
und der durch dieses Gesetz geschützten Vogelarten zudem nicht im 
Widerspruch zu den Prioritäten des integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplans steht. Die Nichtanwendung hinsichtlich der in den Anhängen IV 
lit. b und V lit. b bzw. in den Anhängen IV lit. a und V lit. a der Habitat-
Richtlinie genannten Pflanzen bzw. Tierarten und der durch dieses Gesetz 
geschützten Vogelarten ist im Bescheid zu begründen; die Gründe sind der 
Europäischen Kommission zur Kenntnis zu bringen. Außer im Hinblick auf die 
in den Anhängen V lit. b und V lit. a der Habitat-Richtlinie genannten 
Pflanzen- bzw. Tierarten dürfen für diese Vorhaben Ausnahmen von den 
Verboten nach § 23 Abs. 3 lit. a bzw. nach § 24 Abs. 3 lit. a auch dann 

bewilligt werden, wenn die Voraussetzung, wonach die betroffenen Pflanzen- 
bzw. Tierart in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen 
Zustand verweilt, nicht vorliegt oder nicht nachgewiesen ist. 

(3a) Für die Errichtung von Solarenergieanlagen, deren Kapazität nicht 
mehr als 11 kW beträgt und sofern die bestehende Kapazität der 
Solarenergieanlage die bestehende Kapazität des Anschlusses an das 
Verteilernetz nicht übersteigt, gilt eine Genehmigung nach den Abs. 1, 2 und 3 
als erteilt, wenn über den Bewilligungsantrag nicht innerhalb eines Monats 
nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen entschieden wird. Ist die Behörde 
nicht in der Lage, innerhalb dieser Frist abschließend zu prüfen, ob das 
Vorhaben zulässig ist oder ob Auflagen oder Bedingungen notwendig sind, hat 
sie dies dem Antragsteller vor Ablauf der Frist schriftlich mitzuteilen. In 
diesem Fall verlängert sich die Frist auf vier Monate. Besteht Grund zur 
Annahme, dass eine solche Entscheidung oder Mitteilung nicht fristgerecht 
rechtswirksam zugestellt werden kann, hat die Behörde nach § 23 Zustellgesetz 
ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hinterlegen. Wird über den Antrag 
innerhalb der Frist von einem Monat oder der verlängerten Frist von vier 
Monaten nicht entschieden, so darf das Vorhaben ausgeführt werden. In 
diesem Fall hat die Behörde dem Antragsteller eine mit einem entsprechenden 
Vermerk versehene Ausfertigung der eingereichten Unterlagen auszuhändigen. 

(4) Trotz Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z 2, 
Abs. 3 lit. a ist die Bewilligung zu versagen, wenn der angestrebte Zweck mit 
einem im Verhältnis zum erzielbaren Erfolg vertretbaren Aufwand auf eine 
andere Weise erreicht werden kann, durch die die Interessen des Naturschutzes 
nach § 1 Abs. 1 nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß beeinträchtigt 
werden. 

(5) Eine Bewilligung ist befristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen 
zu erteilen, soweit dies erforderlich ist, um Beeinträchtigungen der Interessen 
des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1, in den Fällen des Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 
insbesondere unter Berücksichtigung des betreffenden Schutzzweckes, zu 
vermeiden oder auf ein möglichst geringes Ausmaß zu beschränken. 

(5a) Wenn bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 24 Abs. 4 lit. e und 
§ 25 Abs. 2 lit. e in der Entscheidung nach § 43b Abs. 2 festgestellt wird, dass 
das Projekt erheblich nachteilige Auswirkungen auf die im Anhang IV lit. a der 
Habitat-Richtlinie genannten Tierarten oder auf die unter die Vogelschutz-
Richtlinie fallenden Vogelarten hat, die bei der im Zuge der Ausweisung des 
Beschleunigungsgebietes durchgeführten Umweltprüfung (§ 5b Abs. 8 des 
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Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012) und der allenfalls durchgeführten 
Verträglichkeitsprüfung (§ 14 Abs. 13) nicht ermittelt wurden, ist in der 
Bewilligung die Durchführung verhältnismäßiger und geeigneter Maßnahmen 
vorzuschreiben, durch die Auswirkungen verhindert oder, wenn dies nicht 
möglich ist, erheblich verringert werden. 

(6) Ergibt sich nach der Erteilung der Bewilligung, dass die Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 trotz Einhaltung der in der Bewilligung 
vorgeschriebenen Auflagen in einem erheblichen Ausmaß beeinträchtigt sind, 
so hat die Behörde die zur Vermeidung der Beeinträchtigungen oder zu deren 
Beschränkung auf ein geringes Ausmaß erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben. Solche Auflagen sind nur insoweit 
zulässig, als der damit verbundene Aufwand in einem vertretbaren Verhältnis 
zum erzielbaren Erfolg steht. 

(7) Auflagen sind auf Antrag mit Bescheid aufzuheben, wenn und soweit 
die Voraussetzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen. 

(7) Auflagen nach Abs. 5 sind auf Antrag mit Bescheid aufzuheben oder 
abzuändern, wenn sich nach Bescheiderlassung ergibt, dass sie für die 
Erreichung des damit verfolgten Zweckes nicht mehr erforderlich sind oder 
dieser Zweck auch mit für den Inhaber der Bewilligung weniger belastenden 
Auflagen erreicht werden kann. 

(8) Eine Bewilligung ist zu versagen, wenn eine Voraussetzung für ihre 
Erteilung nicht vorliegt. 

(9) Eine naturschutzrechtliche Bewilligung erlischt, wenn 
 a) der Inhaber der Bewilligung auf diese verzichtet; 
 b) eine für das Vorhaben sonst noch erforderliche bundes- oder 

landesgesetzliche Bewilligung rechtskräftig versagt oder unwirksam 
wird; 

 c) die Bewilligung nach § 45 Abs. 10 widerrufen wird; 
 d) das Vorhaben nicht innerhalb der in der Bewilligung festgesetzten 

Frist ausgeführt worden ist; wurde eine Frist für die Ausführung des 
Vorhabens nicht festgesetzt, so erlischt die Bewilligung, wenn 
innerhalb von zwei Jahren nach dem Eintritt ihrer Rechtskraft mit der 
Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder das Vorhaben 
innerhalb von drei Jahren nach dem Beginn seiner Ausführung nicht 
vollendet worden ist. Diese Fristen sind auf Antrag um höchstens zwei 
Jahre zu verlängern, wenn der Inhaber der Bewilligung glaubhaft 

macht, dass er an der rechtzeitigen Vollendung des Vorhabens ohne 
sein Verschulden verhindert gewesen ist, und wenn sich in der 
Zwischenzeit die naturschutzrechtlichen Vorschriften nicht derart 
geändert haben, dass die Bewilligung nach den neuen Vorschriften 
nicht mehr erteilt werden dürfte; 

 d) das Vorhaben nicht innerhalb der in der Bewilligung festgesetzten 
Frist ausgeführt worden ist; wurde eine Frist für die Ausführung des 
Vorhabens nicht festgesetzt, so erlischt die Bewilligung, wenn 
innerhalb von zwei Jahren nach dem Eintritt ihrer Rechtkraft mit der 
Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder das Vorhaben 
innerhalb von drei Jahren nach dem Beginn seiner Ausführung nicht 
vollendet worden ist. Die Zeiten eines Verfahrens vor dem 
Verwaltungsgerichtshof oder Verfassungsgerichtshof sind in die 
Fristen nicht einzurechnen. Die Fristen sind auf Antrag im 
erforderlichen Ausmaß zu verlängern, wenn der Inhaber der 
Bewilligung glaubhaft macht, dass er an der Einhaltung der Fristen 
ohne sein Verschulden verhindert worden ist oder ihn daran nur ein 
minderer Grad des Versehens trifft, und wenn sich die 
naturschutzrechtlichen Vorschriften in der Zwischenzeit nicht derart 
geändert haben, dass die Bewilligung nach den neuen Vorschriften 
nicht mehr erteilt werden könnte, wobei die Rechtslage im Zeitpunkt 
der Antragstellung maßgeblich ist. Unter diesen Voraussetzungen ist 
auch eine mehrmalige Verlängerung der Fristen möglich. Durch die 
rechtzeitige Einbringung des Antrages wird der Ablauf der Frist bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung gehemmt; 

 e) die Bewilligung befristet erteilt wurde, durch Zeitablauf; wird bei 
bestehenden Wasserkraftanlagen frühestens fünf Jahre und spätestens 
sechs Monate vor dem Ablauf der Bewilligungsdauer um die 
neuerliche Bewilligung angesucht, so wird dadurch der Fristablauf bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über das Ansuchen gehemmt. 

(10) Ist eine Bewilligung erloschen, so hat der ehemalige Inhaber der 
Bewilligung eine aufgrund der Bewilligung errichtete, aufgestellte oder 
angebrachte Anlage unverzüglich zu entfernen und alle Maßnahmen zu treffen, 
die erforderlich sind, um Beeinträchtigungen der Interessen des Naturschutzes 
nach § 1 Abs. 1 soweit wie möglich zu beseitigen. Kommt er dieser 
Verpflichtung nicht nach, so hat ihm die Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Bescheid die Durchführung dieser Maßnahmen aufzutragen. 
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(11) Abs. 10 findet auch Anwendung, wenn der Betrieb einer bewilligten 
Anlage eingestellt wurde. 

(12) Trifft eine Verpflichtung nach Abs. 10 oder 11 nicht den 
Grundeigentümer, so hat dieser die zu ihrer Erfüllung notwendigen 
Maßnahmen zu dulden. 

(13) Kann ein Auftrag nach Abs. 10 oder 11 nicht an den Eigentümer der 
Anlage oder an den sonst hierüber Verfügungsberechtigten gerichtet werden, 
so ist er an den Eigentümer des Grundstückes oder an den sonst hierüber 
Verfügungsberechtigten zu richten. 

(14) Verordnungen der Gemeinde nach § 3 Abs. 6 des Tiroler 
Campinggesetzes 2001, LGBl. Nr. 37, die Schutzgebiete nach den §§ 10, 11, 
13, 21 und 22 berühren können, bedürfen – unbeschadet der für Natura 2000-
Gebiete geltenden Bestimmungen – zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung. Die entsprechenden Beschlüsse des 
Gemeinderates sind unverzüglich der Bezirkshauptmannschaft, im Gebiet der 
Stadt Innsbruck der Landesregierung, vorzulegen. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn der Beschluss des Gemeinderates die Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 beeinträchtigen kann. Liegt kein Grund für die 
Versagung vor, so ist die Genehmigung zu erteilen. Die Entscheidung über die 
Erteilung oder Versagung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung hat mit 
schriftlichem Bescheid zu erfolgen. Wird der Verordnung die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung erteilt, so ist diese unter Angabe der 
Behörde, der Zahl und des Datums der Genehmigung kundzumachen. Eine 
Verordnung, die ohne Vorliegen einer aufsichtsbehördlichen Genehmigung 
oder trotz Versagung der Genehmigung kundgemacht worden ist, ist nichtig. 

§ 29a 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

(1) Bei Entscheidungen nach § 29 Abs. 1 und § 29 Abs. 2 lit. a ist 
insoweit nicht von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie des 
Lebensraumes heimischer Tiere und Pflanzen und der Vorkommen von 
Lebensraumtypen als Elemente des Naturhaushaltes auszugehen, als die 
Beeinträchtigungen durch vom Antragsteller vorgesehene Maßnahmen der 
Landschaftspflege und des Naturschutzes ausgeglichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder, insofern dies nicht möglich ist, ersetzt 
(Ersatzmaßnahmen) werden. Sofern es sich um Vorhaben handelt, die anderen 
öffentlichen Interessen im Sinn des § 29 Abs. 1 lit. b oder § 29 Abs. 2 Z 2 

dienen, kann der Antragsteller anstelle der Durchführung von 
Ersatzmaßnahmen auch die Leistung einer Ersatzzahlung anbieten. Die 
Ersatzzahlung bemisst sich nach den durchschnittlichen Kosten der 
erforderlichen Ersatzmaßnahmen, einschließlich der durchschnittlichen Kosten 
für deren Planung und Unterhaltung sowie die Flächenbereitstellung unter 
Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten. Sind diese nicht 
feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung nach der Dauer und der Schwere 
des Eingriffs. 

(2) Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind ausgeglichen, wenn 
das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet 
wird, Beeinträchtigungen der Lebensräume heimischer Tiere und Pflanzen und 
der Vorkommen von Lebensraumtypen, wenn die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt werden.  

(3) Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind ersetzt, wenn das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht im selben oder einem angrenzenden 
politischen Bezirk Tirols neu gestaltet wird, Beeinträchtigungen der 
Lebensräume heimischer Tiere und Pflanzen und der Vorkommen von 
Lebensraumtypen, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes 
innerhalb des Landesgebietes im selben oder einem angrenzenden forstlichen 
Wuchsgebiet in gleichwertiger Weise hergestellt werden.  

(4) Maßnahmen der Landschaftspflege und des Naturschutzes, die vom 
Antragsteller oder in dessen Auftrag von einem Dritten im Hinblick auf 
künftige Vorhaben durchgeführt wurden (vorgezogene 
Kompensationsmaßnahmen), sind als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
anzuerkennen, soweit 
 a) sie die Voraussetzungen nach Abs. 2 und 3 erfüllen, 

 b) sie ohne rechtliche Verpflichtung und nicht länger als sechs Jahre vor 
der Antragstellung durchgeführt wurden,  

 c) dafür keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen wurden, 
 d) eine Dokumentation des Ausgangszustands der Flächen vorliegt, der 

der Behörde eine Beurteilung des Kompensationswertes der Flächen 
ermöglicht, und 

 e) die Inanspruchnahme der Flächen für Zwecke des Naturschutzes 
rechtlich gesichert ist. 
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(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Regelungen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzzahlungen nach Abs. 1 und 
Abs. 4 erlassen und dabei insbesondere festlegen: 
 a) Kriterien für die Bewertung des Landschaftsbildes, der Lebensräume 

heimischer Tiere und Pflanzen und der Vorkommen von 
Lebensraumtypen im Einwirkungsbereich von Vorhaben und im 
Bereich von Ausgleichs- und Ersatzflächen, 

 b) Grundsätze hinsichtlich Inhalt, Art und Umfang der Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, einschließlich der Methode für deren Berechnung, 

 c) Anforderungen an die Dokumentation des Ausgangszustandes von 
Flächen, auf denen vorgezogene Kompensationsmaßnahmen gesetzt 
werden sollen, und Regelungen über die Erfassung solcher 
Maßnahmen in Ökokonten, Flächenpools oder auf andere Weise, und 

 d) die Höhe von Ersatzzahlungen und das Verfahren zu ihrer 
Bestimmung. 

(6) In der Bewilligung ist die Umsetzung der beantragten Ausgleichs- 
oder Ersatzmaßnahmen vorzuschreiben, einschließlich des Zeitraums, in dem 
diese zu unterhalten sind, sowie erforderlichenfalls Auflagen zur 
Sicherstellung der Wirkungen der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Bei 
vorgezogenen Kompensationsmaßnahmen hat anstelle der Vorschreibung der 
Umsetzung im Spruch eine Klarstellung zu erfolgen, dass die Entscheidung 
unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen getroffen wurde, und ist ein 
Unterhaltungszeitraum nur dann festzulegen, sofern dies zur Sicherstellung der 
Wirkungen der Maßnahmen erforderlich ist. Sofern der Antragsteller nach 
Abs. 1 zweiter Satz anstelle der Durchführung von Ersatzmaßnahmen die 
Leistung einer Ersatzzahlung anbietet, sind in der Bewilligung stattdessen die 
Höhe und die Verpflichtung zur Leistung der Ersatzzahlung festzulegen. Mit 
der Ausführung des Vorhabens darf jedenfalls erst nach Eingang der 
Ersatzzahlung begonnen werden, wobei § 29 Abs. 9 lit. d dadurch nicht berührt 
wird. 

(7) Können die nach Abs. 6 vorgeschriebenen Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen ohne Verschulden des Bewilligungsinhabers nicht 
umgesetzt werden, sind auf dessen Antrag andere Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen vorzuschreiben, sofern diese den Voraussetzungen nach 
Abs. 2 und 3 entsprechen. Bei Vorliegen der in Abs. 1 zweiter Satz genannten 
Voraussetzungen kann stattdessen auch die Leistung einer Ersatzzahlung 

vorgeschrieben werden. Diesfalls finden Abs. 6 dritter und vierter Satz 
sinngemäß Anwendung. 

5. Abschnitt 

Erlassung von Verordnungen, Erklärung zum Naturdenkmal, 
Entschädigung 

§ 30 

Erlassung von Verordnungen 

(1) Der Entwurf einer Verordnung, mit der ein Gebiet zu einem der in den 
§§ 10, 11, 13, 21 und 22 vorgesehenen Schutzgebiete erklärt werden soll, ist in 
jeder Gemeinde, auf deren Gebiet sich das geplante Schutzgebiet erstreckt, 
zusammen mit einer planlichen Darstellung des Schutzgebietes, aus der die 
Zuordnung von Grundstücken zu diesem Gebiet mit hinreichender Deutlichkeit 
zu ersehen ist, während einer Frist von vier Wochen zur allgemeinen Einsicht 
aufzulegen. Die Auflegung ist vorher ortsüblich und durch Verlautbarung im 
Bote für Tirol kundzumachen. Zugleich sind, soweit es sich um die Erklärung 
eines Gebietes zu einem Schutzgebiet nach den §§ 13, 21 oder 22 handelt, die 
Eigentümer der betroffenen Grundstücke von der Auflegung schriftlich zu 
verständigen. Jedermann hat das Recht, innerhalb der Auflegungsfrist zum 
Entwurf schriftlich Stellung zu nehmen. Auf diese Möglichkeit sowie auf die 
aus Abs. 3 sich ergebenden Beschränkungen ist in der Kundmachung 
ausdrücklich hinzuweisen. Die Gemeinden haben die für die Auflegung von 
Verordnungsentwürfen erforderlichen Amtsräume zur Verfügung zu stellen, 
die ortsübliche Kundmachung der Auflegung durchzuführen, die schriftlichen 
Stellungnahmen entgegenzunehmen und sie nach dem Ablauf der 
Auflegungsfrist unverzüglich an die zur Erlassung der Verordnung zuständige 
Behörde weiterzuleiten. 

(2) Die Landesregierung hat vor der Erlassung einer Verordnung nach den 
§§ 10, 11, 21 und 22 den Raumordnungsbeirat nach § 18 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2016 sowie die Planungsverbände nach § 23 des 
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 und die Gemeinden, auf deren Gebiet 
sich das geplante Schutzgebiet erstrecken soll, den Tiroler Gemeindeverband, 
die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, die Wirtschaftskammer 
Tirol, die Landwirtschaftskammer, den Naturschutzbeirat (§ 35), die 
Landesumweltanwältin bzw. den Landesumweltanwalt (§ 36), das 
Militärkommando Tirol und die anerkannten Umweltorganisationen im Sinn 
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des § 3 Abs. 11 zu hören. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat vor der 
Erlassung einer Verordnung nach § 13 die Gemeinde und den 
Planungsverband, auf deren Gebiet sich der geplante geschützte 
Landschaftsteil erstrecken soll, den Tiroler Gemeindeverband, die Kammer für 
Arbeiter und Angestellte für Tirol, die Wirtschaftskammer Tirol, die 
Bezirkslandwirtschaftskammer, den Naturschutzbeirat und die 
Landesumweltanwältin bzw. den Landesumweltanwalt zu hören. Für die 
Abgabe der Äußerungen ist eine angemessene, drei Monate nicht 
übersteigende Frist festzusetzen. 

(2a) Das Unterbleiben oder die mangelhafte Durchführung der 
Verständigung nach Abs. 1 dritter Satz oder der Anhörung nach Abs. 2 hindert 
das gesetzmäßige Zustandekommen von Verordnungen nicht. 

(3) Vom Beginn der Auflegungsfrist an bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung dürfen die Eigentümer der betroffenen 
Grundstücke und die sonst hierüber Verfügungsberechtigten keine Maßnahmen 
durchführen, durch die der Zweck der Erklärung des Gebietes zum 
Schutzgebiet vereitelt oder beeinträchtigt werden könnte. Nicht unter dieses 
Verbot fallen Maßnahmen im Rahmen der bisher üblichen land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung. Das Verbot tritt außer Kraft, wenn die 
Verordnung nicht innerhalb eines Jahres nach dem Beginn der Auflegungsfrist 
erlassen wurde. 

(4) Es finden sinngemäß Anwendung: 
 a) die Abs. 1 bis 3 auf Verordnungen, mit denen der räumliche 

Geltungsbereich von Verordnungen nach Abs. 1 oder die in solchen 
Verordnungen festgesetzten Verbote oder Bewilligungspflichten 
erweitert werden; 

 b) die Abs. 1, 2 und 2a auf Verordnungen, mit denen der räumliche 
Geltungsbereich von Verordnungen nach Abs. 1 eingeschränkt wird; 

 c) die Abs. 2 und 2a auf Verordnungen, mit denen die in Verordnungen 
nach Abs. 1 festgesetzten Verbote oder Bewilligungspflichten 
eingeschränkt oder Verordnungen nach Abs. 1 aufgehoben werden.; 

 d) die Abs. 2 und 2a auf eine Verordnung nach § 29a Abs. 5. 

(5) Vor der Erlassung, Änderung oder Aufhebung einer Verordnung nach 
den §§ 23 Abs. 1, 3 und 5 und 24 Abs. 1, 3 und 5 hat die Landesregierung den 
Naturschutzbeirat und die Landwirtschaftskammer zu hören. Für die Abgabe 

der Äußerung ist eine angemessene, drei Monate nicht übersteigende Frist 
einzuräumen. 

§ 38 

Betreten von Grundstücken, Auskunftspflicht 

(1) Den behördlichen Organen ist zum Zweck amtlicher Erhebungen in 
Vollziehung dieses Gesetzes, der Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes oder 
der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder der Verordnungen 
aufgrund dieses Gesetzes ungehinderter Zutritt zu den in Betracht kommenden 
Grundstücken zu gewähren und auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Den 
Mitgliedern des Naturschutzbeirates, der Landesumweltanwältin bzw. dem 
Landesumweltanwalt und den Naturschutzbeauftragten stehen diese Rechte mit 
der Maßgabe zu, dass sie ihr Erscheinen rechtzeitig anzumelden haben. Eine 
Auskunft darf nur verweigert werden, wenn es sich um eine eigene Sache der 
Auskunftsperson handelt oder wenn die Auskunftsperson von der Ablegung 
eines Zeugnisses nach § 38 VStG befreit wäre. Zur Erwirkung des Zutrittes ist 
die Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt zulässig. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Organe haben bei der Durchführung 
amtlicher Erhebungen einen Dienstausweis mit sich zu führen und diesen auf 
Verlangen dem Eigentümer des Grundstückes oder dem sonst hierüber 
Verfügungsberechtigten vorzuweisen. 

(3) Die im Abs. 1 genannten behördlichen Organe sind von der 
Dienstbehörde, die Mitglieder des Naturschutzbeirates, die 
Landesumweltanwältin bzw. der Landesumweltanwalt und die 
Naturschutzbeauftragten sind von der Landesregierung mit einem 
Dienstausweis auszustatten, der mit einem Lichtbild versehen ist und aus dem 
ihre Befugnisse hervorgehen. 

(4) Den vom Land Tirol nach § 1 Abs. 4 mit Forschungsaufgaben oder 
naturkundefachlichen Erhebungen beauftragten Personen ist zur Durchführung 
der erforderlichen Untersuchungen ungehinderter Zutritt zu den in Betracht 
kommenden Grundstücken zu gewähren. Sie haben bei der Durchführung ihrer 
Tätigkeit eine von der Landesregierung auszustellende Bestätigung, aus der 
sich die Beauftragung ergibt, und einen zur Feststellung ihrer Identität 
geeigneten Lichtbildausweis mitzuführen. Die Bestätigung und der 
Lichtbildausweis sind dem Eigentümer des Grundstückes oder dem sonst 
hierüber Verfügungsberechtigten auf Verlangen vorzuweisen. 
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§ 39 

Anzeigepflicht 

(1) Die Forstschutz-, Forstaufsichts-, Jagdschutz-, Fischereiaufsichts- und 
Gewässeraufsichtsorgane haben Übertretungen dieses Gesetzes, der 
Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes und der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 
genannten Gesetze und der Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes, die sie in 
Ausübung ihres Dienstes wahrnehmen, unverzüglich der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

(2) Diese Organe haben gegenüber Personen, die sie bei Übertretungen 
der im Abs. 1 genannten Vorschriften in Ausübung ihres Dienstes auf frischer 
Tat betreten, die Rechte und Pflichten nach § 5 Abs. 1 bis 3 des Tiroler 
Bergwachtgesetzes 2003, LGBl. Nr. 90/2002. 

§ 43 

Verfahren 

(1) Ansuchen um die Erteilung einer naturschutzrechtlichen Bewilligung 
sind schriftlich einzubringen. 

(2) Im Antrag auf Erteilung einer naturschutzrechtlichen Bewilligung sind 
die Art, die Lage und der Umfang des Vorhabens anzugeben. Dem Antrag ist, 
soweit es sich nicht um die Verwendung von Kraftfahrzeugen auf Straßen in 
Schutzgebieten handelt, der Nachweis des Eigentums am betroffenen 
Grundstück oder, wenn der Antragsteller nicht Grundeigentümer ist, die 
Zustimmungserklärung des Grundeigentümers anzuschließen, es sei denn, dass 
aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften eine Enteignung oder die 
Einräumung von Zwangsrechten zugunsten des Vorhabens möglich ist. Dem 
Antrag sind ferner bei physischer Einbringung in zweifacher Ausfertigung alle 
Unterlagen anzuschließen, 
 a) die für die Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens nach diesem 

Gesetz, nach Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes und nach den in 
der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetzen und nach 
Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes, insbesondere hinsichtlich 
einer möglichen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, des 
Erholungswertes der Landschaft und des Naturhaushaltes erforderlich 
sind, wie Pläne, Skizzen, Beschreibungen, pflanzen- und tierkundliche 
Zustandserhebungen und dergleichen, und 

 b) aus denen erkennbar ist, wie Beeinträchtigungen der Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 vermieden oder verringert werden 
können, wie landschaftspflegerische Begleitpläne, Bepflanzungspläne, 
Naturerhaltungspläne und dergleichen. und 

 c) aus denen die Maßnahmen erkennbar sind, durch die 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie des Lebensraumes 
heimischer Tiere und Pflanzen und der Vorkommen von 
Lebensraumtypen ausgeglichen und/oder ersetzt werden sollen, 
einschließlich der für die Berechnung der Ausgleichs- und/oder 
Ersatzmaßnahmen erforderlichen Informationen; dieses 
Unterlagenerfordernis gilt nur dann, wenn der Antragsteller die 
Begünstigung nach § 29a Abs. 1 in Anspruch nehmen will. 

(3) Wird der Antrag elektronisch eingebracht, so ist der Behörde 
mitzuteilen, ob der Antragsteller oder sein bevollmächtigter Vertreter im 
Teilnehmerverzeichnis nach § 28a des Zustellgesetzes registriert ist und an der 
elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis teilnimmt. Unterbleibt eine 
solche Mitteilung oder ergibt sich während des Verfahrens trotz ursprünglich 
gegenteiliger Mitteilung, dass der Antragsteller oder sein bevollmächtigter 
Vertreter an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nicht 
teilnimmt, so kann die Behörde erforderlichenfalls die Vorlage physischer 
Ausfertigungen von Antragsunterlagen, auf die sich die Erledigung bezieht, für 
Zwecke der Zustellung binnen angemessener Frist verlangen. Dasselbe gilt, 
wenn die Vorlage physischer Ausfertigungen einzelner Beilagen zur 
Durchführung des Verfahrens aus technischen oder organisatorischen Gründen 
erforderlich ist. 

(4) Mit einem elektronischen Antrag vorgelegte Beilagen, die keine 
inhaltliche Einheit bilden, sind als getrennte Anhänge zu übermitteln. Beilagen 
sind mit einer Bezeichnung zu versehen, die ihren Inhalt zum Ausdruck bringt. 
Antrag und Beilagen dürfen nur dann in gescannter Form eingebracht werden, 
wenn diese nicht in originär elektronischer Form zur Verfügung stehen. 

(5) Werden allfällige von der Behörde nach Abs. 1 verlangte physische 
Ausfertigungen nicht fristgerecht übermittelt und kann das Verfahren aus 
diesem Grund nicht fortgesetzt oder beendet werden, so kann die Behörde den 
Antrag in jeder Lage des Verfahrens zurückweisen. 

(6) Beeinträchtigt ein Vorhaben die Interessen des Naturschutzes nach § 1 
Abs. 1, so hat der Antragsteller das Vorliegen jener öffentlichen Interessen 
(§ 29 Abs. 1 lit. b) oder langfristigen öffentlichen Interessen (§ 29 Abs. 2 lit. c 
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Z 2) (§ 29 Abs. 2 Z 2), die die Interessen des Naturschutzes überwiegen, 
glaubhaft zu machen, und auf Verlangen die entsprechenden Unterlagen 
vorzulegen. 

(7) Einem Antrag um die Erteilung der Bewilligung nach § 6 lit. j ist bei 
Kraftfahrzeugen überdies der Nachweis des Eigentums oder des sonstigen 
Verfügungsrechtes hierüber, bei behördlich nicht zugelassenen 
Kraftfahrzeugen sind überdies Unterlagen anzuschließen, aus denen die Bauart 
und die Ausrüstung des Fahrzeuges hervorgehen. Ferner sind in einem solchen 
Antrag der beabsichtigte Verwendungszweck und Einsatzbereich des 
Fahrzeuges anzugeben. Der Fahrzeuglenker hat die Entscheidung, mit der eine 
naturschutzrechtliche Bewilligung nach § 6 lit. j erteilt worden ist, mitzuführen 
und den Organen der öffentlichen Aufsicht auf Verlangen vorzuweisen. 

(8) In allen Verfahren zur Entscheidung über ein Ansuchen um die 
Erteilung einer naturschutzrechtlichen Bewilligung haben die vom 
betreffenden Vorhaben berührten Gemeinden zur Wahrnehmung ihrer 
Interessen in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
Parteistellung im Sinn des § 8 AVG. 

(8a) Dem Standortanwalt (§ 2 Abs. 6 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000) kommt in allen Verfahren über 
Ansuchen um Erteilung einer naturschutzrechtlichen Bewilligung, in denen die 
Landesregierung zur Entscheidung zuständig ist (§ 42 Abs. 2), ausgenommen 
Bewilligungen nach § 15 Abs. 1, Parteistellung zu. Er ist berechtigt, im 
Verfahren allfällige am Vorhaben bestehende öffentliche Interessen 
vorzubringen. 

(9) Anerkannte Umweltorganisationen im Sinn des § 3 Abs. 11 sind 
berechtigt, 
 a) gegen Bescheide über Bewilligungen nach § 14 Abs. 4 erster Satz, 

 b) gegen Bescheide über Feststellungen nach § 14 Abs. 4 zweiter Satz, 
 c) gegen Bescheide, insoweit damit 
 1. hinsichtlich der in den Anhängen IV lit. b und V lit. b bzw. in den 

Anhängen IV lit. a und V lit. a der Habitat-Richtlinie genannten 
Pflanzen- und Tierarten Ausnahmen von den Verboten nach § 23 
Abs. 2 und 3 lit. a bzw. nach § 24 Abs. 2 und 3 lit. a oder 

 2. hinsichtlich der durch dieses Gesetz geschützten Vogelarten 
Ausnahmen von den Verboten nach § 25 Abs. 1 lit. a bis e und g 
erteilt werden, sowie 

 d) gegen Bescheide über Bewilligungen nach den §§ 23 Abs. 7, 24 
Abs. 7 und 25 Abs. 7 

Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben. Werden in einer 
Beschwerde gegen Bescheide nach lit. a Gründe erstmals vorgebracht, so sind 
diese nur zulässig, wenn die anerkannte Umweltorganisation am Unterbleiben 
der Geltendmachung während der Dauer der Kundmachung nach § 14 Ab. 9 
sechster Satz oder im Zuge des Verwaltungsverfahrens kein Verschulden oder 
nur ein minderer Grad des Versehens trifft und sie dies hinreichend glaubhaft 
macht. Werden in einer Beschwerde gegen Bescheide nach lit. a Gründe 
erstmals vorgebracht, sind diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges 
Vorbringen im Beschwerdeverfahren missbräuchlich oder unredlich ist. 

(10) Die Behörde hat Bescheide nach Abs. 9 lit. b, c und d auf der 
Internetseite des Landes Tirol für die Dauer von mindestens vier Wochen 
kundzumachen. Zwei Wochen nach dem Tag dieser Kundmachung gilt der 
Bescheid gegenüber den anerkannten Umweltorganisationen als zugestellt. Ab 
dem Tag der Kundmachung ist ihnen Einsicht in den Verwaltungsakt zu 
gewähren. 

(11) Ein Ansuchen um die Erteilung einer naturschutzrechtlichen 
Bewilligung gilt als zurückgezogen, wenn eine für das Vorhaben sonst noch 
erforderliche bundes- oder landesgesetzliche Bewilligung rechtskräftig versagt 
oder unwirksam wird. Wird gegen die Versagung der Bewilligung Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 
erhoben, so tritt diese Wirkung erst mit der Zurückweisung oder Abweisung 
der Revision bzw. Beschwerde oder im Fall der Aufhebung der Bewilligung 
mit der neuerlichen Versagung derselben im fortgesetzten Verfahren ein. 

(12) Entscheidungen über die Erteilung oder Versagung einer 
naturschutzrechtlichen Bewilligung für Vorhaben in Schutzgebieten (§§ 10, 
11, 13, 21 und 22) sind den vom Land Tirol oder von sonstigen 
Privatrechtsträgern, an denen das Land Tirol beteiligt ist, mit der Betreuung 
des jeweiligen Schutzgebietes betrauten Personen zur Kenntnis zu bringen. 

(13) Mit Ablauf eines Jahres nach dem Ende der im § 29 Abs. 9 lit. d 
genannten Fristen für die Vollendung der Ausführung des Vorhabens erwächst 
eine naturschutzrechtliche Bewilligung auch gegenüber jenen Parteien und 
Beschwerdeberechtigten in Rechtskraft, denen die Entscheidung nicht oder 
nicht vollständig zugestellt worden ist, es sei denn, sie hätten ihre 
Parteistellung bzw. ihr Beschwerderecht bis dahin geltend gemacht. 
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§ 43a 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

(1) Das Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie Erneuerbaren Projekte einschließlich Wärmepumpen, Anlagen zur 
Speicherung von Wärme sowie für die Integration von erneuerbarer Energie in 
Wärme- und Kältenetze erforderliche Anlagen erstreckt sich auf alle 
behördlichen Stufen von der Bestätigung der Vollständigkeit nach Abs. 2 bis 
zur Mitteilung der endgültigen Entscheidung über das Ergebnis des 
Genehmigungsverfahrens durch die Behörde und umfasst: 
 a) die Vollständigkeitsbestätigung nach Abs. 2, 
 b) die Bewilligung solcher Vorhaben nach § 6, 
 c) die Bewilligung solcher Vorhaben nach § 7, 

 d) die Bewilligung solcher Vorhaben nach § 8, 
 e) die Bewilligung solcher Vorhaben nach § 9, 
 f) die Bewilligung solcher Vorhaben, aufgrund von Verordnungen nach 

den §§ 10 Abs. 1 und 11, 
 g) die Bewilligung solcher Vorhaben aufgrund von Verordnungen nach 

den §§ 13 Abs. 1, 21 Abs. 1 und 27 Abs. 4, 
 h) die Verträglichkeitsprüfung solcher Vorhaben nach § 14 Abs. 4, 

 i) die Bewilligung solcher Vorhaben aufgrund der Verbote nach §§ 23 
Abs. 2 und 3 lit. d, 24 Abs. 2 und 3 lit. a und 25 Abs. 1. 

(2) Die Behörde hat innerhalb von 45 Tagen nach Einlangen eines 
Ansuchens nach Abs. 1 lit. b bis i dem Antragsteller entweder mitzuteilen, dass 
das Ansuchen im Hinblick auf Abs. 10 und § 43 Abs. 2 und 3 vollständig ist, 
oder ihm nach § 13 Abs. 3 AVG aufzutragen, das Ansuchens zu verbessern. Im 
Fall eines Auftrages nach § 13 Abs. 3 AVG hat die Behörde dem Antragsteller 
längstens innerhalb von vier Wochen nach Erfüllung dieses 
Verbesserungsauftrages mitzuteilen, dass das Ansuchen im Hinblick auf 
Abs. 10 und § 43 Abs. 2 und 3 vollständig ist. Mit Zustellung der Mitteilung 
über die Vollständigkeit des Ansuchens beginnen die in den Abs. 3, 4, 5 und 8 
genannten Entscheidungsfristen zu laufen. Lässt die Behörde die im ersten 
bzw. im zweiten Satz genannte Frist ohne entsprechende Mitteilung oder 

Aufforderung verstreichen, so beginnen die Entscheidungsfristen in den 
Abs. 3, 4, 5 und 8 mit Ablauf dieser Frist zu laufen. Ergibt sich im Zug des 
Genehmigungsverfahrens, dass bestimmte Angaben oder Projektunterlagen 
fehlen, so hat die Behörde dem Antragsteller unverzüglich die Verbesserung 
der Projektunterlagen aufzutragen. 

(3) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Anschlussleitung von einer bestehenden Anlage zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie, die einem Repowering unterzogen werden 
soll und bei der die Kapazität um nicht mehr als 15 v.H. erhöht werden soll, an 
das Netz innerhalb von drei Monaten ab dem nach Abs. 2 festgestellten 
Zeitpunkt zu entscheiden, sofern keine begründeten Sicherheitsbedenken 
bestehen und keine technische Inkompatibilität mit Netzkomponenten vorliegt. 

(4) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Solarenergieanlage und einen Energiespeicher am selben 
Standort, einschließlich gebäudeintegrierter Solaranlagen, auf bestehenden 
oder künftigen künstlichen Strukturen, mit Ausnahme künstlicher 
Wasserflächen, sofern das Hauptziel dieser künstlichen Strukturen nicht in der 
Erzeugung von Solarenergie oder der Energiespeicherung besteht, innerhalb 
von drei Monaten ab dem nach Abs. 2 festgestellten Zeitpunkt zu entscheiden. 

(5) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Solarenergieanlage mit einer Kapazität von höchstens 11 
kW, auch für Eigenversorger im Bereich erneuerbare Elektrizität und 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften innerhalb eines Monats ab dem nach 
Abs. 2 festgestellten Zeitpunkt zu entscheiden. 

(6) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für den Bau und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie, Energiespeichern am selben Standort, einschließlich 
Anlagen zur Speicherung von Strom sowie Anlagen, die für den Anschluss 
solcher Anlagen an das Netz und die Integration von erneuerbarer Energie an 
Wärme- und Kältenetze erforderlich sind, innerhalb von sechs Monaten ab 
Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden. 

(7) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für das Repowering von bestehenden Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie, für neue Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität 
unter 150 kW und für Energiespeicher am selben Ort sowie um die Erteilung 
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einer Bewilligung für eine Anschlussleitung von solchen Anlagen an das Netz 
innerhalb von sechs Monaten ab Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden.  

(8) Die Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer 
Bewilligung für eine Wärmepumpe mit einer Kapazität von weniger als 50 
MW innerhalb eines Monats ab dem nach Abs. 2 festgestellten Zeitpunkt und 
über das Ansuchen um die Erteilung einer Bewilligung für eine 
Erdwärmepumpe innerhalb von drei Monaten ab dem nach Abs. 2 
festgestellten Zeitpunkt zu entscheiden. 

(9) In die Dauer des Genehmigungsverfahrens sind folgende Zeiträume 
nicht einzurechnen: 
 a) die Zeit für die Errichtung oder das Repowering der Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energie, ihrer Netzanschlüsse und – im 
Hinblick auf die Gewährleistung der Netzstabilität, - zuverlässigkeit 
und –sicherheit Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit – der 
damit verbundenen erforderlichen Netzinfrastrukturen, 

 b) die Dauer der erforderlichen behördlichen Etappen für umfassende 
Modernisierungen des Netzes, die notwendig sind, um die 
Netzstabilität, - zuverlässigkeit und –sicherheit 
Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit sicherzustellen, 

 c) die Dauer für gerichtliche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel, andere 
Gerichtsverfahren sowie alternative Streitbeilegungssverfahren 
einschließlich Beschwerdeverfahren und nichtgerichtlichen 
nichtgerichtliche Berufungsverfahren und Rechtsbehelfe. 

(10) Einem Antrag auf Erteilung einer Bewilligung von 
Solarenergieanlagen nach Abs. 5 ist überdies der Nachweis anzuschließen, 
dass die Kapazität der Anlage die bestehende Kapazität des Anschlusses an das 
Verteilernetz nicht übersteigt. 

(11) Wenn Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie Gegenstand 
einer Verträglichkeitsprüfung nach § 14 Abs. 4 sind, kann der Antragsteller zur 
Feststellung des erforderlichen Umfangs und Detailliierungsgrades 
Detaillierungsgrades der nach § 14 Abs. 7 lit. a in die 
Naturverträglichkeitserklärung aufzunehmenden Informationen der Behörde 
vor Antragstellung einen Entwurf für diesen Teil der Erklärung vorlegen. Die 
Behörde hat dem Antragsteller innerhalb eines Monats mitzuteilen, ob und 
welche zusätzlichen Informationen in die Naturverträglichkeitserklärung 

aufzunehmen sind. Die Behörde darf den Umfang aufzunehmender 
Informationen in der Folge nicht mehr erweitern. 

(12) Ist für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie neben einer 
Verträglichkeitsprüfung nach § 14 Abs. 4 erster Satz eine weitere Bewilligung 
nach diesem Gesetz oder einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder eine 
sonstige Bewilligung nach landesrechtlichen Vorschriften erforderlich und 
werden diese Bewilligungen unter einem beantragt, so hat die Behörde die 
Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung zu verbinden und mit den von einer 
anderen Behörde geführten Verfahren zu koordinieren. 

(13) § 9a des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012, LGBl. Nr. 134/2011, ist 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 43b 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie in Beschleunigungsgebieten 

(1) Für Erneuerbaren Projekte einschließlich Wärmepumpen, Anlagen zur 
Speicherung von Wärme sowie die für die Integration von erneuerbarer 
Energie in Wärme- und Kältenetze erforderlichen Anlagen in 
Beschleunigungsgebieten finden die Bestimmungen des § 43a Abs. 1, 2 und 9 
sinngemäß Anwendung, abweichend gilt jedoch, dass die Frist der Behörde für 
die Beurteilung der Vollständigkeit des Ansuchens 30 Tage beträgt. 
Unbeschadet der Abs. 2 bis 5 hat die Behörde über Ansuchen für die Erteilung 
der Bewilligung für das Repowering von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie, für neue Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität unter 150 kW, 
für Energiespeicher am selben Standort, einschließlich Anlagen zur 
Speicherung von Strom und Wärme, sowie für deren Netzanschluss, sofern sie 
in Beschleunigungsgebieten liegen, innerhalb von sechs Monaten ab Einlangen 
des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) 
zu entscheiden. 

(2) Die Behörde muss auf Antrag oder kann von Amts wegen für 
Erneuerbaren Projekte ein Screening durchführen. Dabei ist mit Bescheid 
festzustellen, ob das Projekt 
 a) in einem für Projekte der betreffenden Art ausgewiesenen 

Beschleunigungsgebiet umgesetzt wird, 
 b) die in dem Beschleunigungsgebiet für Projekte der betreffenden Art 

festgelegten Regeln für Minderungsmaßnahmen erfüllt und 
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 c) aufgrund der ökologischen Sensibilität des Projektgebietes erheblich 
nachteilige Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete, die im Anhang 
IV lit. a der Habitat-Richtlinie genannten und durch Verordnung nach 
§ 24 Abs. 3 geschützten Tierarten oder die unter die Vogelschutz-
Richtlinie fallenden Vogelarten haben wird, die bei der 
Umweltprüfung nach § 5b Abs. 8 des Tiroler 
Elektrizitätsgesetzes 2012 und bei einer für die Verordnung 
durchgeführten Verträglichkeitsprüfung nach § 14 Abs. 13 nicht 
ermittelt wurden (unvorhergesehene Umweltauswirkungen), 
bejahendenfalls, ob diese Auswirkungen durch die für das 
Beschleunigungsgebiet festgelegten oder vom Projektwerber 
ergänzend vorgesehenen Maßnahmen gemindert werden können.“ 

(3) Für die Prüfung nach Abs. 2 lit. c gilt, dass 
 a) sie hinsichtlich Umfang und Prüftiefe auf eine Grobprüfung zu 

beschränken ist und die Feststellung des Eintretens unvorhergesehener 
Umweltauswirkungen nur erfolgen darf, wenn das Eintreten aufgrund 
eindeutiger Beweise mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist 
und die Auswirkungen durch Erfüllung der in der nach § 5b Abs. 1 des 
Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 oder bundesrechtlichen Vorschriften 
erlassenen Verordnung festgelegten Minderungsmaßnahmen oder 
durch Erfüllung von im Projekt vorgesehenen weiteren 
Minderungsmaßnahmen nicht vermieden oder erheblich abgemindert 
werden können, 

 b) beim Repowering von Anlagen nur jene Auswirkungen zu 
berücksichtigen sind, die sich durch die betreffende Änderung der 
bestehenden Anlagen ergeben, und 

 c) beim Repowering bestehender Photovoltaikanlagen jedenfalls dann 
nicht vom Eintritt unvorhergesehener Umweltauswirkungen 
auszugehen ist, wenn dadurch keine zusätzlichen Flächen in Anspruch 
genommen werden und die betreffende Änderung jenen 
Umweltschutzmaßnahmen entspricht, die für die bestehende Anlage 
im Projekt vorgesehen oder von der Behörde bei der Genehmigung 
aufgetragen wurden. 

(4) Dem Antrag nach Abs. 2 sind anzuschließen: 
 a) Angaben zu Art, Lage und Umfang des Projekts, 
 b) Angaben über die Einhaltung der in dem Beschleunigungsgebiet 

festgelegten Regeln für Minderungsmaßnahmen, 

 c) eine Beschreibung der Auswirkungen des Projekts auf Natura 2000-
Gebiete, die im Anhang IV lit. a der Habitat-Richtlinie genannten und 
durch Verordnung nach § 24 Abs. 3 geschützten Tierarten und die 
unter die Vogelschutz-Richtlinie fallenden Vogelarten sowie Angaben 
zu etwaigen zusätzlichen Minderungsmaßnahmen und deren Wirkung, 

 d) auf Verlangen der Behörde zusätzliche zur Beurteilung des Vorliegens 
der Voraussetzungen nach Abs. 2 und 3 erforderliche Informationen. 

(5) Der Bescheid nach Abs. 2 ist innerhalb von 45 Tagen, bei Anlagen mit 
einer Engpassleistung unter 150 kW und bei Ansuchen auf Repowering von 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie innerhalb von 30 Tagen nach 
Vorliegen eines vollständigen Antrages nach Abs. 4 zu erlassen. 

(6) Die Behörde hat Bescheide nach Abs. 2 auf der Internetseite des 
Landes Tirol für die Dauer von mindestens vier Wochen kundzumachen. Zwei 
Wochen nach dem Tag dieser Kundmachung gilt der Bescheid gegenüber 
anerkannten Umweltorganisationen nach § 3 Abs. 11 als zugestellt. Ab dem 
Tag der Kundmachung ist ihnen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(7) In Verfahren nach Abs. 2 haben die vom betreffenden Vorhaben 
berührten Gemeinden zur Wahrnehmung ihrer Interessen in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches Parteistellung im Sinn des 
§ 8 AVG. Anerkannte Umweltorganisationen im Sinn des § 3 Abs. 11 sind 
berechtigt, gegen Bescheide über Feststellungen nach Abs. 2 Beschwerde an 
das Landesverwaltungsgericht zu erheben. 

(8) § 9a des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 44 

Sicherheitsleistung, ökologische Bauaufsicht 

(1) Wird eine naturschutzrechtliche Bewilligung befristet, mit 
Bedingungen oder unter Auflagen erteilt, so kann dem Inhaber der Bewilligung 
eine Sicherheitsleistung in der Höhe der voraussichtlichen Kosten jener 
Maßnahmen, die der Inhaber der Bewilligung nach dem Ablauf der Frist, dem 
Eintritt der Bedingungen oder zur Einhaltung der Auflagen zu treffen hat, 
vorgeschrieben werden, sofern dies erforderlich ist, um die rechtzeitige und 
vollständige Durchführung dieser Maßnahmen sicherzustellen. 

(2) Die Sicherheitsleistung ist zur Deckung der Kosten einer allfälligen 
Ersatzvornahme nach § 4 VVG zu verwenden. Erweist sich die 
Ersatzvornahme aus einem vom Bewilligungsinhaber zu vertretenden Grund 
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als unmöglich, so ist die Sicherheitsleistung zugunsten des Landes Tirol für 
Zwecke der Förderung von Maßnahmen zur Erhaltung und zur Pflege der 
Natur im Sinn der Ziele nach § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2 für verfallen zu 
erklären. 

(3) Die Sicherheitsleistung wird frei, sobald die Maßnahmen, deren 
Durchführung sie sicherstellen sollte, abgeschlossen sind. 

(4) Die Behörde hat im Bescheid, mit dem eine naturschutzrechtliche 
Bewilligung aufgrund einer Interessenabwägung erteilt wurde, oder in einem 
Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 einer Person, die über besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Naturkunde und des Naturschutzes 
verfügt, mit deren Zustimmung die Aufgaben der ökologischen Bauaufsicht zu 
übertragen, wenn dies zur Erfüllung der sich aus diesen Bescheiden 
ergebenden Verpflichtungen erforderlich ist. Die Bestellung als Aufsichtsorgan 
kann auch mit gesondertem Bescheid erfolgen. Das Aufsichtsorgan hat die 
plan- und bescheidgemäße Ausführung des Vorhabens oder die Durchführung 
der behördlichen Vorschreibungen laufend zu überwachen und dem 
Verantwortlichen allfällige Mängel unter Setzung einer angemessenen Frist zu 
deren Behebung bekannt zu geben. Werden die aufgezeigten Mängel nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig behoben, so hat das Aufsichtsorgan 
davon die Behörde unverzüglich zu verständigen. Das Aufsichtsorgan hat 
weiters den Inhaber der naturschutzrechtlichen Bewilligung oder den durch 
einen Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten bei der Ausführung des 
Vorhabens oder der Erfüllung der behördlichen Vorschreibungen auf 
Verlangen fachlich zu beraten. Die Übertragung der ökologischen Bauaufsicht 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für ihre Beibehaltung nicht mehr 
vorliegen oder wenn sonstige wichtige Gründe dies erfordern. 

(4) Die Behörde hat im Bescheid, mit dem eine naturschutzrechtliche 
Bewilligung aufgrund einer Interessenabwägung erteilt wurde, oder in einem 
Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 eine Person, die über besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Naturkunde und des Naturschutzes als 
Eignungsvoraussetzung verfügt, mit deren Zustimmung als Aufsichtsorgan 
(ökologische Bauaufsicht) zu bestellen, wenn dies zur Erfüllung der sich aus 
diesen Bescheiden ergebenden Verpflichtungen erforderlich ist. Die Bestellung 
als Aufsichtsorgan kann auch mit gesondertem Bescheid erfolgen. Als 
Aufsichtsorgan kann auch eine juristische Person oder sonstige Gesellschaft 
mit Rechtspersönlichkeit bestellt werden. Diese hat der Behörde eine oder 
mehrere natürliche Personen zu benennen, die die Aufgaben für sie 

wahrnehmen. Die benannten natürlichen Personen müssen jeweils die 
Eignungsvoraussetzungen erfüllen. Das Aufsichtsorgan hat die plan- und 
bescheidgemäße Ausführung des Vorhabens oder die Durchführung der 
behördlichen Vorschreibungen laufend zu überwachen und dem 
Verantwortlichen allfällige Mängel unter Setzung einer angemessenen Frist zu 
deren Behebung bekannt zu geben. Werden die aufgezeigten Mängel nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig behoben, so hat das Aufsichtsorgan 
davon die Behörde unverzüglich zu verständigen. Das Aufsichtsorgan hat 
weiters den Inhaber der naturschutzrechtlichen Bewilligung oder den durch 
einen Bescheid nach § 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten bei der Ausführung des 
Vorhabens oder der Erfüllung der behördlichen Vorschreibungen auf 
Verlangen fachlich zu beraten. Die Übertragung der ökologischen Bauaufsicht 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für ihre Beibehaltung nicht mehr 
vorliegen oder wenn sonstige wichtige Gründe dies erfordern. 

(5) Die Aufsichtsorgane sind berechtigt, zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im erforderlichen Ausmaß die betreffenden Grundstücke, Gebäude 
und sonstigen baulichen Anlagen zu betreten, Untersuchungen, Vermessungen, 
Messungen und Prüfungen vorzunehmen, Probebetriebe durchzuführen und 
Proben zu entnehmen. Sie sind weiters berechtigt, in die jeweiligen 
schriftlichen oder elektronischen Unterlagen Einsicht zu nehmen und Kopien 
herzustellen und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die 
Aufsichtsorgane sind zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
verpflichtet. 

(6) Die Kosten für die ökologische Bauaufsicht sind dem Inhaber der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung oder dem durch eine Entscheidung nach 
§ 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten entsprechend dem Aufwand mit Bescheid 
vorzuschreiben. Die Verantwortlichkeit des Inhabers der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung oder des durch eine Entscheidung nach 
§ 17 Abs. 1 oder 4 Verpflichteten wird durch die Bestellung einer 
ökologischen Bauaufsicht nicht berührt. 
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§ 45 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 
 a) ein nach den §§ 6, 7 Abs. 1 und 2, 8, 9 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 4, 27 

Abs. 3 und 28 Abs. 3 bewilligungspflichtiges Vorhaben ohne 
naturschutzrechtliche Bewilligung ausführt; 

 b) ein Vorhaben, für das in Verordnungen nach den §§ 10 Abs. 1 oder 11 
Abs. 1 eine Bewilligungspflicht festgelegt ist, ohne 
naturschutzrechtliche Bewilligung ausführt, 

 c) ein Vorhaben, für das in Verordnungen nach § 21 Abs. 1 ein Verbot 
festgelegt oder für das nach § 22 Abs. 2 zweiter Satz die Erteilung 
einer Ausnahmebewilligung vorgesehen ist, ohne 
Ausnahmebewilligung ausführt; 

 d) einem Verbot nach den §§ 5, 11 Abs. 2 oder 22 Abs. 2 erster Satz 
zuwiderhandelt; 

 e) entgegen dem § 23 Abs. 7, § 24 Abs. 7 oder § 25 Abs. 7 Pflanzen, 
Tiere oder Vögel ohne Bewilligung in der freien Natur wiederansiedelt 
bzw. aussetzt; 

 f) ein nach den §§ 23 Abs. 2 und 3 lit. a, 24 Abs. 2 und 3 lit. a oder 25 
Abs. 1 verbotenes Vorhaben ohne Ausnahmebewilligung ausführt; 

 g) eine nach § 25a Abs. 1 festgelegte artenschutzrechtliche Schutzzone 
ohne erforderliche Ausnahmebewilligung betritt; 

 h) ein Vorhaben, für das in Verordnungen nach den §§ 13 Abs. 1 oder 27 
Abs. 4 ein Verbot festgesetzt ist, ohne Ausnahmebewilligung ausführt; 

 i) einem Verbot nach den §§ 24 Abs. 8 erster Satz, 25 Abs. 6, 26 oder 28 
Abs. 1 oder 2 oder einem in einer Verordnung nach § 24 Abs. 8 
zweiter Satz festgesetzten Verbot zuwiderhandelt; 

 j) Personen erwerbsmäßig in Naturhöhlen führt, ohne dazu nach § 28a 
Abs. 1 oder 9 § 28a Abs. 1 oder 8 befugt zu sein; 

 k) den ihm nach den §§ 30 Abs. 3 oder 31 Abs. 3 lit. a obliegenden 
Verpflichtungen zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 30.000,– Euro zu 
bestrafen. 

(2) Wer 

 a) vorgeschriebene Ausgleichsmaßnahmen nach § 14 Abs. 6 nicht oder 
nicht vollständig durchführt; 

 a) vorgeschriebene Ausgleichsmaßnahmen nach § 14 Abs. 6 oder 
vorgeschriebene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 29a Abs. 5 
oder 9 nicht oder nicht vollständig durchführt; 

 b) eine nach § 15 Abs. 1 bewilligungspflichtige Werbeeinrichtung ohne 
naturschutzrechtliche Bewilligung errichtet, aufstellt, anbringt oder 
ändert; 

 c) entgegen dem § 16 einen Antennentragmasten ohne die erforderliche 
Anzeige, trotz Untersagung oder vorzeitig ohne Zustimmung nach § 
16 Abs. 4 errichtet oder ändert oder einem Auftrag zur Entfernung 
nicht nachkommt; 

 d) Anlagen, die der Eigentümer eines Naturdenkmales in Erfüllung der 
ihm nach § 27 Abs. 6 obliegenden Verpflichtung errichtet hat, 
vorsätzlich beschädigt, entfernt oder zerstört; 

 e) der ihm nach § 31 Abs. 3 lit. b obliegenden Verpflichtung nicht 
nachkommt; 

 f) entgegen dem §§ 25a Abs. 3 und 33 Abs. 5 und 7 eine der dort 
genannten Tafeln vorsätzlich beschädigt, zerstört oder unbefugt 
entfernt; 

 g) seine Verpflichtungen als ökologische Bauaufsicht gröblich 
vernachlässigt;, 

 h) einem der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze 
zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 20.000,– Euro zu 
bestrafen. 

(3) Wer 
 a) außer in den Fällen der Abs. 1 und 2 einer Bestimmung dieses 

Gesetzes oder einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt; 

 b) einer Anordnung nach den §§ 14 Abs. 14, 15 Abs. 5, 7 oder 8, 17 
Abs. 1 und 4, 18, 27 Abs. 6 oder 29 Abs. 10 nicht nachkommt, oder 
sonst in Entscheidungen enthaltene Auflagen oder Vorschreibungen 
nicht einhält, 
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begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 15.000,– Euro zu 
bestrafen. 

(4) Im Wiederholungsfall oder bei Vorliegen sonstiger erschwerender 
Umstände können Geldstrafen nach den Abs. 1 bis 3 bis zur doppelten Höhe 
verhängt werden. 

(5) Die Geldstrafen fließen dem Land Tirol für Zwecke der Förderung 
von Maßnahmen zur Erhaltung und zur Pflege der Natur im Sinn der Ziele 
nach § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2 zu. 

(6) Der Versuch ist strafbar. 

(7) Wurde ein Vorhaben ohne naturschutzrechtliche Bewilligung oder 
entgegen einem Verbot nach diesem Gesetz, einer Verordnung aufgrund dieses 
Gesetzes oder einem der in der Anlage zu § 48 Abs. 1 genannten Gesetze oder 
einer Verordnung aufgrund dieses Gesetzes oder ohne die nach § 16 Abs. 1 
erster Satz erforderliche Anzeige ausgeführt, so endet das strafbare Verhalten 
erst mit der Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes. 

(8) Neben der Verhängung einer Geldstrafe kann bei Vorliegen 
erschwerender Umstände der Verfall von gesetzwidrig von ihrem Standort 
entfernten, transportierten, feilgebotenen oder erworbenen Pflanzen und 
Pilzen, von gesetzwidrig gefangenen, gehaltenen, besessenen, transportierten, 
feilgebotenen, erworbenen oder getöteten Tieren und ihren 
Entwicklungsformen, von gesetzwidrig besessenen, transportierten, 
feilgebotenen oder erworbenen Teilen von Tieren sowie der zur Begehung der 
Tat verwendeten Geräte, ferner der Verfall von rechtswidrig gesammelten 
Mineralien und Fossilien, von rechtswidrig abgebauten Bodenbestandteilen 
und von rechtswidrig entfernten Naturgebilden ausgesprochen werden. Der 
Verfall von Gegenständen ist nach Maßgabe des § 17 VStG zulässig, sofern 
der Wert eines solchen Gegenstandes in einem angemessenen Verhältnis zum 
Grad des Verschuldens und zum Ausmaß der Schädigung der Interessen des 
Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 steht. 

(9) Als verfallen erklärte lebende Tiere sind unverzüglich in Freiheit zu 
setzen oder, wenn sie hiefür nicht geeignet sind, Tiergärten, Tierheimen, 
Tierschutzvereinen oder tierliebenden Personen zu übergeben oder, wenn dies 
nicht möglich ist, möglichst schmerzlos zu töten. Als verfallen erklärte 
Pflanzen sind gemeinnützigen Zwecken (wie der Verwendung in 

wissenschaftlichen Instituten, Spitälern oder Schulen) zuzuführen oder, wenn 
dies nicht tunlich ist, zu vernichten. 

(10) Naturschutzrechtliche Bewilligungen sind zu widerrufen, wenn der 
Inhaber einer solchen Bewilligung 
 a) wegen einer Übertretung naturschutzrechtlicher Vorschriften 

rechtskräftig bestraft worden ist oder 
 b) eine Bestrafung nur nach § 45 Abs. 1 Z 3 VStG unterblieben ist, 
sofern die Ausübung der Bewilligung die Begehung dieser 
Verwaltungsübertretungen ermöglicht oder erleichtert hat und der Widerruf im 
Hinblick auf die Schwere der Tat nicht unverhältnismäßig ist. 

§ 46 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Verweisungen auf Bundesgesetze beziehen sich auf die im Folgenden 
jeweils angeführte Fassung: 
 1. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 2002, BGBl. I Nr. 102, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 66/2023, 
 2. Schifffahrtsgesetz – SchFG, BGBl. I Nr. 62/1997, zuletzt geändert 

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 230/2021, 
 3. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 

Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 26/2023, 

 4. Wasserrechtsgesetz 1959 – WRG 1959, BGBl. Nr. 215, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 73/2018, 

 5. Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022. 

(2) Verweisungen auf Bundesgesetze beziehen sich auf die im Folgenden 
jeweils angeführte Fassung: 
 1. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 84/2024, 
 2. Schifffahrtsgesetz – SchFG, BGBl. I Nr. 62/1997, zuletzt geändert 

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 230/2021, 



55 

 

 3. Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-G 2000, BGBl. 
Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 26/2023, 

 4. Wasserrechtsgesetz 1959 – WRG 1959, BGBl. Nr. 215/1959, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 73/2018, 

 5. Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/2024. 

§ 48 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die in der Anlage angeführten, nach § 45 Abs. 1 des Tiroler 
Naturschutzgesetzes 1991 als Gesetze geltenden Verordnungen über die 
Erklärung von Gebieten zu Naturschutzgebieten nach § 4 und nach § 20 Abs. 3 
des Naturschutzgesetzes LGBl. Nr. 31/1951 bleiben so lange in Geltung, bis 
durch Verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen werden, eine 
anderweitige Regelung getroffen wird. 

(1) (2) Anhängige Verfahren um die Erteilung einer 
naturschutzrechtlichen Bewilligung für Vorhaben, die nach diesem Gesetz 
keiner naturschutzrechtlichen Bewilligung mehr bedürfen, sind einzustellen. 
Der Antragsteller, die Landesumweltanwältin bzw. der Landesumweltanwalt 
und die Gemeinde sind davon zu verständigen. 

(2) (3) Anlagen, für deren Errichtung, Aufstellung oder Anbringung eine 
naturschutzrechtliche Bewilligung nach dem Tiroler Naturschutzgesetz 1991 
noch nicht erforderlich gewesen ist, bedürfen keiner naturschutzrechtlichen 
Bewilligung nach diesem Gesetz, wenn mit der Ausführung des Vorhabens 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits begonnen worden ist. 

(3) (4) § 15 Abs. 5 sowie 7 bis 10 und § 18 gelten auch für die in diesen 
Bestimmungen jeweils erwähnten Anlagen und Maßnahmen, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet, aufgestellt, angebracht oder ausgeführt 
wurden. 

(4) (5) § 17 gilt für die dort erwähnten, vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes errichteten, aufgestellten oder angebrachten Anlagen nur dann, wenn 
sie, obwohl nach einer naturschutzrechtlichen Vorschrift bewilligungspflichtig, 
ohne die erforderliche naturschutzrechtliche Bewilligung errichtet, aufgestellt 
oder angebracht wurden. 

(5) (6) Die Naturdenkmäler, die Schauhöhlen, das Naturhöhlenbuch, das 
Naturhöhlenführerverzeichnis, die Naturhöhlenführerausweise, das 
Naturinventar, die Tafeln zur Kennzeichnung von Schutzgebieten und 
Naturdenkmälern und das Naturdenkmalbuch nach dem Tiroler 
Naturschutzgesetz 1991 gelten als entsprechende Einrichtungen nach diesem 
Gesetz. 

(6) (7) Die derzeitigen Mitglieder des Naturschutzbeirates und der 
Prüfungskommission für die Naturhöhlenführerprüfung und deren jeweilige 
Ersatzmitglieder sowie die Landesumweltanwältin bzw. der 
Landesumweltanwalt, die Naturschutzbeauftragten und deren jeweilige 
Stellvertreter bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtsdauer im Amt. 

(7) (8) Das Naturschutzgebiet Mieminger und Rietzer Innauen, das als 
Sonderschutzgebiet im Sinne des § 22 dieses Gesetzes gilt, ist unverzüglich 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes mit geeigneten Tafeln ausreichend zu 
kennzeichnen. 

(8) (9) Die nach § 26 Abs. 5 des Tiroler Naturschutzgesetzes 1991 
verliehene Befugnis zur Naturhöhlenführerin bzw. zum Naturhöhlenführer gilt 
als entsprechende Befugnis nach diesem Gesetz. 

(9) (10) Naturschutzrechtliche Bewilligungen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtskräftig sind, bleiben unberührt. 

(10) (11) Bewilligungen nach § 2 Abs. 4 und 5 des Gesetzes über die 
Verwendung von Geländefahrzeugen außerhalb von Straßen mit öffentlichem 
Verkehr, LGBl. Nr. 76/1972, gelten als Bewilligungen nach § 6 lit. j. 
Bestätigungen nach § 4 Abs. 3 dieses Gesetzes sind bei der entsprechenden 
Verwendung des Kraftfahrzeuges mitzuführen und den Organen der 
öffentlichen Aufsicht auf Verlangen vorzuweisen. 

(11) (12) Anerkannte Umweltorganisationen im Sinn des § 3 Abs. 11 sind 
berechtigt, 
 a) gegen Bescheide über Bewilligung von Projekten nach § 14 Abs. 4 

dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 144/2018, 
 b) gegen Bescheide, insoweit damit 

 1. hinsichtlich der in den Anhängen IV lit. b und V lit. b bzw. in den 
Anhängen IV lit. a und V lit. a der Habitat-Richtlinie genannten 
Pflanzen- und Tierarten Ausnahmen von den Verboten nach § 23 
Abs. 2 und 3 lit. a bzw. nach § 24 Abs. 2 und 3 lit. a oder 
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 2. hinsichtlich der durch dieses Gesetz geschützten Vogelarten 
Ausnahmen von den Verboten nach § 25 Abs. 1 lit. a bis e und g 
erteilt werden, sowie 

 c) gegen Bescheide über Bewilligungen nach den §§ 23 Abs. 7, 24 
Abs. 7 und 25 Abs. 7, 

die zwischen dem 28. März 2018 und dem Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. 
Nr. 163/2019 in Rechtskraft erwachsen sind oder zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des angeführten Gesetzes bereits erlassen, aber noch nicht in 
Rechtskraft erwachsen sind, Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht zu 
erheben. Die Beschwerde ist binnen sechs Wochen ab dem Inkrafttreten des 
Gesetzes LGBl. Nr. 163/2019 bei der Behörde einzubringen und hat keine 
aufschiebende Wirkung. Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
LGBl. Nr. 163/2019 bis zum Ende der Beschwerdefrist ist den anerkannten 
Umweltorganisationen Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(12) (13) Abs. 12 findet keine Anwendung, wenn 
 a) der Umweltorganisation ein Bescheid gemäß Abs. 12 lit. a, b und c vor 

Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. Nr. 163/2019 zugestellt wurde, 
 b) die Umweltorganisation in einem vor Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. 

Nr. 163/2019 durchgeführten Verfahren zur Erteilung einer 
Bewilligung für Ausnahmen von den artenschutzrechtlichen Verboten 
ihre Stellung als Partei gemäß § 42 Abs. 1 AVG verloren hat oder 

 c) einer Umweltorganisation in einem bei Inkrafttreten des Gesetzes 
LGBl. Nr. 163/2019 noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen 
Verfahren Parteistellung zuerkannt worden ist; in diesem Fall bleibt 
die Parteistellung aufrecht. 

(13) (14) Soweit in landesrechtlichen Vorschriften auf Bestimmungen des 
Tiroler Naturschutzgesetzes 1991 verwiesen wird, treten an deren Stelle die 
entsprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(14) (15) § 11 Abs. 2 lit. d und e und Abs. 3 lit. f sind auf die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes des Gesetzes LGBl. Nr. 73/2024 
naturschutzrechtlich bewilligten Vorhaben sowie auf naturschutzrechtlich nicht 
bewilligungspflichtige Vorhaben, mit deren Ausführung im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes des Gesetzes LGBl. Nr. 73/2024 bereits 
begonnen wurden begonnen wurde, nicht anzuwenden. Auf diese Vorhaben 
sind die § 11 Abs. 2 lit. d und e des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005 in der 

Fassung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes des Gesetzes LGBl. Nr. 73/2024 
weiter anzuwenden. 

(15) § 43 Abs. 13 findet, sofern die darin genannte Frist bei Inkrafttreten 
des Gesetzes LGBl. Nr. 163/2019 bereits abgelaufen war, mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die Rechtskraft mit Ablauf von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. Nr. xx/2025 eintritt, sofern die Parteien und 
Beschwerdeberechtigten ihre Parteistellung bzw. ihr Beschwerderecht bis 
dahin nicht geltend gemacht haben. Ein bereits erfolgter Eintritt der 
Rechtskraft nach dieser Bestimmung, nach den Abs. 11 und 12 oder nach § 41 
Abs. 4 zweiter Satz des Tiroler Naturschutzgesetzes 1997, LGBl. Nr. 33/1997, 
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 50/2004, wird dadurch nicht berührt. 

(16) Wird nach Abs. 15 Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht 
erhoben, ist § 17 für die Dauer des Beschwerdeverfahrens nicht anzuwenden. 
Bei der Entscheidung über die Beschwerde sind die im Zeitpunkt der Erlassung 
des angefochtenen Bescheides geltenden Genehmigungsvoraussetzungen 
anzuwenden, es sei denn, dass unionsrechtliche Bestimmungen dies 
ausschließen oder die geltende Rechtslage für den Bewilligungsinhaber 
günstiger ist. 
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Anlage zu § 48 Abs. 1 
 
 
 1. Verordnung des Reichsstatthalters in Tirol und Vorarlberg vom 19. 

November 1942, Verordnungs- und Amtsblatt für den Reichsgau 
Tirol und Vorarlberg Nr. 22, über das Naturschutzgebiet Arnspitze 
in den Gemarkungen Scharnitz, Leutasch und Mittenwald, 
Landkreis Innsbruck; 

 2. Verordnung der Landesregierung vom 9. Mai 1972, LGBl. Nr. 32, 
über die Erklärung von Teilen der Kufsteiner und der 
Langkampfener Innauen zum Naturschutzgebiet. 

 

Artikel III 

Änderung der Tiroler Bauordnung 2022 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für alle baulichen Anlagen, soweit im Folgenden 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Durch dieses Gesetz werden die Zuständigkeit des Bundes sowie 
sonstige Vorschriften über bauliche Anlagen nicht berührt. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für folgende bauliche Anlagen: 
 a) Eisenbahnanlagen, Seilbahnanlagen, Schifffahrtsanlagen, 

Bodeneinrichtungen eines Flugplatzes, Flugsicherungsanlagen oder 
Teile davon; 

 b) militärische Anlagen, wie Befestigungs- und Sperranlagen, 
Munitionslager, Meldeanlagen, Übungsstätten und dergleichen; 

 c) Wasserkraftanlagen einschließlich der wasserbautechnischen 
Anlagenteile, sonstige Stromerzeugungsanlagen, soweit sie nach § 6 
des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012, LGBl. Nr. 134/2011, in der 

jeweils geltenden Fassung bewilligungspflichtig sind, und elektrische 
Leitungsanlagen, jeweils mit Ausnahme von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen; Telekommunikationsanlagen mit Ausnahme von 
Gebäuden mit Aufenthaltsräumen und der nach § 60 
anzeigepflichtigen Antennentragmasten; 

 c) 1. Wasserkraftanlagen einschließlich der wasserbautechnischen 
Anlagenteile, 

 2. sonstige Stromerzeugungsanlagen, soweit sie nach § 6 des Tiroler 
Elektrizitätsgesetzes 2012, LGBl. Nr. 134/2011, in der jeweils 
geltenden Fassung bewilligungspflichtig sind und elektrische 
Leitungsanlagen, jeweils mit Ausnahme von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen, 

 3. bauliche Anlagen für Energiespeicheranlagen, soweit sie nach § 6 
des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 bewilligungspflichtig sind, 
mit Ausnahme von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen, 

 4. bauliche Anlagen für Energiespeicher am selben Standort, soweit 
die Stromerzeugungsanlage nach § 6 des Tiroler 
Elektrizitätsgesetzes 2012 bewilligungspflichtig ist, mit Ausnahme 
von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen, 

 5. Telekommunikationsanlagen, mit Ausnahme von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen und der nach § 60 anzeigepflichtigen 
Antennentragmasten; 

 d) öffentliche Straßen einschließlich ihrer Bestandteile mit Ausnahme 
von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen, sofern es sich dabei nicht um 
der Grenzabfertigung, der Verkehrsbeeinflussung, der Kontrolle oder 
der Bemautung dienende Gebäude handelt; private Straßen mit 
Ausnahme von Stellplätzen; 

 e) Wasserversorgungsanlagen, Abwasserbeseitigungs- und -
reinigungsanlagen, Beschneiungsanlagen, Rohrleitungsanlagen oder 
Teile davon mit Ausnahme von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen; 

 f) bauliche Anlagen, die der Gewinnung oder Aufbereitung von 
mineralischen Rohstoffen dienen und den bergrechtlichen 
Vorschriften unterliegen; 

 g) Abfallbehandlungsanlagen einschließlich Deponien und 
Kompostieranlagen, soweit sie den bergrechtlichen oder den 
abfallwirtschaftsrechtlichen Vorschriften des Bundes unterliegen, mit 
Ausnahme von Anlagen nach § 54 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, 



58 

 

BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 84/2024; Container zum Sammeln von Abfällen; 

 h) Messstellen zur Feststellung der Schadstoffbelastung der Luft, für 
gewässer- und wetterkundliche Beobachtungen und dergleichen 
einschließlich der zu ihrem Schutz erforderlichen baulichen Anlagen; 

 i) Vorrichtungen zur Anbringung von Straßenverkehrszeichen, 
Haltestellenzeichen, Straßentafeln, Parkscheinautomaten und 
dergleichen; Haltestellenhäuschen, Telefonzellen, Straßen- und 
Parkbänke, Wegweiser, touristische Informationstafeln und 
dergleichen; 

 j) land- oder forstwirtschaftliche Bringungsanlagen und sonstige 
Materialseilbahnen; Sprengmittellager für Lawinensprengungen; 

 k) Heupillen, Hainzenhütten, Harpfen, Stanggerhütten und dergleichen 
sowie sonstige bauliche Anlagen im Rahmen land- oder 
forstwirtschaftlicher Betriebe, wie nicht überdachte Düngerstätten und 
Fahrsilos, geschlossene Jauche- und Güllegruben, nicht begehbare 
Folientunnels, ortsübliche Umzäunungen, Futterraufen und 
Viehtränken, Weidezäune und dergleichen; diese Ausnahmen gelten 
jedoch nur für im Freiland und auf Sonderflächen nach den §§ 44, 45 
und 47 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, LGBl. Nr. 43/2022, 
in der jeweils geltenden Fassung errichtete bauliche Anlagen; 

 l) der Wildhege und der Jagdausübung dienende bauliche Anlagen, wie 
Futterplätze, Futtersilos, Hochstände, Wildzäune und dergleichen, mit 
Ausnahme von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen; 

 m) Bienenstände zur Haltung von insgesamt höchstens zehn 
Bienenstöcken; 

 n) mobile offene Schwimmbecken mit einem Füllungsvermögen von 
höchstens 10.000 Litern; 

 o) der Gartengestaltung dienende bauliche Anlagen wie 
Erschließungswege und -treppen, Zierbrunnen, Teiche, Steingärten, 
Grillkamine und dergleichen; 

 p) Baustelleneinrichtungen wie Baucontainer mit Ausnahme von 
Wohncontainern, Gerüste, Krane und dergleichen; 

 q) Gipfel- und Feldkreuze, Bildstöcke, Dorfbrunnen, Marterln, 
Fahnenstangen, Maibäume und dergleichen; 

 r) Badestege und dergleichen; Kinderspielplätze und 
Spielplatzeinrichtungen mit Ausnahme der nach § 28 Abs. 2 lit. e 
anzeigepflichtigen Anlagen; 

 s) von Körperschaften öffentlichen Rechts errichtete bauliche Anlagen 
zum Schutz vor Naturgefahren, wie Steinschlagdämme, 
Steinschlagnetze, Schneebrücken, Schneerechen, Quer- und 
Längswerke, Schutz- und Regulierungswasserbauten und dergleichen; 

 t) dem Kampieren im Sinn des § 2 lit. a des Tiroler 
Campinggesetzes 2001, LGBl. Nr. 37/2001, in der jeweils geltenden 
Fassung dienende mobile Unterkünfte, wie Zelte und Mobilheime, 
sowie Einrichtungen mobiler Unterkünfte im Sinn des § 6 Abs. 1 lit. c 
Z 2 und 3 des Tiroler Campinggesetzes 2001, sofern die von der 
mobilen Unterkunft allein überdeckte Fläche 45 m² und die unter 
Hinzurechnung aller Einrichtungen im Sinn des § 6 Abs. 1 lit. c Z 2 
und 3 des Tiroler Campinggesetzes 2001 insgesamt überdeckte Fläche 
60 m² nicht übersteigt; 

 u) Zelte und bauliche Anlagen vorübergehenden Bestandes, die im 
Rahmen von öffentlichen anmeldepflichtigen Einzelveranstaltungen 
nach den §§ 4 Abs. 1 und 6 Abs. 1 lit. a des Tiroler 
Veranstaltungsgesetzes 2003, LGBl. Nr. 86/2003, in der jeweils 
geltenden Fassung, aufgestellt bzw. errichtet werden; 

 v) Sportanlagen mit Ausnahme von Gebäuden, soweit sie dem Tiroler 
Veranstaltungsgesetz 2003 unterliegen. 

(4) Dieses Gesetz gilt weiters nicht für bauliche Anlagen mit Ausnahme 
von Gebäuden, die nach anderen Vorschriften einer Bewilligung oder Anzeige 
bedürfen, wenn im Bewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren auf die nach diesem 
Gesetz zu wahrenden Interessen Bedacht zu nehmen ist. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene Anlagen, zu 
deren fachgerechten Herstellung bautechnische Kenntnisse erforderlich sind. 

(2) Gebäude sind überdeckte, allseits oder überwiegend umschlossene 
bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden können und die dazu 
bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen. 
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(3) Aufenthaltsräume sind Räume in Gebäuden, die zum länger dauernden 
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, wie Wohn- und Schlafräume, 
Arbeits- und Geschäftsräume, Unterrichtsräume und dergleichen. 

(4) Wohnungen sind baulich in sich abgeschlossene Teile eines Gebäudes, 
die zur Unterkunft und Haushaltsführung von Menschen bestimmt sind. 

(5) Wohnanlagen sind Gebäude mit mehr als sechs Wohnungen. Mehrere 
in einem räumlichen Naheverhältnis stehende Gebäude, die zusammen mehr 
als sechs Wohnungen enthalten, gelten als eine Wohnanlage, wenn sie eine 
einheitliche Gesamtplanung aufweisen und für sie eine gemeinsame 
Verwaltung vorgesehen ist. 

(6) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Wohnungen oder sonstige Teile von 
Gebäuden im Sinn des § 13 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022. 

(7) Neubau ist die Errichtung eines neuen Gebäudes, auch wenn nach dem 
Abbruch oder der Zerstörung eines Gebäudes Teile davon, wie Fundamente 
oder Mauern, weiterverwendet werden. 

(8) Zubau ist die Vergrößerung eines Gebäudes durch die Herstellung 
neuer oder die Erweiterung bestehender Räume. 

(9) Umbau ist die bauliche Änderung eines Gebäudes, durch die dessen 
Außenmaße nicht geändert werden und die geeignet ist, die mechanische 
Festigkeit und Standsicherheit, den Brandschutz, die Energieeffizienz oder das 
äußere Erscheinungsbild des Gebäudes wesentlich zu berühren. 

(10) Nebengebäude sind Gebäude, die aufgrund ihres 
Verwendungszweckes einem auf demselben Grundstück befindlichen Gebäude 
funktionell und hinsichtlich der Größe untergeordnet und nicht für 
Wohnzwecke bestimmt sind, wie Garagen, Geräteschuppen, Gartenhäuschen 
und dergleichen. Nebenanlagen sind sonstige bauliche Anlagen, die aufgrund 
ihres Verwendungszweckes einem auf demselben Grundstück befindlichen 
Gebäude funktionell untergeordnet sind, wie Überdachungen, Stellplätze, 
Zufahrten und dergleichen. 

(11) Die mittlere Wandhöhe ist der Abstand zwischen dem Niveau des an 
ein Gebäude anschließenden Geländes und dem Schnitt der äußeren 
Wandfläche mit der Dachhaut, wobei Höhenunterschiede, die sich aus der 
Neigung einer Dachfläche bzw. des anschließenden Geländes ergeben, bis 
insgesamt höchstens 3 m gemittelt werden. Übersteigt die Neigung einer 
Dachfläche den Winkel von 45°, so ist dieser Schnitt unter der Annahme zu 

ermitteln, dass die Dachneigung 45° beträgt, wobei vom höchsten Punkt jener 
Dachfläche auszugehen ist, deren Neigung den Winkel von 45° übersteigt. 
Wurde das Geländeniveau durch die Bauführung oder im Hinblick auf eine 
beabsichtigte Bauführung verändert, so ist vom Geländeniveau vor dieser 
Veränderung auszugehen. Andernfalls ist vom bestehenden Geländeniveau 
auszugehen. Dies gilt auch dann, wenn eine Geländeveränderung mehr als 
zehn Jahre zurückliegt. Ist jedoch in einem Bebauungsplan eine Höhenlage 
festgelegt, so ist in allen Fällen von dieser auszugehen. 

(12) Bauplatz ist ein Grundstück, auf dem eine bauliche Anlage errichtet 
werden soll oder besteht. Grundstück ist eine Grundfläche, die im 
Grundsteuerkataster oder im Grenzkataster mit einer eigenen Nummer 
bezeichnet ist oder die in einem Zusammenlegungsverfahren als 
Grundabfindung gebildet wurde. Bauplätze müssen eine einheitliche Widmung 
aufweisen; dies gilt nicht 
 a) für Sonderflächen nach § 43 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 

für Solarenergieanlagen, 
 b) für Sonderflächen nach § 43 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 

für bauliche Anlagen zum Schutz vor Naturgefahren, soweit sie nicht 
nach § 1 Abs. 3 lit. s vom Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausgenommen sind, 

 c) für Sonderflächen nach den §§ 47, 50 und 50a des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022, 

 d) für Solarenergieanlagen, 
 e) für maximal 3 m breite Flächen mit einem Gesamtausmaß bis zu 50 

m², die eine andere Widmung aufweisen, sowie 
 f) für Grundstücke mit um bis zu 50 cm verschobenen Katastergrenzen. 

(13) Gekuppelte Bauweise ist die Errichtung zweier baulicher Anlagen an 
jeweils einer gemeinsamen Grundstücksgrenze, sofern die Überlappung beider 
baulicher Anlagen zumindest 50 v.H. beträgt. 

(14) Garagen sind Gebäude oder Gebäudeteile, die zum Einstellen von 
Kraftfahrzeugen bestimmt sind. 

(15) Stellplätze sind außerhalb von Gebäuden liegende Flächen, die zum 
Abstellen von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern bestimmt sind. 

(16) Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge sind Flächen außerhalb 
öffentlicher Verkehrsflächen wie Stellplätze, Garagen oder Parkdecks sowie 
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jene Bereiche öffentlicher Garagen, Parkdecks und Parkplätze, die den 
ständigen Benützern und Besuchern einer bestimmten baulichen Anlage zur 
ausschließlichen Nutzung vorbehalten sind. 

(17) Erker sind an der Fassade vorspringende Gebäudeteile, die 
vorwiegend der Gestaltung der Fassade dienen und die im Verhältnis zur 
Fassade und zum betreffenden Innenraum von untergeordneter Größe sind. 

(18) Untergeordnete Bauteile sind: 
 a) Dachkapfer, Fänge, Windfänge, offene Balkone und dergleichen, 

Schutzdächer und an baulichen Anlagen angebrachte 
Werbeeinrichtungen; dies jedoch nur, wenn sie im Hinblick auf ihre 
Abmessungen im Verhältnis zur Fläche und zur Länge der betroffenen 
Fassaden bzw. Dächer untergeordnet sind; 

 b) Freitreppen, Sonnenschutzlamellen und dergleichen, 
fassadengestaltende Bauteile, wie Gesimse, Lisenen, Rahmen und 
dergleichen, weiters Solarenergieanlagen, sofern sie in die Außenhaut 
von baulichen Anlagen integriert sind oder der Abstand des der 
Solarenergieanlage zur Dach- bzw. Wandhaut, im rechten Winkel von 
dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt, sowie 
Liftüberfahrten; dies jedoch nur, wenn sie im Hinblick auf ihre 
Abmessungen im Verhältnis zur Fläche der betreffenden Fassaden 
bzw. Dächer untergeordnet sind; 

 c) Vordächer, wenn sie im Hinblick auf ihre Abmessungen im Verhältnis 
zur Gesamtfläche der betreffenden Dächer untergeordnet sind. Als 
Gesamtfläche der betreffenden Dächer gelten jene Flächen, die im 
unmittelbaren baulichen Zusammenhang mit den jeweiligen 
Vordächern stehen sowie die Vordachflächen selbst. 

(19) Kulturschutzanlagen sind überwiegend aus Folien bestehende 
bauliche Anlagen, die keine dauerhafte Fundamentierung und 
Tragkonstruktion oder eine dauerhafte Fundamentierung ausschließlich mittels 
Punktfundamenten und eine darauf aufgesetzte Tragkonstruktion aufweisen, 
und zum Schutz von im gewachsenen Boden oder über gewachsenem Boden 
produzierten landwirtschaftlichen oder gärtnerischen Kulturen verwendet 
werden, wobei dies auch die Frostfreihaltung umfasst. Sie können an den 
Stirnseiten im erforderlichen Ausmaß verschließbar sein, weiters können die 
Stirnseiten sowie die Seitenteile, diese jedoch nur bis zu einer Höhe von 1 m 
über dem anschließenden Gelände, aufgrund technischer Notwendigkeiten 
auch aus anderen Materialien ausgeführt werden. 

(20) Folientunnels sind unbeschadet der Form der Hülle aus Folien 
bestehende bauliche Anlagen, die keine dauerhafte Fundamentierung und 
Tragkonstruktion oder eine dauerhafte Fundamentierung ausschließlich mittels 
Punktfundamenten und eine darauf aufgesetzte Tragkonstruktion aufweisen 
und die nur für die Dauer des jahreszeitlich notwendigen Schutzes oder als 
vorübergehender Witterungsschutz von landwirtschaftlich oder gärtnerisch 
genutzten Flächen verwendet werden, wobei außerhalb dieser Zeiträume die 
Umhüllung entfernt oder zusammengerollt wird. Sie können an den Stirnseiten 
im erforderlichen Ausmaß verschließbar sein. 

(21) Weideunterstände sind höchstens dreiseitig umschlossene bauliche 
Anlagen in Holzbauweise mit einer Fundamentierung ausschließlich mittels 
Punktfundamenten, die auf Weideflächen situiert sind und Weidetieren 
während der Weidezeit als Unterstand zum Schutz vor Witterungseinflüssen 
(Wind, Niederschlag, Hitze, Kälte etc.) dienen. 

(21a) Weidezelte sind höchstens dreiseitig umschlossene Zelte, die auf 
Weideflächen situiert sind und Weidetieren während der Weidezeit als 
Unterstand zum Schutz vor Witterungseinflüssen (Wind, Niederschlag, Hitze, 
Kälte etc.) dienen. 

(22) Bienenstock ist eine für die Unterbringung eines Bienenvolkes 
bestimmte Einrichtung. 

(23) Bienenstand ist der Standort aller in einem räumlichen 
Zusammenhang einzeln oder in Gruppen gehaltenen, besiedelten Bienenstöcke 
oder deren Aufstellvorrichtungen. 

(24) Bienenhaus ist eine bauliche Anlage, die der Bienenwirtschaft dient 
und so ausgestaltet ist, dass ausschließlich Bienenstöcke und Einrichtungen, 
die zur Bienenwirtschaft unbedingt erforderlich sind, enthalten sein können. 

(25) Werbeeinrichtung ist eine im Orts- oder Straßenbild in Erscheinung 
tretende Einrichtung, die der Anpreisung oder der Ankündigung dient oder die 
sonst auf etwas hinweisen oder die Aufmerksamkeit erregen soll. 

(26) Antennentragmast ist ein dem Betrieb eines Kommunikationsnetzes, 
über das mobile Kommunikationsdienste öffentlich angeboten werden, 
dienender Mast einschließlich der Antenne und aller sonstigen Bauteile. 

(27) Verkehrsflächen sind 
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 a) den straßenrechtlichen Vorschriften unterliegende öffentliche Straßen 
(§ 2 Abs. 3 des Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/1989, in der 
jeweils geltenden Fassung), 

 b) in einem Zusammenlegungsverfahren als gemeinsame Anlagen 
errichtete Wege, 

 c) den güter- und seilwegerechtlichen Vorschriften unterliegende 
Güterwege, 

 d) den forstrechtlichen Vorschriften unterliegende Forststraßen und 
 e) von in einem Bebauungsplan festgelegten Straßenfluchtlinien 

umfasste Grundflächen. 

(28) Geschlossene Ortschaft ist ein Gebiet, das mit mindestens fünf 
Wohn- oder Betriebsgebäuden zusammenhängend bebaut ist, wobei der 
Zusammenhang bei einem Abstand von höchstens 50 m zwischen zwei 
Gebäuden noch nicht als unterbrochen gilt. Zur geschlossenen Ortschaft 
gehören auch Parkanlagen, Sportanlagen und vergleichbare andere weitgehend 
unbebaute Grundstücke, die überwiegend von einem solchen Gebiet umgeben 
sind. Land- oder forstwirtschaftliche Gebäude, die nach § 1 Abs. 3 lit. k vom 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind oder die nach § 41 Abs. 2 
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 im Freiland errichtet werden dürfen, 
gelten nicht als Betriebsgebäude. 

(29) Baubeginn ist der Tag, an dem mit den Erd- oder Bauarbeiten, die 
der Herstellung der baulichen Anlage dienen, begonnen wird. 

(30) Stand der Technik ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher bautechnischer 
Verfahren, Einrichtungen und Bauweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt 
oder sonst erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind 
insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Bauweisen 
heranzuziehen. 

(31) Energieausweis ist ein Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz 
eines Gebäudes. 

(32) Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes ist die Energiemenge, die 
veranschlagt wird, um den unterschiedlichen Erfordernissen im Rahmen der 
Standardnutzung eines Gebäudes, insbesondere hinsichtlich Beheizung, 
Warmwasserbereitung, Kühlung, Lüftung und Beleuchtung, gerecht zu 
werden. 

(33) Größere Renovierung ist die Renovierung eines Gebäudes, bei der 
mehr als 25 v. H. der Oberfläche der Gebäudehülle einer Renovierung 
unterzogen werden, es sei denn, die Gesamtkosten der Renovierung der 
Gebäudehülle und der gebäudetechnischen Systeme betragen höchstens 
25 v. H. des Gebäudewertes, wobei der Wert des Grundstücks, auf dem das 
Gebäude errichtet wurde, nicht mitzurechnen ist. 

(34) Hocheffiziente alternative Systeme sind insbesondere: 
 a) dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie 

aus erneuerbaren Quellen; 
 b) Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen; 
 c) Fern- oder Nahwärme-Systeme oder Fern- oder Nahkälte-Systeme, 

wenn diese überwiegend auf Energie aus erneuerbaren Quellen oder 
auf Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen beruhen; 

 d) Wärmepumpen. 

(35) Gebäudekomponente ist ein gebäudetechnisches System oder eine 
Komponente der Gebäudehülle. 

(36) Seveso-Betrieb ist ein Betrieb, der dem Geltungsbereich der 
Richtlinie 2012/18/EU unterliegt. 

(37) Schwerer Unfall ist ein Ereignis, insbesondere eine Emission, ein 
Brand oder eine Explosion größeren Ausmaßes, das sich aus unkontrollierten 
Vorgängen in einem Seveso-Betrieb ergibt, das unmittelbar oder später 
innerhalb oder außerhalb des Seveso-Betriebes zu einer ernsten Gefahr für die 
menschliche Gesundheit oder die Umwelt führt und bei dem ein oder mehrere 
gefährliche Stoffe im Sinn von Art. 3 Z 10 der Richtlinie 2012/18/EU beteiligt 
sind. 

(38) Gefährdungsbereich eines Seveso-Betriebes ist jener angemessene 
Sicherheitsabstand von der Betriebsanlage, der sich aufgrund von 
mengenschwellenbezogenen Abstandsmodellen oder standardisierten 
Einzelfallbetrachtungen ergibt. 

(39) Im Sinn der Richtlinie 2014/61/EU 
 a) sind gebäudeinterne physische Infrastrukturen: physische 

Infrastrukturen oder sonstige Anlagen im Bereich von Gebäuden, die 
dazu bestimmt sind, leitungsgebundene oder drahtlose Zugangsnetze 
aufzunehmen, sofern solche Zugangsnetze geeignet sind, elektronische 
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Kommunikationsdienste bereitzustellen und den Zugangspunkt des 
Gebäudes mit dem Netzabschlusspunkt zu verbinden; 

 b) sind hochgeschwindigkeitsfähige gebäudeinterne physische 
Infrastrukturen: gebäudeinterne physische Infrastrukturen, die dazu 
bestimmt sind, Komponenten von Hochgeschwindigkeitsnetzen für die 
elektronische Kommunikation aufzunehmen oder die Versorgung mit 
solchen Netzen zu ermöglichen; 

 c) sind umfangreiche Renovierungen: bewilligungspflichtige 
Bauvorhaben im Bereich von Gebäuden, die strukturelle 
Veränderungen an den gesamten gebäudeinternen physischen 
Infrastrukturen oder einem wesentlichen Teil davon umfassen; 

 d) ist der Zugangspunkt: ein physischer Punkt innerhalb oder außerhalb 
von Gebäuden, der für Unternehmen, die öffentliche 
Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung 
zugelassen sind, zugänglich ist und den Anschluss an die 
hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen physischen 
Infrastrukturen ermöglicht. 

(40) Energie aus erneuerbaren Quellen oder erneuerbare Energie ist 
Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, Sonne 
(Solarthermie und Photovoltaik) und geothermische Energie, Salzgradient-
Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, 
Wasserkraft, Energie aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas. 

(41) Solarenergieanlagen sind Anlagen zur Umwandlung von 
Sonnenenergie in thermische oder elektrische Energie, insbesondere 
Solarthermie- und Photovoltaikanlagen. 

(42) Photovoltaikanlagen sind Anlagen zur Umwandlung von 
Sonnenenergie in elektrische Energie mit allen dazugehörenden baulichen und 
elektrotechnischen Anlagenteilen, gegebenenfalls bis zum Netzanschlusspunkt. 
Mehrere Anlagen von ein und demselben Betreiber, die über einen 
gemeinsamen Netzanschlusspunkt verfügen, gelten als eine Anlage. 

(43) Salzgradient-Energie ist Energie, die durch den Unterschied im 
Salzgehalt zwischen zwei Flüssigkeiten, beispielsweise Süßwasser und 
Salzwasser, erzeugt wird. 

(44) Beschleunigungsgebiet bezeichnet ein mit Verordnung nach § 5b 
Abs. 1 des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 oder nach bundesrechtlichen 
Vorschriften ausgewiesenes Beschleunigungsgebiet für erneuerbare Energie im 

Sinn des Art. 15c Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen,“ 

(45) Energiespeicher am selben Standort bezeichnet eine Kombination aus 
Energiespeicheranlage und einer Anlage zur Erzeugung von erneuerbarer 
Energie, die an denselben Netzanschlusspunkt angeschlossen ist. 

§ 20 

Technische Bauvorschriften 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
darüber zu erlassen, welchen bautechnischen Erfordernissen nach § 18 Abs. 1, 
2 und 4 bauliche Anlagen und Bauteile allgemein oder im Hinblick auf ihre Art 
jedenfalls entsprechen müssen. Dabei kann bestimmt werden, dass im Fall von 
Neubauten hinsichtlich bestimmter Arten von Gebäuden oder im Fall von 
umfangreichen Renovierungen dem Erfordernis nach § 18 Abs. 1 lit. g nicht 
oder nur eingeschränkt entsprochen werden muss; bei der Festlegung dieser 
Ausnahmen ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, ob und inwieweit die 
Durchführung der erforderlichen baulichen Maßnahmen insbesondere im 
Hinblick auf den Verwendungszweck der betreffenden Gebäude, deren Alter 
oder bauliche Beschaffenheit, deren besondere Lage oder die damit 
verbundenen Kosten unverhältnismäßig wäre. 

(2) In Verordnungen nach Abs. 1 können technische Regelwerke, die aus 
den Erkenntnissen der Wissenschaft und den Erfahrungen der Praxis abgeleitet 
und von einer fachlich hierzu berufenen Stelle herausgegeben werden, ganz 
oder teilweise für verbindlich erklärt werden. 

(3) Die Behörde kann hat von der Einhaltung einzelner Bestimmungen 
von Verordnungen nach Abs. 1 absehen abzusehen, wenn der Bauwerber durch 
ein Gutachten nach § 29 Abs. 2 lit. e nachweist, dass durch andere geeignete 
Vorkehrungen den Erfordernissen nach § 18 Abs. 1, 2 und 4 entsprochen wird. 

(4) Bei Umbauten und geringfügigen Zubauten von Gebäuden, die vor 
dem 1. März 1998 errichtet wurden, und beim Ausbau von Dachgeschoßen 
kann hat die Behörde von der Einhaltung einzelner Bestimmungen von 
Verordnungen nach Abs. 1 auch dann absehen abzusehen, wenn deren 
Einhaltung wirtschaftlich nicht vertretbar wäre und eine Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen nicht besteht. 

(5) Bei Um- und Zubauten oder der Änderung des Verwendungszweckes 
von Gebäuden mit geschichtlicher, künstlerischer oder kultureller 
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landeskultureller Bedeutung, hat die Behörde zum Schutz der Substanz und des 
Erscheinungsbildes des Bestandes von der Einhaltung einzelner Bestimmungen 
von Verordnungen nach Abs. 1 abzusehen, wenn keine nachteiligen 
Auswirkungen hinsichtlich der Gefährdung des Lebens und der Gesundheit 
von Menschen entstehen. 

§ 32 

Bauverfahren 

(1) Die Behörde kann, sofern das Bauansuchen nicht nach § 34 Abs. 2 
oder 3 zurückzuweisen oder ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist, eine 
Bauverhandlung durchführen, wenn dies insbesondere im Hinblick auf die Art 
oder Größe des betreffenden Bauvorhabens, die Anzahl der im Verfahren 
beizuziehenden Sachverständigen oder die Anzahl der Parteien und Beteiligten 
im Interesse einer möglichst raschen und zweckmäßigen 
Verfahrensabwicklung gelegen ist. 

(2) In der Nähe von Denkmälern ist im Bauverfahren über 
 a) Neu- und Zubauten von Gebäuden und die Errichtung sonstiger 

baulicher Anlagen sowie 
 b) Umbauten von Gebäuden und die Änderung sonstiger baulicher 

Anlagen, die geeignet sind, das äußere Erscheinungsbild des Gebäudes 
bzw. der baulichen Anlage wesentlich zu berühren, 

dem Bundesdenkmalamt Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu 
geben. Zu einer allfälligen Bauverhandlung ist das Bundesdenkmalamt als 
Beteiligter zu laden. 

(3) Bei Bauvorhaben, die geeignet sind, den Schutz von land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeitnehmern zu berühren, ist der Land- und 
Forstwirtschaftsinspektion Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu 
geben. Zu einer allfälligen Bauverhandlung ist die Land- und 
Forstwirtschaftsinspektion als Beteiligte zu laden. 

(4) Bei Bauvorhaben, die 
 a) im Gefährdungsbereich von elektrischen Leitungsanlagen oder 

Eisenbahnanlagen oder 
 b) im Bereich von Kabelanlagen, von Ver- oder Entsorgungsleitungen 

oder von sonstigen Rohrleitungsanlagen, soweit diese der Behörde 
bekannt sind, 

errichtet werden sollen und die die Schutzinteressen dieser Anlagen berühren 
können, ist der jeweilige Betreiber oder Erhalter der Anlage zu verständigen 
oder zu einer allfälligen Bauverhandlung als Beteiligter zu laden. 

(5) Dem Verfahren zur Erteilung der Baubewilligung für den Neu-, Zu- 
oder Umbau von Gebäuden ist, sofern das Bauansuchen nicht nach § 34 Abs. 2 
oder 3 zurückzuweisen oder ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist, jedenfalls 
ein hochbautechnischer Sachverständiger beizuziehen. 

(6) Dem Verfahren zur Erteilung der Baubewilligung für den Neu-, Zu- 
oder Umbau von Gebäuden ist, sofern das Bauansuchen nicht nach § 34 Abs. 2 
oder 3 zurückzuweisen oder ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist, in 
folgenden Fällen ein brandschutztechnischer Sachverständiger beizuziehen: 
 a) wenn aufgrund bautechnischer Vorschriften ein Brandschutzkonzept 

vorgelegt werden muss oder technische Brandschutzeinrichtungen wie 
Brandmeldeanlagen, mechanische Wärme- und 
Brandrauchentlüftungen, Druckluftbelüftungen, Löschanlagen und 
dergleichen, vorgesehen werden müssen, 

 b) wenn von einzelnen brandschutztechnischen Erfordernissen nach § 20 
Abs. 3 wesentlich abgewichen werden soll, 

 c) bei Gebäuden mit mehr als drei oberirdischen Geschossen, 
 d) bei Gebäuden mit mehr als zwei unterirdischen Geschossen, 
 e) bei land- und forstwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden oder 

Wirtschaftstrakten mit einer Brutto-Grundfläche von mehr als 400 m², 
 f) bei Gebäuden oder Gebäudeteilen von Bildungseinrichtungen, 

 g) bei Gebäuden oder Gebäudeteilen, in denen entgeltlich mehr als drei 
hilfs-, betreuungs- oder pflegebedürftige Menschen behandelt, betreut 
oder begleitet werden, 

 h) bei Beherbergungsbetrieben mit mehr als 30 Betten, 

 i) bei Gaststätten mit mehr als 120 Verabreichungsplätzen in 
überwiegend umschlossenen Bereichen, 

 j) bei Veranstaltungsstätten für mehr als 120 Personen, 
 k) bei Mehrzweckgebäuden, 
 l) bei Verkaufsstätten mit einer Verkaufsfläche von mehr als 300 m², 

 m) bei Betriebsbauten, 
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 n) bei Gebäuden mit mehrgeschossigen Garagen, Garagen und Parkdecks 
sowie überdachten Stellplätzen mit einer Nutzfläche von mehr als 600 
m², sowie 

 o) bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m. 

(7) Von der Beiziehung eines brandschutztechnischen Sachverständigen 
ist außer den in Abs. 6 angeführten Fällen abzusehen. 

(8) Dem Verfahren zur Erteilung der Baubewilligung für den Neu-, Zu- 
oder Umbau von Gebäuden oder der Änderung des Verwendungszweckes von 
Gebäuden oder Gebäudeteilen auf Grundstücken, die einer Gefährdung im 
Sinn des § 3 Abs. 2 ausgesetzt sind, ist jedenfalls ein zur Beurteilung der 
jeweiligen Gefahrensituation geeigneter Sachverständiger (Sachverständiger 
für Wildbach- und Lawinenverbauung, für Geologie, für Bodenmechanik, für 
Wasserbau und dergleichen) beizuziehen. 

(9) Von der Beiziehung eines Sachverständigen nach Abs. 8 ist dann 
abzusehen, wenn 
 a) in einem dem Bauverfahren vorangehenden Raumordnungsverfahren 

von einem zur Beurteilung der jeweiligen Gefahrensituation 
geeigneten Sachverständigen festgestellt wurde, dass eine gesonderte 
Beurteilung im Bauverfahren aufgrund der Geringfügigkeit der 
Beeinträchtigung entfallen kann oder 

 b) in Gefahrenzonenplänen für die jeweilige Gemeinde das betreffende 
Grundstück derart beurteilt wurde, dass die Einhaltung allgemeiner 
Vorschreibungen für die Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit 
ausreicht. 

Die Beiziehung von Sachverständigen im Sinn des Abs. 8 ist aber jedenfalls 
dann erforderlich, wenn seit der Beurteilung im Rahmen eines 
Raumordnungsverfahrens oder im Gefahrenzonenplan eine wesentliche 
Änderung der Gefahrensituation, insbesondere durch Erlassung oder Änderung 
eines Gefahrenzonenplanes, durch gutachtliche Feststellung oder durch 
Eintreten eines konkreten Schadenereignisses, eingetreten ist. 

(10) Als hochbautechnische Sachverständige dürfen nur herangezogen 
werden: 
 a) allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige der 

Fachgruppe Sicherheitswesen mit dem Fachgebiet Baupolizei ohne 
Einschränkungen, 

 b) staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker im Rahmen ihrer 
Befugnis, 

 c) Baumeister und Baugewerbetreibende im Rahmen ihrer 
Gewerbeberechtigung und Holzbaumeister und 
Holzbaugewerbetreibende im Rahmen ihrer Gewerbeberechtigung, 

 d) Bedienstete von Gebietskörperschaften und Gemeindeverbänden als 
Amtssachverständige, die entweder die fachlichen Voraussetzungen 
nach lit. a oder b erfüllen, oder die 

 1. ein einschlägiges Studium an einer Universität oder 
Fachhochschule abgeschlossen und eine mindestens einjährige 
entsprechende praktische Tätigkeit ausgeübt haben oder 

 2. eine Abschlussprüfung an einer höheren technischen Lehranstalt 
einer einschlägigen Fachrichtung abgelegt und im Fall eines 
Abschlusses der Fachrichtung Hochbau eine mindestens einjährige, 
ansonsten eine mindestens dreijährige entsprechende praktische 
Tätigkeit ausgeübt haben. 

(11) Als brandschutztechnische Sachverständige dürfen nur herangezogen 
werden: 
 a) allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige der 

Fachgruppe Sicherheitswesen mit dem Fachgebiet Brandschutzwesen 
ohne Einschränkungen, 

 b) staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker im Rahmen ihrer 
Befugnis, 

 c) Ingenieurbüros und Baumeister, jeweils im Rahmen ihrer Befugnis, 

 d) akkreditierte Prüf- und Überwachungsstellen im Rahmen ihrer 
Akkreditierung 

 e) Sachverständige der Tiroler Landesstelle für Brandverhütung und 
Amtssachverständige, deren Ausbildung und Praxis auf dem Gebiet 
des Brandschutzes den Anforderungen nach Abs. 10 lit. d Z 1 oder 2 
entspricht. 

(12) Als Sachverständige im Sinn des Abs. 8 dürfen nur herangezogen 
werden: 
 a) allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige im 

Rahmen ihres Fachgebietes und sachlichen Wirkungsbereiches, 
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 b) staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker im Rahmen ihrer 
Befugnis, 

 c) Amtssachverständige, deren Ausbildung und Praxis auf dem 
betreffenden Fachgebiet den Anforderungen nach Abs. 10 lit. d Z 1 
oder 2 entspricht. 

(13) Weicht ein Gebäude vom umgebenden Baubestand erheblich ab oder 
ist die Beurteilung der Auswirkungen eines Gebäudes auf das Orts-, Straßen- 
oder Landschaftsbild sonst nicht möglich, so kann die Behörde dem Bauwerber 
auftragen, für die Bauverhandlung die Umrisse des Gebäudes in der Natur 
darzustellen. Im Fall des geplanten Neubaus von Gebäuden für 
Beherbergungsgroßbetriebe oder der wesentlichen Änderung des äußeren 
Erscheinungsbildes derartiger Gebäude hat dies zwingend zu erfolgen, sind die 
Umrisse der Gebäude zwingend in der Natur oder, soweit dies nicht möglich 
ist, auf andere geeignete Weise darzustellen, wobei die Beurteilung der 
Auswirkungen auf das Orts-, Straßen- oder Landschaftsbild durch 
Sachverständige, die entweder die Befugnis als Architekten oder als 
Raumplaner haben, zu erfolgen hat. 

§ 36 

Feststellungsverfahren 

(1) Die Behörde hat hinsichtlich jener bewilligungspflichtigen baulichen 
Anlagen, für die die Baubewilligung nicht nachgewiesen werden kann, im 
Zweifel von Amts wegen oder auf Antrag des Eigentümers mit Bescheid 
festzustellen, ob das Vorliegen der Baubewilligung zu vermuten ist oder nicht. 
Das Vorliegen der Baubewilligung ist zu vermuten, wenn aufgrund des Alters 
der betreffenden baulichen Anlage oder sonstiger besonderer Umstände davon 
auszugehen ist, dass aktenmäßige Unterlagen darüber nicht mehr vorhanden 
sind, und überdies kein Grund zur Annahme besteht, dass die betreffende 
bauliche Anlage entgegen den zur Zeit ihrer Errichtung in Geltung 
gestandenen baurechtlichen Vorschriften ohne entsprechende Bewilligung 
errichtet worden ist. Anlässlich der Feststellung, wonach das Vorliegen der 
Baubewilligung zu vermuten ist, ist weiters der aus der baulichen 
Zweckbestimmung der betreffenden baulichen Anlage hervorgehende 
Verwendungszweck festzustellen. 

(2) Dem Antrag nach Abs. 1 erster Satz sind ein Lageplan, im Fall von 
Gebäuden mit den Inhalten nach § 31 Abs. 2, eine Baubeschreibung sowie 
Bestandspläne, aus denen die wesentlichen Merkmale der baulichen Anlage 

ersichtlich sind, bei physischer Einbringung in zweifacher Ausfertigung 
anzuschließen. Für die elektronische Einbringung gilt § 29a sinngemäß. Im 
Fall der Einleitung des Verfahrens von Amts wegen hat die Behörde den 
Eigentümer der baulichen Anlage unter Setzung einer angemessenen Frist zur 
Vorlage dieser Unterlagen aufzufordern. Wird diesem Auftrag nicht 
entsprochen, so ist die Feststellung, wonach das Vorliegen der Baubewilligung 
nicht zu vermuten ist, zu treffen. Im Auftrag ist auf diese Rechtsfolge 
hinzuweisen. 

(3) Der Bescheid, wonach das Vorliegen der Baubewilligung zu vermuten 
ist, ist dem Eigentümer der baulichen Anlage unter Anschluss der mit einem 
entsprechenden Vermerk versehenen Ausfertigung der Unterlagen nach Abs. 2 
erster Satz zuzustellen. Der Vermerk hat das Datum und die Geschäftszahl des 
betreffenden Bescheides zu enthalten. 

(4) Die Feststellung, wonach das Vorliegen der Baubewilligung zu 
vermuten ist, ist dem Bestehen der Baubewilligung gleichzuhalten. Die 
Feststellung, wonach das Vorliegen der Baubewilligung nicht zu vermuten ist, 
ist dem Fehlen der Baubewilligung gleichzuhalten. 

§ 36 

Rechtmäßigkeit des Bestandes 

(1) Die Behörde hat hinsichtlich bestehender baulicher Anlagen, für die 
zum Zeitpunkt ihrer Errichtung eine Baubewilligung erforderlich gewesen ist 
und diese nicht nachgewiesen werden kann, festzustellen, ob das Vorliegen der 
Baubewilligung zu vermuten ist oder nicht. Das Vorliegen der Baubewilligung 
ist zu vermuten, wenn aufgrund des Alters der baulichen Anlage oder sonstiger 
besonderer Umstände davon auszugehen ist, dass aktenmäßige Unterlagen 
darüber nicht mehr vorhanden sind und überdies kein Grund zur Annahme 
besteht, dass die betreffende bauliche Anlage entgegen den zum Zeitpunkt 
ihrer Errichtung in Geltung gestandenen baurechtlichen Vorschriften ohne 
entsprechende Bewilligung errichtet oder geändert worden ist. 

(2) Eine lagemäßige Abweichung von Gebäuden gegenüber der Lage 
aufgrund der Baubewilligung von höchstens 120 cm ist jedenfalls rechtmäßig: 
 a) bei Gebäuden, für die die Baubewilligung nach den baurechtlichen 

Vorschriften vor der Novelle LGBl. Nr. 10/1989 zur seinerzeitigen 
Tiroler Bauordnung erteilt worden ist, und 

 b) bei Gebäuden, für die die Baubewilligung nach der seinerzeitigen 
Tiroler Bauordnung in der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/1989 
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oder nach der Tiroler Bauordnung, LGBl. Nr. 33/1989, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 31/1997, erteilt worden ist, 
sofern deren Abstände gegenüber den Grenzen des Bauplatzes zu den 
angrenzenden Grundstücken außer zu Verkehrsflächen im Zeitpunkt 
der Erteilung der Baubewilligung zumindest das Doppelte der 
gesetzlichen Mindestabstände betragen haben. 

(3) Unbeschadet des Abs. 2 gelten bestehende bauliche Anlagen, die 
abweichend von einer erteilten Baubewilligung ausgeführt oder baulich 
geändert wurden, nach Maßgabe der lit. a, b und c als rechtmäßig, wenn die 
Abweichungen vom Baukonsens seit mindestens 35 Jahren bestehen und diese 
 a) vor dem 31. Jänner 1976 erfolgt sind oder 
 b) zwischen dem 31. Jänner 1976 und dem 1. März 1989 erfolgt sind, 

sofern die Abweichungen vom Baukonsens zu diesem Zeitpunkt 
genehmigungsfähig gewesen wären oder 

 c) zwischen dem 1. März 1989 und dem 1. März 1998 erfolgt sind, 
sofern die Abweichungen vom Baukonsens zu diesem Zeitpunkt 
genehmigungsfähig gewesen wären und die Abstände der baulichen 
Anlage gegenüber den Grenzen des Bauplatzes zu den angrenzenden 
Grundstücken außer zu Verkehrsflächen im Zeitpunkt der Erteilung 
der Baubewilligung zumindest das Doppelte der gesetzlichen 
Mindestabstände betragen haben. 

(4) Das Vorliegen eines vermuteten Baukonsenses nach Abs. 1 oder eines 
rechtmäßigen Bestands nach Abs. 2 oder Abs. 3 ist auf Antrag des 
Eigentümers oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen. Bei der 
Feststellung der Rechtmäßigkeit nach Abs. 2 und 3 ist die zum Zeitpunkt der 
Errichtung bzw. Ausführung oder der baulichen Änderung der baulichen 
Anlage maßgebliche Sach- und Rechtslage anzuwenden. Anlässlich der 
Feststellung des Vorliegens eines vermuteten Baukonsenses oder der 
Rechtmäßigkeit des Bestandes ist weiters der aus der baulichen 
Zweckbestimmung der betreffenden baulichen Anlage hervorgehende 
Verwendungszweck festzustellen. 

(5) Dem Antrag sind ein Lageplan, im Fall von Gebäuden mit den 
Inhalten nach § 31 Abs. 2, eine Baubeschreibung sowie Bestandspläne, aus 
denen die wesentlichen Merkmale der baulichen Anlage ersichtlich sind, bei 
physischer Einbringung in zweifacher Ausfertigung anzuschließen. Im Fall des 
Abs. 2 sind die lagemäßigen Abweichungen im Lageplan darzustellen. Im Fall 
des Abs. 3 sind die Abweichungen vom Baukonsens in den Bestandsplänen 

darzustellen. Der Nachweis in welchem Zeitraum die bauliche Anlage errichtet 
bzw. ausgeführt oder die bauliche Änderung durchgeführt wurde ist vom 
Eigentümer durch Rechnungen, Fotos oder andere Belege glaubhaft zu 
machen. Für die elektronische Einbringung gilt § 29a sinngemäß. 

(6) Wird ein Feststellungsverfahren von Amts wegen eingeleitet, hat die 
Behörde dem Eigentümer die Vorlage der erforderlichen Unterlagen nach 
Abs. 5 binnen einer angemessenen Frist aufzutragen. Wird diesem Auftrag 
nicht entsprochen, so ist die Feststellung, wonach das Vorliegen der 
Baubewilligung nicht zu vermuten ist, zu treffen. Im Auftrag ist auf diese 
Rechtsfolge hinzuweisen. 

(7) Die Feststellung, wonach das Vorliegen der Baubewilligung zu 
vermuten ist oder die Feststellung der Rechtmäßigkeit des Bestandes einer 
bestehenden baulichen Anlage ist dem Bestehen der Baubewilligung 
gleichzuhalten. Die Feststellung, wonach das Vorliegen einer Baubewilligung 
nicht zu vermuten ist oder die Rechtmäßigkeit des Bestandes nicht festgestellt 
werden kann, ist dem Fehlen der Baubewilligung gleichzuhalten. 

(8) Im Feststellungsverfahren haben die Nachbarn (§ 33) hinsichtlich der 
Voraussetzungen nach Abs. 1, 2 oder 3 Parteistellung. 

(9) Für die Dauer eines Feststellungsverfahrens ist § 46 mit Ausnahme 
von Abs. 6 letzter Satz sowie § 67 mit Ausnahme von Abs. 1 lit. o Z 2 nicht 
anzuwenden. §§ 34, 47 und 48 sind sinngemäß anzuwenden. 

Abschnitt 7a 

Regelungen für Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie 

§ 52a 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie außerhalb von Beschleunigungsgebieten 

(1) Das Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie erstreckt sich auf alle behördlichen Stufen von der 
Bestätigung der Vollständigkeit nach Abs. 2 bis zur Mitteilung der endgültigen 
Entscheidung über das Ergebnis des Genehmigungsverfahrens durch die 
Behörde und umfasst: 
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 a) die Vollständigkeitsbestätigung nach Abs. 2, 
 b) das Bewilligungsverfahren nach § 32, 

 c) das Bewilligungsverfahren nach § 52b Abs. 1 § 52c Abs. 1, 
 d) das Anzeigeverfahren nach § 30 und 
 e) das Anzeigeverfahren nach § 52b Abs. 2 § 52c Abs. 2. 

(2) Die Behörde hat innerhalb von 45 Tagen nach Einlangen eines 
Ansuchens oder einer Anzeige nach Abs. 1 lit. b bis e dem Antragsteller 
entweder mitzuteilen, dass das Ansuchen im Hinblick auf § 29 oder die 
Anzeige im Hinblick auf § 30 vollständig ist, oder ihm nach § 13 Abs. 3 AVG 
den Auftrag zu erteilen, das Ansuchen oder die Anzeige zu verbessern. Im Fall 
eines Auftrages nach § 13 Abs. 3 AVG hat die Behörde dem Antragsteller 
längstens innerhalb von vier Wochen nach Erfüllung dieses 
Verbesserungsauftrages mitzuteilen, dass das Ansuchen im Hinblick auf § 29 
oder die Anzeige im Hinblick auf § 30 vollständig ist. Mit Zustellung der 
Mitteilung über die Vollständigkeit des Ansuchens beginnen die in den Abs. 4 
und 5 genannten Entscheidungsfristen zu laufen. Lässt die Behörde die im 
ersten bzw. im zweiten Satz genannte Frist ohne entsprechende Mitteilung oder 
Aufforderung verstreichen, so beginnen die Entscheidungsfristen in den Abs. 4 
und 5 mit Ablauf dieser Frist zu laufen. Ergibt sich im Zug des 
Genehmigungsverfahrens, dass bestimmte Angaben oder Unterlagen fehlen, so 
hat die Behörde dem Antragsteller unverzüglich die Verbesserung der 
Unterlagen aufzutragen. 

(3) Die Behörde hat unbeschadet der Abs. 4 und 5 über das Ansuchen um 
die Erteilung der Bewilligung für die Errichtung, Anbringung oder Änderung 
von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie sowie Anlagen, die für 
die Integration von erneuerbarer Energie an Wärme- und Kältenetze 
erforderlich sind, innerhalb von sechs Monaten ab Einlangen des Ansuchens 
(§ 73 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden. 

(4) Die Behörde hat über Vorhaben nach § 52b Abs. 1 und 2 § 52c Abs. 1 
und 2 mit einer Engpassleistung von maximal 100 kW spätestens innerhalb 
von einem Monat nach dem Einlangen des vollständigen Bauansuchens bzw. 
der vollständigen Bauanzeige zu entscheiden. Ergeht innerhalb dieser Frist 
keine Entscheidung der Behörde, so gilt die Genehmigung als erteilt, sofern die 
Kapazität der Solarenergieanlage die bestehende Kapazität des Anschlusses an 
das Verteilernetz nicht übersteigt. 

(5) Die Behörde hat über Vorhaben nach § 52b Abs. 1 lit. a und Abs. 2 
lit. a, b § 52c Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a und b mit einer Engpassleistung von 
jeweils mehr als 100 kW spätestens innerhalb von drei Monaten nach dem 
Einlangen des vollständigen Bauansuchens zu entscheiden. 

(6) In die Fristen nach den Abs. 3, 4 und 5 sind die Dauer der 
erforderlichen behördlichen Etappen für umfassende Modernisierungen des 
Netzes, die notwendig sind, um die Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -
sicherheit sicherzustellen sowie die Dauer von Verfahrens nach § 9a Abs. 5 des 
Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 und von Verfahren vor dem 
Landesverwaltungsgericht, dem Verwaltungsgerichtshof oder dem 
Verfassungsgerichtshof nicht einzurechnen. 

(7) § 9a des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 52b 

Besondere Verfahrensbestimmungen für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie in Beschleunigungsgebieten 

(1) Für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie in 
Beschleunigungsgebieten finden die Bestimmungen des § 52a Abs. 1, 2 und 6 
sinngemäß Anwendung, abweichend gilt jedoch, dass die Frist der Behörde für 
die Beurteilung der Vollständigkeit des Ansuchens 30 Tage beträgt. Die 
Behörde hat über das Ansuchen um die Erteilung einer Bewilligung für den 
Bau und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie, 
für das Repowering von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, für 
neue Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität unter 150 kW, für 
Energiespeicher am selben Standort, einschließlich Anlagen zur Speicherung 
von Strom und Wärme, sowie für deren Netzanschluss, sofern sie in 
Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie liegen, innerhalb von sechs 
Monaten ab Einlangen des Ansuchens (§ 73 Abs. 1 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) zu entscheiden. 

(2) § 9a des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Behörde hat Bescheide nach Abs. 1 an der Amtstafel sowie auf 
der Internetseite der Behörde für die Dauer von mindestens vier Wochen 
kundzumachen. 
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§ 52b § 52c 

Sonderregelungen für Solarenergieanlagen 

(1) Einer Baubewilligung bedürfen, wenn dadurch allgemeine 
bautechnische Erfordernisse wesentlich berührt werden und soweit sich aus 
den Abs. 2 und 3 nichts anderes ergibt: 
 a) die Anbringung oder Änderung von Solarenergieanlagen an baulichen 

Anlagen, 
 b) die Errichtung oder Änderung von freistehenden Solarenergieanlagen. 

(2) Die Errichtung und die Änderung folgender Anlagen sind der Behörde 
anzuzeigen: 
 a) die Anbringung oder Änderung von Solarenergieanlagen mit einer 

Fläche von mehr als 100 m² an baulichen Anlagen, sofern sie in die 
Wandfläche integriert sind oder der Abstand der Solarenergieanlage 
zur Wandhaut, im rechten Winkel von dieser aus gemessen, an keinem 
Punkt 30 cm übersteigt; 

 b) die Anbringung oder Änderung von Solarenergieanlagen mit einer 
Fläche von mehr als 100 m², sofern sie in die Dachfläche integriert 
sind oder der Abstand der Solarenergieanlage zur Dachhaut im rechten 
Winkel von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt. 
Im Fall der Anbringung auf Flachdächern darf davon abweichend die 
Neigung der Solarenergieanlage höchstens 15° betragen; dabei hat bei 
Flachdächern ohne Attika der jeweilige Abstand zum Dachrand hin 
zumindest der Aufbauhöhe der Solarenergieanlage zu entsprechen; 

 c) die Errichtung oder Änderung von freistehenden Solarenergieanlagen 
mit einer Fläche von mehr als 100 m², sofern der Abstand der 
Solarenergieanlage zum darunterliegenden Gelände an keinem Punkt 
30 cm übersteigt, wobei davon abweichend auf ebenem Gelände eine 
Neigung von höchstens 15° jedenfalls zulässig ist; 

 d) die Anbringung, Errichtung oder Änderung von Solarenergieanlagen 
nach Abs. 1, wenn dadurch allgemeine bautechnische Erfordernisse 
nicht wesentlich berührt werden. 

(3) Weder einer Baubewilligung noch einer Bauanzeige bedürfen: 
 a) die Anbringung oder Änderung von Solarenergieanlagen bis zu einer 

Fläche von 100 m² an baulichen Anlagen, sofern sie in die Wandfläche 
integriert sind oder der Abstand der Solarenergieanlage zur Wandhaut, 

im rechten Winkel von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm 
übersteigt; 

 b) die Anbringung oder Änderung von Solarenergieanlagen bis zu einer 
Fläche von 100 m², sofern sie in die Dachfläche integriert sind oder 
der Abstand der Solarenergieanlage zur Dachhaut, im rechten Winkel 
von dieser aus gemessen, an keinem Punkt 30 cm übersteigt. Im Fall 
der Anbringung auf Flachdächern darf davon abweichend die Neigung 
der Solarenergieanlage höchstens 15° betragen; dabei hat bei 
Flachdächern ohne Attika der jeweilige Abstand zum Dachrand hin 
zumindest der Aufbauhöhe der Solarenergieanlage zu entsprechen; 

 c) die Errichtung oder Änderung von freistehenden Solarenergieanlagen 
bis zu einer Fläche von 100 m², sofern der Abstand der 
Solarenergieanlage zum darunterliegenden Gelände an keinem Punkt 
30 cm übersteigt, wobei davon abweichend auf ebenem Gelände eine 
Neigung von höchstens 15° jedenfalls zulässig ist. 

(4) Parteien im Verfahren um die Erteilung einer Bewilligung nach Abs. 1 
sind der Antragsteller, die Nachbarn im Sinn des § 33 Abs. 2 und 6 sowie der 
Straßenverwalter. Die Nachbarn sind berechtigt, die Nichteinhaltung der 
Bestimmungen über den Brandschutz geltend zu machen. Nachbarn, deren 
Grundstücke unmittelbar an den Bauplatz angrenzen oder deren Grenzen 
zumindest in einem Punkt innerhalb eines horizontalen Abstandes von 5 m zu 
einem Punkt der Bauplatzgrenze liegen, sind überdies berechtigt, die 
Nichteinhaltung der Abstandsbestimmungen nach § 6 geltend zu machen. Der 
Straßenverwalter ist berechtigt, die Nichteinhaltung der 
Abstandsbestimmungen des § 5, soweit dadurch die Sicherheit und Flüssigkeit 
des Verkehrs beeinträchtigt werden, geltend zu machen. § 33 Abs. 8 und 9 gilt 
sinngemäß. 

(5) Einem Antrag auf Erteilung einer Bewilligung nach Abs. 1 oder einer 
Anzeige nach Abs. 2 ist überdies der Nachweis anzuschließen, dass die 
Kapazität der Anlage die bestehende Kapazität des Anschlusses an das 
Verteilernetz nicht übersteigt. 

(6) Die Fertigstellung von Photovoltaikanlagen ist der Behörde 
unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige hat den betreffenden Bauplatz zu 
bezeichnen sowie Angaben zur Lage und Engpassleistung der Anlage in kW zu 
enthalten. Die Fertigstellungsmeldung ist von der Behörde an den örtlich 
zuständigen Feuerwehrkommandanten weiterzuleiten. 
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§ 52c § 52d 

Weiters anzuwendende Bestimmungen 

(1) Für bewilligungspflichtige Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer 
Energie gelten § 34 Abs. 3, 4 und 7 bis 14, § 35 Abs. 1, 3, 4, 5, 7, 8 und 9, § 37 
Abs. 1, § 38, § 40, § 41, § 42, § 43, § 44 Abs. 1 bis 6, § 45, § 46 Abs. 1, 3 bis 6 
und 8, § 47 sowie § 48 sinngemäß. 

(2) Für anzeigepflichtige Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer 
Energie gelten § 30 Abs. 1 bis 6 und 8, § 37 Abs. 2, § 38 Abs. 1 und 6, § 40, 
§ 41, § 42, § 43, § 44 Abs. 3 bis 6, § 46 Abs. 1 bis 6 und 8, § 47 sowie § 48 
sinngemäß. 

(3) Für Vorhaben nach § 52b Abs. 3 § 52c Abs. 3 gilt § 46 Abs. 7 
sinngemäß. 

(4) Abweichend von Abs. 1 ist § 37 Abs. 1 erster Satz für Vorhaben nach 
§ 52a Abs. 4 nicht anzuwenden. Weiters gilt für diese Vorhaben § 30 mit der 
Maßgabe, dass anstelle der zweimonatigen Frist in § 30 Abs. 3, 4, 5 und § 37 
Abs. 2 die in § 52b Abs. 3 § 52c Abs. 3 angeführte einmonatige Frist 
anzuwenden ist. 

(5) Für die elektronische Einbringung gilt § 29a sinngemäß. 

§ 54 

Vorübergehende Betreuungseinrichtungen für Zwecke der 
Grundversorgung und der Unterbringung von Vertriebenen 

(1) Betreuungseinrichtungen sind Einrichtungen im Sinn des § 1 lit. b des 
Tiroler Grundversorgungsgesetzes, LGBl. Nr. 21/2006, in der jeweils 
geltenden Fassung, und Betreuungseinrichtungen des Bundes im Sinn des § 1 
Z 5 des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005, BGBl. Nr. 405/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 53/2019. Diesen gleichzuhalten sind 
Einrichtungen zur kurzfristigen Unterbringung von Transitflüchtlingen durch 
das Land Tirol sowie Einrichtungen zur Unterbringung von Vertriebenen im 
Sinn des § 62 des Asylgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der jeweils 
geltenden Fassung, BGBl. I Nr. 100/2005, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 67/2024, durch den Bund oder das Land Tirol. 

(2) Statt einer Baubewilligung oder einer Bauanzeige nach § 28 Abs. 1 
bzw. 2 bedürfen folgende Bauvorhaben, wenn diese einem nur 
vorübergehenden, höchstens fünfjährigen Bedarf dienen sollen und überdies 
die Anzahl der darin jeweils unterzubringenden Personen höchstens 2 v.H. der 

Einwohnerzahl der betreffenden Gemeinde nach dem Ergebnis der letzten 
Volkszählung beträgt, ausschließlich einer Bauanzeige nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen: 
 a) der Neubau von Gebäuden für Betreuungseinrichtungen in 

Leichtbauweise, wie Traglufthallen, Container und sonstige 
Fertigteilbauten, 

 b) der Zu- und Umbau von Gebäuden und die sonstige Änderung von 
Gebäuden oder Gebäudeteilen für Betreuungseinrichtungen sowie 

 c) die Verwendung von bisher anderweitig verwendeten Gebäuden oder 
Gebäudeteilen zur Unterbringung von Fremden im Rahmen einer 
Betreuungseinrichtung. 

(3) Eine Bauanzeige nach Abs. 2 ist nur zulässig, wenn 
 a) sie vom Träger der betreffenden Betreuungseinrichtung eingebracht 

wird und 
 b) die Anzahl der in der betreffenden Gemeinde in bestehenden 

Gebäuden, die aufgrund einer solchen Bauanzeige im Rahmen von 
Betreuungseinrichtungen verwendet werden, insgesamt 
untergebrachten Personen 5 v.H. der Einwohnerzahl der betreffenden 
Gemeinde nach dem Ergebnis der letzten Volkszählung nicht 
übersteigt. 

(4) Die Bauanzeige nach Abs. 2 ist bei der Behörde schriftlich 
einzubringen. Für die elektronische Einbringung gilt § 29a sinngemäß. Der 
Bauanzeige sind die Bauunterlagen (Abs. 6) bei physischer Einbringung in 
zweifacher Ausfertigung anzuschließen; weiters ist die Zeitdauer anzugeben, 
für die das angezeigte Bauvorhaben bestehen soll. Ist die Bauanzeige 
unvollständig, so hat die Behörde dem Bauwerber unverzüglich unter Setzung 
einer höchstens einwöchigen Frist die Behebung dieses Mangels aufzutragen. 
Wird diesem Auftrag nicht entsprochen, so ist die Bauanzeige mit 
schriftlichem Bescheid zurückzuweisen. 

(5) Ist das angezeigte Bauvorhaben nach Maßgabe des Abs. 7 
baurechtlich nicht zulässig, so hat die Behörde dessen Ausführung innerhalb 
von vier Wochen mit schriftlichem Bescheid zu untersagen. Sind zur Wahrung 
der danach maßgebenden bautechnischen Erfordernisse oder geschützten 
Interessen Auflagen notwendig, so hat die Behörde innerhalb derselben Frist 
die Zustimmung zur Ausführung des Bauvorhabens mit schriftlichem Bescheid 
mit entsprechenden Auflagen zu erteilen. Wird die Ausführung des 
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Bauvorhabens innerhalb dieser Frist nicht untersagt oder stimmt die Behörde 
seiner Ausführung mit Auflagen oder sonst ausdrücklich zu, so darf es 
ausgeführt und für die in der Bauanzeige angegebene Zeitdauer im Rahmen 
einer Betreuungseinrichtung verwendet werden. Die Behörde hat dem 
Bauwerber eine mit einem entsprechenden Vermerk versehene Ausfertigung 
der Bauunterlagen auszuhändigen. Besteht Grund zur Annahme, dass ein 
Bescheid nach dem ersten oder zweiten Satz nicht fristgerecht rechtswirksam 
zugestellt werden kann, so hat ihn die Behörde nach § 23 des Zustellgesetzes 
ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hinterlegen. 

(6) Die Bauunterlagen haben zu enthalten: 
 a) einen Übersichtsplan als Auszug aus der digitalen Katastralmappe, aus 

dem sich die Grundstücksnummer und der Name des Eigentümers des 
Bauplatzes sowie die Lage und die Umrisse des Gebäudes ergeben, 

 b) eine zumindest schematische oder skizzenhafte Darstellung des 
Gebäudes, 

 c) eine Baubeschreibung, die die Abmessungen und die wesentlichen 
Angaben zur Konstruktion, soweit diese sich nicht aufgrund der 
Darstellung nach lit. b ergeben, enthält, 

 d) in den Fällen des § 23, sofern nicht eine Ausnahme nach § 22 vorliegt, 
weiters den Energieausweis. 

Hinsichtlich der Form der Bauunterlagen gilt §§ 6 und 7 der 
Bauunterlagenverordnung 2024, LGBl. Nr. 42/2024, in der jeweils geltenden 
Fassung mit der Maßgabe, dass die entsprechenden Formerfordernisse nur 
eingehalten werden müssen, soweit dies für eine im Hinblick auf die 
Beurteilung der Zulässigkeit des betreffenden Bauvorhabens hinreichend 
übersichtliche und genaue Darstellung erforderlich ist. 

(7) Bauvorhaben nach Abs. 2 unterliegen weder den Festlegungen des 
Flächenwidmungsplanes, von Bebauungsplänen und von entsprechenden 
textlichen Festlegungen im örtlichen Raumordnungskonzept noch den 
Vorschriften der §§ 4 bis 12. Sie unterliegen weiters nur den bautechnischen 
Erfordernissen der mechanischen Festigkeit und Standsicherheit, des 
Brandschutzes für Wohngebäude, der Hygiene, der Nutzungssicherheit und, 
sofern sie hiervon nicht nach § 22 ausgenommen sind, weiters der 
Gesamtenergieeffizienz. Dabei hat die Behörde von der Einhaltung bestimmter 
baurechtlicher Vorschriften abzusehen, wenn sichergestellt ist, dass durch 
anderweitige Vorkehrungen 

 a) den entsprechenden bautechnischen Erfordernissen und 
 b) den durch diese Vorschriften geschützten Interessen, insbesondere 

dem Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen, 
hinreichend entsprochen wird. 

(8) Die Berechtigung aufgrund der Bauanzeige nach Abs. 2 kann 
aufgrund einer neuerlichen Bauanzeige einmal um höchstens zwei Jahre 
verlängert werden, wenn die betreffende Betreuungseinrichtung weiterhin 
benötigt wird. Diese Bauanzeige ist vor dem Ablauf der aufgrund der 
ursprünglichen Bauanzeige bestehenden Berechtigung einzubringen. Durch die 
rechtzeitige Einbringung wird der Ablauf dieser Berechtigung bis zum 
Abschluss des neuerlichen Verfahrens nach Abs. 5 gehemmt. Für die 
neuerliche Bauanzeige gelten die Abs. 4 bis 7 sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass neue Bauunterlagen nur im Fall baulicher Änderungen zu übermitteln 
sind. 

(8a) Weitere Verlängerungen der Berechtigung aufgrund der Bauanzeige 
nach Abs. 2 sind, wenn die betreffende Betreuungseinrichtung weiter benötigt 
wird, aufgrund einer nochmaligen Bauanzeige bis höchstens ein Jahr nach dem 
Ablauf jenes Zeitraumes zulässig, für den durch Verordnung der 
Bundesregierung Vertriebenen ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht nach 
§ 62 Abs. 1 des Asylgesetzes 2005, in der jeweils geltenden Fassung, gewährt 
wird. Im Übrigen gilt Abs. 8 zweiter, dritter und vierter Satz sinngemäß. 

(9) Die Erleichterungen nach Abs. 7 sind weiters anzuwenden auf 
bauliche Maßnahmen in Bezug auf Betreuungseinrichtungen, die nach § 28 
Abs. 3 weder einer Baubewilligung noch einer Bauanzeige bedürfen, sofern 
die betreffende Betreuungseinrichtung einem nur vorübergehenden, höchstens 
fünfjährigen Bedarf dienen soll. Wird die betreffende Betreuungseinrichtung 
weiterhin benötigt, so sind diese Erleichterungen für weitere zwei Jahre und in 
den Fällen des Abs. 8a erforderlichenfalls nochmals für die danach zulässige 
Höchstdauer anzuwenden. 

(10) Das Landesverwaltungsgericht hat über Beschwerden gegen 
Bescheide nach Abs. 4 vierter Satz und Abs. 5 erster und zweiter Satz 
innerhalb von sechs Wochen zu entscheiden; eine Beschwerdevorentscheidung 
ist ausgeschlossen. 

(11) Im Übrigen gelten § 38 Abs. 1 und 6, § 41, § 42 Abs. 3, 4 und 5, 
§ 43, § 44 Abs. 3 bis 6, § 46 Abs. 1 bis 6, § 47 und § 48 sinngemäß. 
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(12) Nach dem Ablauf der in der Bauanzeige angegebenen oder nach 
Abs. 8 oder 8a verlängerten Zeitdauer hat der aufgrund der Bauanzeige 
Berechtigte oder dessen Rechtsnachfolger je nach der Art des der Bauanzeige 
zugrunde gelegenen Bauvorhabens das betreffende Gebäude ganz oder 
teilweise zu beseitigen, in seinen vormaligen Zustand zu versetzen oder seinem 
vormaligen Verwendungszweck zuzuführen, sofern bzw. soweit dies zur 
Herstellung eines den bau- und raumordnungsrechtlichen Vorschriften 
entsprechenden Zustandes erforderlich ist; für den Fall der Beseitigung gilt 
§ 51 Abs. 2, 3 und 4 sinngemäß. Die Durchführung dieser Maßnahmen ist der 
Behörde nach ihrem Abschluss schriftlich anzuzeigen. Ist dafür vorübergehend 
die Benützung von Nachbargrundstücken erforderlich, so gilt § 43 sinngemäß. 
Kommt der aufgrund der Bauanzeige Berechtigte oder dessen 
Rechtsnachfolger seinen Verpflichtungen nicht nach, so hat ihm die Behörde 
mit Bescheid die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen aufzutragen. 
Kann dieser nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
festgestellt oder überhaupt nicht herangezogen werden, so ist der Auftrag an 
den Eigentümer des betreffenden Gebäudes oder den sonst hierüber 
Verfügungsberechtigten zu richten. 

§ 67 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 
 a) als Bauherr oder Bauverantwortlicher ein bewilligungspflichtiges 

Bauvorhaben ohne eine entsprechende Baubewilligung oder 
abweichend von der Baubewilligung oder ein anzeigepflichtiges 
Bauvorhaben ohne eine entsprechende Bauanzeige, erheblich 
abweichend von der Bauanzeige, ungeachtet einer Untersagung nach 
§ 30 Abs. 3 dritter Satz oder vorzeitig ohne Vorliegen der 
Voraussetzungen nach § 37 Abs. 2 ausführt, 

 b) als Inhaber der Baubewilligung in der Baubewilligung, gegebenenfalls 
in Verbindung mit § 34 Abs. 8, 11 erster Satz oder 13 dritter Satz, oder 
nach § 34 Abs. 10 lit. a, 12, 15 oder 16 vorgeschriebene Auflagen 
nicht erfüllt, 

 c) nach Erlöschen der Baubewilligung einem Auftrag nach § 35 Abs. 7 
zweiter oder dritter Satz, gegebenenfalls in Verbindung mit Abs. 8 
vierter Satz, nicht nachkommt, 

 d) als Inhaber der Baubewilligung Maßnahmen nach § 38 Abs. 1 zweiter 
Satz nicht durchführt, 

 e) als Bauherr entgegen dem § 38 Abs. 2 ohne entsprechende 
Kennzeichnung des Verlaufs der äußeren Wandfluchten oder ohne die 
vorherige Vorlage der Bestätigung darüber an die Behörde mit der 
Ausführung des aufgehenden Mauerwerkes beginnt oder diese 
Kennzeichnung vorzeitig entfernt oder entgegen dem § 38 Abs. 3 ohne 
die vorherige Vorlage einer entsprechenden Bestätigung darüber, dass 
die Bauhöhen der Baubewilligung entsprechen, oder ohne die 
vorherige Kennzeichnung der obersten Ziegelreihe bzw. des oberen 
Wandabschlusses mit dem Aufsetzen der Dachkonstruktion beginnt 
oder diese Kennzeichnung vorzeitig entfernt, 

 f) eine unrichtige Bestätigung über die Kennzeichnung der äußeren 
Wandfluchten oder über die Bauhöhen nach § 38 Abs. 2 bzw. 3 
ausstellt, 

 g) als Bauherr entgegen dem § 39 Abs. 4 ungeachtet eines Auftrages zur 
Bestellung eines Bauverantwortlichen ein Bauvorhaben, einen 
Bauabschnitt oder Bauarbeiten ganz oder teilweise ohne die vorherige 
Bestellung eines geeigneten Bauverantwortlichen ausführt oder im 
Fall der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit des 
Bauverantwortlichen die Bauausführung vor der Bestellung eines 
neuen Bauverantwortlichen fortsetzt, 

 h) einem Auftrag nicht nachkommt, mit dem ihm nach § 42 Abs. 1 bis 4, 
gegebenenfalls in Verbindung mit § 53 Abs. 6 oder § 58 Abs. 4, die 
weitere Bauführung untersagt oder die Beseitigung der bereits 
errichteten Teile des Bauvorhabens, gegebenenfalls auch die 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes, oder 
die Herstellung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige 
entsprechenden Zustandes aufgetragen wird, 

 i) als Bauherr einem Auftrag nach § 44 Abs. 4 nicht nachkommt, 
 j) als Eigentümer oder Bauberechtigter eine bauliche Anlage oder einen 

Teil davon benützt oder anderen zur Benützung überlässt, obwohl 
 1. diese(r) im Fall eines bewilligungspflichtigen Bauvorhabens ohne 

die erforderliche Baubewilligung oder im Fall eines 
anzeigepflichtigen Bauvorhabens ohne eine entsprechende 
Bauanzeige, erheblich abweichend von der Bauanzeige oder 



72 

 

ungeachtet einer Untersagung nach § 30 Abs. 3 fünfter Satz 
errichtet oder geändert wurde oder 

 2. die Voraussetzungen nach § 44 Abs. 2, gegebenenfalls in 
Verbindung mit § 53 Abs. 6, nicht vorliegen, 

 k) als Eigentümer oder Bauberechtigter ein Gebäude im Sinn des § 45 
Abs. 1 oder einen Teil davon ohne eine entsprechende 
Benützungsbewilligung benützt oder anderen zur Benützung überlässt, 

 l) als Aussteller eines Energieausweises der Verpflichtung nach § 26 
Abs. 2, die Daten des Energieausweises der Landesregierung zur 
Verarbeitung in einer zentralen Landesdatenbank in elektronischer 
Form zu übermitteln, nicht nachkommt, 

 m) unbeschadet des § 13a Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 
eine bauliche Anlage oder einen Teil davon zu einem anderen als dem 
bewilligten bzw. als dem aus der baulichen Zweckbestimmung 
hervorgehenden Verwendungszweck benützt oder anderen zur 
Benützung überlässt oder wer entgegen dem § 44 Abs. 8 erster Satz 
oder Abs. 9 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 auf einer 
Hofstelle eine gewerbliche Tätigkeit ausübt oder eine Hofstelle 
anderen zur Ausübung einer solchen Tätigkeit überlässt, 

 n) als Inhaber der Benützungsbewilligung darin vorgeschriebene 
Auflagen nicht erfüllt, 

 o) einem Auftrag nicht nachkommt, mit dem ihm 
 1. nach § 46 Abs. 1, 2 oder 4 die Beseitigung einer baulichen Anlage, 

gegebenenfalls auch die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes des Bauplatzes, oder die Herstellung des der 
Baubewilligung bzw. Bauanzeige entsprechenden Zustandes 
aufgetragen wird oder 

 2. nach § 46 Abs. 6 erster Satz die weitere Benützung einer baulichen 
Anlage ganz oder teilweise untersagt oder nach § 46 Abs. 6 zweiter 
Satz die Durchführung von Maßnahmen zur Durchsetzung dieses 
Verbotes aufgetragen wird oder 

 3. nach § 46 Abs. 7 die Durchführung von Maßnahmen zur 
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes oder die Beseitigung 
einer baulichen Anlage, gegebenenfalls auch die Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes, aufgetragen wird 
oder 

 4. nach § 46 Abs. 9 die Durchführung von Maßnahmen aufgetragen 
wird, 

 p) einem Auftrag nach § 47 Abs. 2, gegebenenfalls in Verbindung mit 
§ 53 Abs. 6, § 56 Abs. 6 oder § 58 Abs. 4, zur Behebung von 
Baugebrechen oder zum gänzlichen oder teilweisen Abbruch einer 
baulichen Anlage oder zur gänzlichen oder teilweisen Entfernung 
einer Werbeeinrichtung bzw. einer Aufschüttung oder Abgrabung 
nicht nachkommt oder wer eine bauliche Anlage entgegen einer 
Entscheidung nach § 47 Abs. 3, gegebenenfalls in Verbindung mit 
§ 53 Abs. 6, weiter benützt oder anderen zur Benützung überlässt oder 
Auflagen in einer solchen Entscheidung nicht erfüllt, 

 q) ein Gebäude ohne die erforderliche Abbruchanzeige, ungeachtet einer 
Untersagung nach § 50 Abs. 3 erster Satz oder vorzeitig ohne 
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 50 Abs. 5 erster Satz ganz oder 
teilweise abbricht, 

 r) als Abbruchberechtigter entgegen dem § 51 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 39 Abs. 4 ungeachtet eines Auftrages zur Bestellung eines 
Abbruchverantwortlichen den Abbruch bzw. Abbrucharbeiten ohne 
die vorherige Bestellung eines geeigneten Abbruchverantwortlichen 
ausführt oder im Fall der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit des 
Abbruchverantwortlichen den Abbruch bzw. die Abbrucharbeiten 
ohne die Bestellung eines neuen Abbruchverantwortlichen fortsetzt, 

 s) einem Auftrag nach § 51 Abs. 1 in Verbindung mit § 42 Abs. 2 oder 
nach § 52 Abs. 1, 2 erster Satz oder 3 erster Satz, mit dem ihm die 
weitere Ausführung des Abbruchs bzw. die sofortige Einstellung der 
Abbrucharbeiten oder die Wiederherstellung des früheren Zustandes 
aufgetragen wird, nicht nachkommt, 

 t) als Abbruchberechtigter oder Abbruchverantwortlicher Auflagen in 
der Zustimmung zum Abbruch nicht erfüllt oder den Verpflichtungen 
nach § 51 Abs. 2 erster Satz nicht nachkommt oder als 
Abbruchberechtigter einem Auftrag nach § 51 Abs. 4 erster Satz nicht 
nachkommt, 

 t1) als Bauherr eine bewilligungspflichtige Anlage zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie ohne eine entsprechende Baubewilligung oder 
abweichend von der Baubewilligung ausführt oder wer eine 
anzeigepflichtige Anlage zur Erzeugung von erneuerbarer Energie 
ohne eine entsprechende Bauanzeige, erheblich abweichend von der 
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Bauanzeige, ungeachtet einer Untersagung nach § 30 Abs. 3 dritter 
Satz oder vorzeitig ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach § 37 
Abs. 2 ausführt, 

 t2) als Inhaber einer Bewilligung für eine Anlage zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie in der Bewilligung vorgeschriebene Auflagen 
nicht erfüllt, 

 u) als Inhaber einer Bewilligung für eine bauliche Anlage 
vorübergehenden Bestandes (§ 53) in der Bewilligung 
vorgeschriebene Auflagen nicht erfüllt oder nach dem Ablauf der 
Bewilligung einem Auftrag nach § 53 Abs. 7 dritter Satz nicht 
nachkommt, 

 v) als Inhaber der Bewilligung für eine bauliche Anlage 
vorübergehenden Bestandes oder als für die Beseitigung der baulichen 
Anlage Verantwortlicher den Verpflichtungen nach § 51 Abs. 2 erster 
Satz oder als Inhaber einer solchen Bewilligung einem Auftrag nach 
§ 51 Abs. 4 erster Satz, jeweils in Verbindung mit § 53 Abs. 7 dritter 
Satz, nicht nachkommt, 

 w) als Inhaber einer Bewilligung für eine bauliche Anlage 
vorübergehenden Bestandes 

 1. entgegen dem § 53 Abs. 8 in Verbindung mit § 39 Abs. 4 
ungeachtet eines Auftrages zur Bestellung eines für die Beseitigung 
der baulichen Anlage Verantwortlichen die betreffenden 
Maßnahmen ganz oder teilweise ohne die vorherige Bestellung 
eines geeigneten Verantwortlichen ausführt oder im Fall der 
vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit des Verantwortlichen die 
betreffenden Maßnahmen ohne die Bestellung eines neuen 
Verantwortlichen fortsetzt, oder 

 2. einem Auftrag nach § 53 Abs. 8 in Verbindung mit § 42 Abs. 2, mit 
dem ihm die weitere Durchführung von Maßnahmen bzw. Arbeiten 
zur Beseitigung der baulichen Anlage untersagt wird, nicht 
nachkommt, 

 x) eine anzeigepflichtige Werbeeinrichtung ohne die erforderliche 
Anzeige, ungeachtet einer Untersagung nach § 56 Abs. 4 zweiter Satz 
oder vorzeitig ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach § 56 Abs. 5 
erster Satz errichtet, aufstellt oder ändert, Auflagen in der Zustimmung 
zur Errichtung, Aufstellung oder Änderung einer Werbeeinrichtung 

nicht erfüllt oder eine Werbeeinrichtung entgegen dem § 56 Abs. 2 
lit. b oder c vorzeitig anbringt oder nicht rechtzeitig entfernt, 

 y) einem Auftrag zur Entfernung einer Werbeeinrichtung nach § 57 
Abs. 1 oder 2 nicht nachkommt, 

 z) eine anzeigepflichtige Aufschüttung oder Abgrabung ohne die 
erforderliche Anzeige, ungeachtet einer Untersagung nach § 58 Abs. 4 
in Verbindung mit § 56 Abs. 4 zweiter Satz oder vorzeitig ohne 
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 58 Abs. 4 in Verbindung mit 
§ 56 Abs. 5 erster Satz ausführt oder Auflagen in der Zustimmung zur 
Durchführung einer Aufschüttung oder Abgrabung nicht erfüllt, 

 z1) einen anzeigepflichtigen Antennentragmasten ohne die erforderliche 
Anzeige, ungeachtet einer Untersagung nach § 60 Abs. 3 zweiter Satz 
oder vorzeitig ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach § 60 Abs. 5 
erster Satz errichtet oder wesentlich ändert oder Auflagen in der 
Zustimmung zur Errichtung oder wesentlichen Änderung eines 
Antennentragmastes nicht erfüllt oder einem Auftrag zur Entfernung 
eines Antennentragmastes nach § 60 Abs. 6 zweiter Satz nicht 
nachkommt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 36.300,- Euro, zu bestrafen. 

(2) Wer 
 a) als Bauherr entgegen dem § 37 Abs. 1 den Baubeginn der Behörde 

nicht anzeigt, 
 b) als Bauherr entgegen dem § 39 Abs. 2 erster Satz die Bestellung des 

Bauverantwortlichen der Behörde nicht mitteilt, 
 c) als Bauverantwortlicher den Verpflichtungen nach § 39 Abs. 3 oder 4 

zweiter Satz nicht nachkommt, 
 d) bei der Bauausführung Bestimmungen in Verordnungen nach § 40 

Abs. 1 oder 3 oder Festlegungen nach § 40 Abs. 2, gegebenenfalls in 
Verbindung mit § 53 Abs. 6, § 56 Abs. 6 oder § 58 Abs. 4, 
zuwiderhandelt, 

 e) als Bauherr oder als Bauverantwortlicher der Verpflichtung nach § 41 
Abs. 2 zweiter Satz nicht nachkommt, 

 f) als Eigentümer einer baulichen Anlage entgegen dem § 44 Abs. 1 oder 
3, gegebenenfalls in Verbindung mit § 53 Abs. 6, § 56 Abs. 6 oder 
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§ 58 Abs. 4, die Vollendung eines bewilligungspflichtigen oder 
anzeigepflichtigen Bauvorhabens der Behörde nicht anzeigt, 

 g) als Eigentümer einer baulichen Anlage oder als sonst hierüber 
Verfügungsberechtigter den Verpflichtungen nach § 48 Abs. 2 nicht 
nachkommt, 

 h) als Abbruchberechtigter entgegen dem § 51 Abs. 1 vierter Satz in 
Verbindung mit § 39 Abs. 2 erster Satz die Bestellung des 
Abbruchverantwortlichen der Behörde nicht mitteilt oder entgegen 
dem § 51 Abs. 5 die Vollendung des Abbruchs der Behörde nicht 
anzeigt, 

 i) als Inhaber der Bewilligung für eine bauliche Anlage 
vorübergehenden Bestandes entgegen dem § 53 Abs. 8 vierter Satz in 
Verbindung mit § 39 Abs. 2 erster Satz die Bestellung eines für die 
Beseitigung der baulichen Anlage Verantwortlichen der Behörde nicht 
mitteilt oder entgegen dem § 53 Abs. 9 erster Satz die erfolgte 
Durchführung der Maßnahmen nach § 53 Abs. 7 erster Satz der 
Behörde nicht anzeigt, 

 j) als Eigentümer eines Gebäudes nach § 23 Abs. 1 lit. d oder als sonst 
hierüber Verfügungsberechtigter einen Energieausweis nicht erstellen 
lässt, entgegen dem § 23 Abs. 5 nicht oder nicht rechtzeitig erneuert 
oder entgegen dem § 25 Abs. 1 nicht oder nicht ordnungsgemäß 
aushängt, 

 k) als Bauherr oder als Eigentümer eines Gebäudes oder sonst hierüber 
Verfügungsberechtigter seiner Verpflichtung, 
hochgeschwindigkeitsfähige gebäudeinterne physische 
Infrastrukturen, gegebenenfalls einschließlich eines Zugangspunktes, 
herzustellen bzw. aufrechtzuerhalten, nicht nachkommt, 

 l) als Eigentümer oder sonst Verfügungsberechtigter einer 
Photovoltaikanlage der Anzeigepflicht nach § 52b Abs. 6 § 52c Abs. 6 
nicht nachkommt, 

 m) als Bauherr bei den nach § 29 Abs. 4 oder 5 erforderlichen näheren 
Erklärungen unrichtige Angaben macht, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 6.000,- Euro, zu bestrafen. 

(3) Im Fall einer Übertretung nach § 67 Abs. 1 lit. a endet das strafbare 
Verhalten erst mit der Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 71 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängigen 
Baubewilligungsverfahren und Verfahren aufgrund von Bauanzeigen sind nach 
der bisherigen Tiroler Bauordnung weiterzuführen, wenn das betreffende 
Bauvorhaben auch nach diesem Gesetz bewilligungspflichtig oder zumindest 
anzeigepflichtig ist. Andernfalls ist das Verfahren einzustellen. Die Parteien 
sind davon zu verständigen. 

(2) Alle übrigen im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach der 
bisherigen Tiroler Bauordnung anhängigen Verfahren sind nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes weiterzuführen, sofern sie darin eine 
gesetzliche Grundlage finden. Andernfalls sind sie einzustellen. Die Parteien 
sind davon zu verständigen. 

(3) § 34 Abs. 10 bis 14 gilt auch für Bauvorhaben, für die die 
Baubewilligung aufgrund früherer baurechtlicher Vorschriften erteilt wurde, 
wenn das betreffende Bauvorhaben auch nach diesem Gesetz 
bewilligungspflichtig ist. § 35 gilt auch für das Erlöschen von 
Baubewilligungen, die aufgrund der bisherigen Tiroler Bauordnung erteilt 
wurden. In diesem Fall beginnt die Frist für die Bauvollendung nach § 35 
Abs. 1 lit. b frühestens mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 
Aufträge nach § 41 Abs. 2 der bisherigen Tiroler Bauordnung werden 
unwirksam. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 37 bis 41, des § 42 Abs. 1, 2, 3 und 5 und 
des § 43 gelten auch für die Ausführung von Bauvorhaben, für die eine 
Baubewilligung oder eine Bauanzeige aufgrund der bisherigen Tiroler 
Bauordnung vorliegt und die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
noch nicht vollendet sind. Die Bestimmungen des § 38 Abs. 2 und 3 gelten 
jedoch nicht, wenn die Bauausführung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bereits weiter fortgeschritten ist. 

(5) Für die im 8. Abschnitt dieses Gesetzes geregelten sonstigen 
Vorhaben gilt Abs. 4 erster Satz sinngemäß, soweit die entsprechenden 
Bestimmungen aufgrund des § 53 Abs. 6, § 56 Abs. 6 oder § 58 Abs. 4 auf 
diese Vorhaben Anwendung finden. 
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(6) Die Bestimmungen des § 51 Abs. 1 bis 5 gelten auch für den Abbruch 
von Gebäuden und Gebäudeteilen, wenn dafür eine Bewilligung aufgrund der 
bisherigen Tiroler Bauordnung vorliegt und der Abbruch im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht vollendet ist. § 35 Abs. 4 der 
bisherigen Tiroler Bauordnung ist auf solche Bewilligungen weiter 
anzuwenden. 

(7) Wird an ein im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehendes Gebäude ein Vollwärmeschutz angebracht, so darf dieser bis 
höchstens 20 cm vor die Baufluchtlinie, vor die Baugrenzlinie, mit 
Zustimmung des Straßenverwalters vor die Straßenfluchtlinie und mit 
Zustimmung des Eigentümers des betroffenen Grundstückes oder des sonst 
hierüber Verfügungsberechtigten über die Grenzen des Bauplatzes ragen. Im 
Fall der Festlegung der besonderen Bauweise darf das für die 
Gebäudesituierung festgelegte Höchstausmaß oder zwingende Ausmaß um 
höchstens 20 cm überschritten werden. Ein entsprechender Vollwärmeschutz 
bleibt weiters im Ausmaß von höchstens 20 cm im Rahmen der 
Abstandsbestimmungen des § 6 Abs. 1, 3, 7 erster Satz, 8 und 10 sowie der 
Baumasse, der Baumassendichte und der Bebauungsdichte unberücksichtigt. 

(8) Wird bei einem im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Gebäude im Bereich der Dachflächen eine Wärmedämmung 
angebracht, so bleibt diese parallel zur Dachfläche gemessen im Ausmaß von 
höchstens 30 cm im Rahmen der Abstandsbestimmungen des § 6 Abs. 1, 3, 7 
erster Satz, 8 und 10 sowie der Bauhöhe und der Baumassendichte 
unberücksichtigt. 

(9) Wird an ein im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehendes Gebäude eine Fassadenbegrünung angebracht, so darf diese mit 
Zustimmung des Straßenverwalters einer öffentlichen Straße nach § 6 des 
Tiroler Straßengesetzes bis höchstens 50 cm über die Grenze des Bauplatzes in 
die Verkehrsflächen ragen. Eine entsprechende Fassadenbegrünung darf 
weiters im Ausmaß von höchstens 30 cm mit Zustimmung des jeweiligen 
Grundstückseigentümers über die übrigen Grundstücksgrenzen (§ 6) ragen und 
bleibt bezüglich der Baumasse, der Baumassendichte und der Bebauungsdichte 
unberücksichtigt. 

(10) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung aufgrund von Vorschriften 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilt wurde, dürfen nachträglich 
angebaute Treppentürme und bauliche Anlagen für Hebeanlagen zur 
Personenbeförderung unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 erster Satz vor 

die Baufluchtlinie ragen oder vor dieser errichtet werden. Nachträglich 
angebaute Treppentürme und bauliche Anlagen für Hebeanlagen zur 
Personenbeförderung dürfen im Fall der Festlegung der geschlossenen 
Bauweise auch in offener Bauweise errichtet werden. Weiters dürfen solche 
Anbauten in die Mindestabstandsflächen nach § 6 Abs. 1 ragen oder innerhalb 
dieser Flächen errichtet werden, wenn den Erfordernissen des Brandschutzes 
entsprochen wird. Ist eine Baugrenzlinie festgelegt, so dürfen sie unter dieser 
Voraussetzung vor die Baugrenzlinie ragen oder vor dieser errichtet werden. 
Im Übrigen bleiben sie im Rahmen des § 6 Abs. 7 erster Satz unberücksichtigt. 
Der Abstand von 1 m gegenüber anderen Grundstücken als Verkehrsflächen 
darf jedoch nur unterschritten werden, wenn der betroffene Nachbar dem 
nachweislich zustimmt. 

(11) Das Erfordernis der einheitlichen Widmung des Bauplatzes nach § 2 
Abs. 12 dritter Satz in Verbindung mit § 34 Abs. 4 lit. c besteht nicht, wenn 
das Bauansuchen oder die Bauanzeige vor dem Inkrafttreten des neuen oder 
geänderten Flächenwidmungsplanes nach § 111 Abs. 1 erster Satz des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 82/2015 
oder in der Stadt Innsbruck auch nach § 122 Abs. 1 erster Satz des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 6/2025 
eingebracht wurde. 

(12) Für Grundstücke, die bereits nach dem Tiroler 
Raumordnungsgesetz 1984, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. Nr. 76/1990, als Bauland oder als Sonderflächen gewidmet worden sind 
oder für die Verbauungspläne (Wirtschaftspläne) bestehen, darf abweichend 
vom § 16 Abs. 1 bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des 
neuen oder geänderten Flächenwidmungsplanes im Sinn des Abs. 11 die 
Bewilligung für die Änderung von Grundstücksgrenzen auch dann erteilt 
werden, wenn nur die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 vorliegen. In diese 
Frist sind die Zeiten des Bewilligungsverfahrens und eines Verfahrens vor dem 
Landesverwaltungsgericht, dem Verwaltungsgerichtshof oder dem 
Verfassungsgerichtshof nicht einzurechnen. 

(13) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung nach den baurechtlichen 
Vorschriften vor der Novelle LGBl. Nr. 10/1989 zur seinerzeitigen Tiroler 
Bauordnung erteilt worden ist, ist eine lagemäßige Abweichung des Gebäudes 
gegenüber der Lage aufgrund der Baubewilligung von höchstens 120 cm 
jedenfalls rechtmäßig. Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung nach der 
seinerzeitigen Tiroler Bauordnung in der Fassung der Novelle LGBl. 
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Nr. 10/1989 oder nach der Tiroler Bauordnung, LGBl. Nr. 33/1989, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 31/1997, erteilt worden ist, gilt dies nur, 
wenn deren Abstände gegenüber den Grenzen des Bauplatzes zu den 
angrenzenden Grundstücken außer zu Verkehrsflächen im Zeitpunkt der 
Erteilung der Baubewilligung zumindest das Doppelte der gesetzlichen 
Mindestabstände betragen haben. 

(13) (14) Widerspricht eine bereits in Geltung stehende Verordnung der 
Gemeinde nach § 8 Abs. 8 ganz oder teilweise den in § 8 Abs. 7 oder den in 
einer Verordnung der Landesregierung nach § 8 Abs. 6 erstmals festgelegten 
oder in weiterer Folge geänderten Höchstzahlen, so hat die Gemeinde diese 
innerhalb eines Jahres ab dem Inkrafttreten der (geänderten) Verordnung der 
Landesregierung in dem zur Beseitigung dieses Widerspruches erforderlichen 
Umfang zu ändern. Kommt die Gemeinde dieser Verpflichtung nicht innerhalb 
dieser Frist nach, so hat die Landesregierung durch Verordnung die betreffende 
Verordnung der Gemeinde insoweit aufzuheben, als sie ihrer Verordnung 
widerspricht. 

(14) (15) Ist in einer Baubewilligung, die aufgrund dieses Gesetzes in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 187/2014 erteilt wurde, eine größere Anzahl 
an zu schaffenden Abstellmöglichkeiten festgelegt, als dies nunmehr aufgrund 
einer Verordnung der Landesregierung nach § 8 Abs. 6 zulässig wäre, so hat 
die Behörde auf Antrag des Eigentümers des betreffenden Gebäudes die 
Anzahl der erforderlichen Abstellmöglichkeiten mit schriftlichem Bescheid so 
festzulegen, dass diese die in der Verordnung der Landesregierung festgelegte 
Höchstzahl nicht überschreitet. Wurde für Abstellmöglichkeiten, die diese 
Höchstzahl überschreiten, eine Befreiung nach diesem Gesetz erteilt, so gilt 
eine in diesem Umfang nach dem 2. Abschnitt des Tiroler 
Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes 2011, LGBl. 
Nr. 58/2011, in der jeweils geltenden Fassung vorgeschriebene 
Ausgleichsabgabe als in Ansehung jener Abstellmöglichkeiten entrichtet, für 
die im Zusammenhang mit einem neuerlichen Bauvorhaben auf dem der 
seinerzeit erteilten Befreiung entsprechenden Bauplatz wiederum eine 
Befreiung erteilt wird. Dies gilt auch für Baubewilligungen, Befreiungen oder 
Abgabenvorschreibungen aufgrund früherer landesgesetzlicher Vorschriften. 

(15) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Änderung der Verordnung der 
Landesregierung nach § 8 Abs. 6 bereits anhängige Bauverfahren sind nach der 
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung geltenden Rechtslage 

fortzuführen, sofern die Änderung der Verordnung die Vorschreibung einer 
größeren Anzahl von Stellplätzen im Bauverfahren zur Folge haben würde. 

(16) Wird in einem Bebauungsplan die gekuppelte Bauweise (§ 2 
Abs. 13) für nicht zulässig erklärt, so ist im Fall einer zumindest für einen der 
betroffenen Bauplätze bereits erteilten Baubewilligung oder bereits erstatteten 
Bauanzeige aufgrund eines gemeinsamen Antrags nach § 6 Abs. 9, bauliche 
Anlagen an der Grundstücksgrenze in gekuppelter Bauweise zu errichten, die 
Errichtung von baulichen Anlagen mit Ausnahme von Nebenanlagen und 
Nebengebäuden in offener Bauweise weiterhin nicht zulässig. Für bestehende 
bauliche Anlagen an der Grundstücksgrenze gilt in diesem Fall § 6 Abs. 9 
dritter Satz sinngemäß. 

(17) Bis zum Inkrafttreten der Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes mit den Festlegungen nach § 31b Abs. 1 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 findet § 33 Abs. 3 lit. f keine Anwendung. Bis 
dahin ist § 25 Abs. 3 lit. e der Tiroler Bauordnung 2001 in der Fassung des 
Gesetzes LGBl. Nr. 40/2009 weiter anzuwenden; dies gilt auch für die in 
diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren. 

(18) § 62 Abs. 4 zweiter Satz ist auf Bauverfahren, die am 30. April 2017 
anhängig sind, nicht anzuwenden. 

(19) § 65 ist auf Beschwerden gegen Bescheide, die vor dem 1. Mai 2017 
erlassen wurden, nicht anzuwenden. 

(20) Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes LGBl. 
Nr. 109/2019 bereits anhängigen Baubewilligungsverfahren und Verfahren 
aufgrund von Bauanzeigen ist § 8 in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 144/2018 weiterhin anzuwenden. 

(21) Auf die am 31. Mai 2020 bereits anhängigen 
Baubewilligungsverfahren und Verfahren aufgrund von Bauanzeigen sind § 2 
Abs. 27 und 28, die §§ 21 bis 26, § 31 Abs. 3 und § 34 Abs. 4 lit. e in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 46/2020 weiterhin anzuwenden. 
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Artikel IV 

Änderung des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 

§ 7 

Raumordnungsprogramme 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung 
Raumordnungsprogramme zu erlassen. In diesen sind unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Bestandsaufnahmen jene Ziele, Grundsätze oder 
Maßnahmen festzulegen, die für eine geordnete und nachhaltige räumliche 
Entwicklung im Sinn der Ziele und Grundsätze der überörtlichen 
Raumordnung erforderlich sind. 

(2) An Maßnahmen kann in Raumordnungsprogrammen insbesondere 
festgelegt werden, dass 
 a) bestimmte Gebiete oder Grundflächen für bestimmte Zwecke gänzlich 

oder von baulichen Anlagen bestimmter Art freizuhalten sind, wie 
beispielsweise 

 1. für die Landwirtschaft, 

 2. zur Erhaltung der Landschaft oder ökologisch besonders wertvoller 
Gebiete, 

 3. zum Schutz von Wasservorkommen, 
 4. für Maßnahmen zum Schutz vor Lawinen, Hochwasser, 

Wildbächen, Steinschlag, Erdrutsch oder anderen gravitativen 
Naturgefahren, 

 5. für Hochwasserabflussbereiche oder -rückhalteräume, 
 b) bestimmte Gebiete oder Grundflächen der Ansiedlung von Gewerbe- 

und Industriebetrieben oder der Gewinnung von Rohstoffen 
vorzubehalten sind, 

 c) bestimmte Grundflächen der Errichtung von Gebäuden oder sonstigen 
Anlagen von überörtlicher Bedeutung, die öffentlichen Zwecken 
dienen, wie Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen, 
Amtsgebäude, Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, sonstige 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur, Energieerzeugungs- und 
Energieversorgungsanlagen, Wasserversorgungsanlagen, 
Abwasserreinigungsanlagen, Bevorratungseinrichtungen und 
dergleichen, vorzubehalten sind, 

 d) bestimmte Grundflächen – unbeschadet der jeweiligen 
Planungskompetenz – der Errichtung überregionaler 
Leitungsinfrastrukturen oder überörtlicher Verkehrswege 
vorzubehalten sind, 

 e) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden die Widmung 
von Grundflächen als Bauland, als Sonderflächen oder als 
Vorbehaltsflächen insbesondere im Interesse des Schutzes des 
Siedlungsraumes vor nachteiligen Umwelteinflüssen oder vor 
Lawinen, Hochwasser, Wildbächen, Steinschlag, Erdrutsch oder 
anderen gravitativen Naturgefahren nur bis zu bestimmten Grenzen 
hin zulässig ist; dabei können die Grenzen für einzelne Arten von 
Bauland, von Sonderflächen oder von Vorbehaltsflächen 
unterschiedlich festgelegt werden, 

 f) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden die Widmung 
von Grundflächen als Wohngebiet, als Mischgebiet, als Sonderflächen 
und als Vorbehaltsflächen unter Berücksichtigung der Standorte von 
Seveso-Betrieben oder der für die Ansiedlung oder Erweiterung 
solcher Betriebe vorgesehenen Standorte nur bis zu bestimmten 
Grenzen hin zulässig ist. 

(3) Weiters können Raumordnungsprogramme über für den Tourismus 
oder sonst für Freizeit- und Erholungszwecke wichtige 
Infrastruktureinrichtungen, insbesondere über bestimmte Arten von 
Sportanlagen, erlassen werden. In solchen Raumordnungsprogrammen können 
Rahmenbedingungen für die Errichtung und die Erweiterung solcher Anlagen 
und, sofern dafür die Widmung bestimmter Arten von Sonderflächen 
erforderlich ist, weiters Grundsätze über die Zulässigkeit der Widmung 
entsprechender Sonderflächen festgelegt werden. Die in einem solchen 
Raumordnungsprogramm festgelegten Rahmenbedingungen sind in Verfahren 
aufgrund von landesrechtlichen, insbesondere naturschutzrechtlichen, 
Vorschriften nach Maßgabe der betreffenden Bestimmungen zu 
berücksichtigen. 

(4) Raumordnungsprogramme können für das ganze Land oder für Teile 
des Landes (Planungsgebiete) erlassen werden. Die Grenzen von 
Planungsgebieten, die nur Teile des Landes umfassen, dürfen die Grenzen von 
Planungsverbänden (§ 23) und Gemeinden schneiden, wenn dies im Hinblick 
auf den Inhalt des Raumordnungsprogrammes zweckmäßig ist. 
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(5) Soweit einzelne Ziele der überörtlichen Raumordnung vordringlich 
sind, können in Raumordnungsprogrammen nur jene besonderen Ziele, 
Grundsätze oder Maßnahmen festgelegt werden, die für die Entwicklung des 
Planungsgebietes im Sinn dieser Ziele der überörtlichen Raumordnung 
erforderlich sind, sofern dadurch die geordnete Gesamtentwicklung des 
Planungsgebietes nicht beeinträchtigt wird. 

(6) In Raumordnungsprogrammen, die Maßnahmen enthalten, kann eine 
Reihenfolge für deren Verwirklichung festgelegt werden. 

(7) Raumordnungsprogramme haben unionsrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs sowie raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen des Bundes, 
soweit deren Berücksichtigung verfassungsrechtlich geboten ist oder 
Vereinbarungen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG darüber bestehen, zu 
berücksichtigen. Im Übrigen ist auf die raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes und der Gemeinden, im Bereich der gemeinsamen 
Grenzen auch auf die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der 
benachbarten Länder und Staaten, Bedacht zu nehmen. 

(8) Wird auf Grundflächen, die aufgrund einer Festlegung nach Abs. 2 
lit. c oder d einem bestimmten Verwendungszweck vorzubehalten sind, nicht 
innerhalb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten des betreffenden 
Raumordnungsprogrammes mit der Ausführung eines diesem 
Verwendungszweck entsprechenden Vorhabens begonnen, so hat die 
Landesregierung auf Antrag der Gemeinde oder des jeweiligen 
Grundeigentümers die betreffende Festlegung aufzuheben. 

II. Teil 

Örtliche Raumordnung 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 27 

Aufgaben und Ziele der örtlichen Raumordnung 

(1) Die örtliche Raumordnung dient der geordneten räumlichen 
Entwicklung der Gemeinde. Sie hat im Einklang mit den 
Raumordnungsprogrammen und, soweit solche nicht bestehen, unter 
Bedachtnahme auf die Ziele und Grundsätze der überörtlichen Raumordnung, 

insbesondere auf den Grundsatz des § 2 lit. b, zu erfolgen. Soweit Planungen 
im Rahmen der örtlichen Raumordnung Auswirkungen über die 
Gemeindegrenzen hinaus haben und eine Abstimmung mit den weiteren 
betroffenen Gemeinden nach den maßgeblichen Verhältnissen im Hinblick auf 
die Ziele und Grundsätze der überörtlichen Raumordnung erforderlich ist, 
haben die Gemeinden sich miteinander abzustimmen. Im Übrigen ist auf die 
örtlichen Raumordnungsinteressen der Nachbargemeinden, insbesondere im 
Bereich der gemeinsamen Grenzen, Bedacht zu nehmen. 

(2) Ziele der örtlichen Raumordnung sind insbesondere: 
 a) die Erhaltung und Entwicklung des Siedlungsraumes und die 

Verhinderung der Zersiedelung durch die bestmögliche Anordnung 
und Gliederung der Bebauung, insbesondere des Baulandes im 
Hinblick auf die Erfordernisse des Schutzes des Landschaftsbildes, der 
Sicherung vor Naturgefahren, der verkehrsmäßigen Erschließung, 
insbesondere auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln, der Erschließung 
mit Einrichtungen zur Wasser-, Löschwasser- und Energieversorgung, 
zur Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung sowie der Schaffung 
sonstiger infrastruktureller Einrichtungen, wie Kindergärten, Schulen 
und dergleichen, 

 b) die Ausweisung ausreichender Flächen zur Befriedigung des 
dauernden Wohnbedarfes der Bevölkerung zu leistbaren Bedingungen 
und für die Erhaltung und Weiterentwicklung der Wirtschaft 
entsprechend dem bei einer zweckmäßigen und Boden sparenden 
Bebauung im jeweiligen Planungszeitraum (§ 31c) gegebenen Bedarf, 

 c) die weitestmögliche Vermeidung von Nutzungskonflikten und 
wechselseitigen Beeinträchtigungen beim Zusammentreffen 
verschiedener Widmungen, insbesondere auch unter Bedachtnahme 
auf die Standorte von Seveso-Betrieben und die für die Ansiedlung 
oder Erweiterung solcher Betriebe vorgesehenen Standorte, 

 c) die weitestmögliche Vermeidung von Nutzungskonflikten und 
wechselseitigen Beeinträchtigungen beim Zusammentreffen 
verschiedener Widmungen, insbesondere auch unter Bedachtnahme 
auf die Standorte von Seveso-Betrieben und die für die Ansiedlung 
oder Erweiterung solcher Betriebe vorgesehenen Standorte sowie auf 
Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energie, 

 d) die Vorsorge für die bestimmungsgemäße Verwendung des Baulandes 
und der bestehenden Bausubstanz insbesondere zur Deckung des 
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Grundbedarfes an Wohnraum und an Flächen für Zwecke der 
Wirtschaft zu angemessenen Preisen, insbesondere durch Maßnahmen 
nach § 33, 

 e) die Vorsorge für eine zweckmäßige und Boden sparende, auf die 
Bedürfnisse der Bevölkerung und die Erfordernisse des Schutzes des 
Orts-, Straßen- und Landschaftsbildes abgestimmte Bebauung unter 
Berücksichtigung der Möglichkeiten verdichteter Bauformen 
einschließlich der nachträglichen Verdichtung bestehender 
Bauformen, 

 f) die Vorsorge für eine zweckmäßige und Boden sparende 
verkehrsmäßige Erschließung der bebauten und zu bebauenden 
Gebiete unter Berücksichtigung auch der Erfordernisse des 
öffentlichen Verkehrs sowie des Fußgänger- und Radverkehrs, 

 g) die Vorsorge für eine ausreichende und einwandfreie Wasser- und 
Löschwasserversorgung und eine geordnete Abwasserbeseitigung, 

 h) die Erhaltung zusammenhängender landwirtschaftlich nutzbarer 
Gebiete, insbesondere unter Berücksichtigung ihrer Bodenbonität, 

 i) die Erhaltung zusammenhängender Waldgebiete unter 
Berücksichtigung ihrer Eignung im Hinblick auf die Wirkungen des 
Waldes, 

 j) die Erhaltung ökologisch besonders wertvoller Flächen und die 
Bewahrung erhaltenswerter natürlicher oder naturnaher 
Landschaftselemente und Landschaftsteile, 

 k) die Erhaltung zusammenhängender Erholungsräume, 
 l) die Sicherung geeigneter Grundflächen für Einrichtungen des 

Gemeinbedarfs, 
 m) die Schaffung der erforderlichen Verkehrswege der Gemeinde unter 

Berücksichtigung aller Verkehrsarten unter weitestmöglicher 
Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen des Verkehrs auf die 
Bevölkerung und die Umwelt, 

 n) die Bewahrung erhaltenswerter Orts- und Straßenbilder sowie 
erhaltenswerter Gebäudegruppen, 

 o) die Stärkung und Belebung gewachsener Ortskerne. 

§ 37 

Bauland 

(1) Als Bauland dürfen nur Grundflächen gewidmet werden, die sich im 
Hinblick auf die Nutzungssicherheit sowie in gesundheitlicher, technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht für eine der jeweiligen Widmung (Abs. 2) 
entsprechende Bebauung eignen. Von der Widmung als Bauland sind 
insbesondere ausgeschlossen: 
 a) Grundflächen, soweit sie unter Bedachtnahme auf 

Gefahrenzonenpläne wegen einer Gefährdung durch Lawinen, 
Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere 
gravitative Naturgefahren für eine widmungsgemäße Bebauung nicht 
geeignet sind, 

 b) Grundflächen, soweit sie aufgrund von Bodenbelastungen oder 
Immissionsbelastungen für eine widmungsgemäße Bebauung nicht 
geeignet sind, 

 c) Grundflächen, soweit deren verkehrsmäßige Erschließung oder 
Erschließung mit Einrichtungen zur Wasser-, Löschwasser- und 
Energieversorgung und zur Abwasserentsorgung unvertretbar hohe 
Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln erfordern würde. 

(2) Die Grundflächen im Bauland sind als Wohngebiet, Gewerbe- und 
Industriegebiet oder Mischgebiet zu widmen. Bei der Abgrenzung der Gebiete 
ist darauf Bedacht zu nehmen, dass gegenseitige Beeinträchtigungen, 
insbesondere durch Lärm, Luftverunreinigungen, Geruch oder 
Erschütterungen, so weit wie möglich vermieden werden. 

(3) Grundflächen, deren Eignung als Bauland wegen einer Gefährdung 
durch Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere 
gravitative Naturgefahren nur unter der Voraussetzung einer bestimmten 
Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebäuden oder sonstiger 
baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder bestimmter organisatorischer 
Vorkehrungen, wie insbesondere eines Sicherheitskonzeptes, gegeben ist, 
dürfen nur dann als Bauland gewidmet werden, wenn 
 a) diese innerhalb eines bebauten Bereiches oder unmittelbar im 

Anschluss daran gelegen sind, 
 b) das Bauland dadurch nicht in Bereiche mit erheblich höheren 

Gefährdungspotentialen erweitert wird und 
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 c) im Fall einer Gefährdung durch Hochwasser wesentliche 
Hochwasserabflussbereiche oder -rückhalteräume nicht beeinträchtigt 
werden. 

Kann die Eignung als Bauland nur durch entsprechende Maßnahmen 
gewährleistet werden, so sind diese ergänzend zur Widmung als Bauland 
textlich festzulegen. Dabei kann ausnahmsweise auch vorgesehen werden, dass 
die Benutzung bestimmter Arten von Anlagen mit Ausnahme von Gebäuden 
auf bestimmte Zeiträume zu beschränken ist, wenn dies mit dem 
Verwendungszweck der betreffenden Anlagen vereinbar und zur 
Gewährleistung ihrer Nutzungssicherheit unbedingt erforderlich ist; in diesem 
Fall ist die Baubewilligung unter Auflagen zu erteilen, die die Benützung der 
betreffenden Anlagen außerhalb dieser Zeiträume ausschließen. Zur Frage der 
Eignung der betreffenden Grundflächen als Bauland, der Notwendigkeit 
entsprechender Maßnahmen und des Vorliegens der Voraussetzungen nach 
lit. b und c sind facheinschlägige Gutachten einzuholen, soweit der Gemeinde 
nicht schon entsprechende fachliche Grundlagen zur Verfügung stehen. 
Aktuelle Gefahrenzonenpläne sind in die Beurteilung miteinzubeziehen. 

(4) Die Eignung von Grundflächen als Bauland ist in Bezug auf 
Beeinträchtigungen durch Lärm jedenfalls gegeben, wenn der nach dem Stand 
der Technik ermittelte Beurteilungspegel an den jeweiligen 
Grundstücksgrenzen in den Zeitabschnitten Tag, Abend und Nacht abhängig 
von der Widmung folgende dB-Werte nicht übersteigt: 
 

 Tag Abend Nacht 

 
6:00 bis 19:00 

Uhr 
19:00 bis 22:00 

Uhr 
22:00 bis 6:00 

Uhr 
Wohngebiet 50 dB 45 dB 40 dB 
gemischtes 

Wohngebiet oder 
Tourismusgebiet 

55 dB 50 dB 45 dB 

Kerngebiet oder 
landwirtschaftliches 

Mischgebiet 
60 dB 55 dB 50 dB 

allgemeines 
Mischgebiet 

65 dB 60 dB 55 dB 

 

Grundflächen, hinsichtlich deren die Einhaltung der maßgebenden dB-Werte 
nicht gewährleistet werden kann, deren Eignung als Bauland aber unter der 
Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit 
von Gebäuden oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder 
bestimmter organisatorischer Vorkehrungen gegeben ist, dürfen als Bauland 
gewidmet werden, wenn die erforderlichen Maßnahmen ergänzend zur 
Widmung als Bauland textlich festgelegt werden. 

(5) Grundflächen, deren Eignung als Bauland wegen einer 
Beeinträchtigung durch Erschütterungen nur unter der Voraussetzung einer 
bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebäuden oder 
sonstiger baulicher Vorkehrungen in diesem Bereich gegeben ist, dürfen als 
Bauland gewidmet werden, wenn die erforderlichen Maßnahmen ergänzend 
zur Widmung als Bauland textlich festgelegt werden. 

(6) Bei der Widmung von Grundflächen als Bauland mit Ausnahme von 
Gewerbe- und Industriegebiet ist darauf Bedacht zu nehmen, dass diese einen 
angemessenen Schutzabstand zu Bergbaugebieten für den obertägigen Abbau 
grundeigener mineralischer Rohstoffe aufweisen. Weiters ist auf sonstige 
Bergbaugebiete Bedacht zu nehmen. 

(6) Bei der Widmung von Grundflächen als Bauland mit Ausnahme von 
Gewerbe- und Industriegebiet ist darauf Bedacht zu nehmen, dass diese einen 
angemessenen Schutzabstand zu Beschleunigungsgebieten für erneuerbare 
Energie und zu Bergbaugebieten für den obertägigen Abbau grundeigener 
mineralischer Rohstoffe aufweisen. Weiters ist auf sonstige Bergbaugebiete 
Bedacht zu nehmen. 

§ 41 

Freiland 

(1) Als Freiland gelten alle Grundflächen des Gemeindegebietes, die nicht 
als Bauland, Sonderflächen oder Vorbehaltsflächen gewidmet sind. 

(2) Im Freiland dürfen errichtet werden: 
 a) ortsübliche Städel in Holzbauweise, die der Lagerung 

landwirtschaftlicher Produkte und landwirtschaftlicher Betriebsmittel 
mit Ausnahme von Kraftfahrzeugen, die den kraftfahrrechtlichen 
Vorschriften unterliegen, dienen; dabei ist die Ausführung einer 
betonierten Bodenplatte und im Bereich von Einschüttungen weiters 
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die Errichtung einer Mauer mit einer Höhe von höchstens 1,50 m 
zulässig, 

 b) Gebäude zur bäuerlichen Direktvermarktung mit einer überdeckten 
Fläche von höchstens 20 m², 

 c) Weideunterstände und Weidezelte, jeweils mit höchstens 40 m² 
Nutzfläche, und dergleichen, sowie nicht überdachte Auslaufflächen 
zur Steigerung des Tierwohls mit höchstens 200 m² Grundfläche, 

 d) Folientunnel sowie Hagelschutznetze und dergleichen, 
 e) Reitplätze im Rahmen landwirtschaftlicher Betriebe mit höchstens 800 

m² Grundfläche, 
 f) Bienenhäuser in Holzbauweise mit höchstens 20 m² Nutzfläche sowie 

Bienenstände, soweit sie nicht ohnehin nach § 1 Abs. 3 lit. m der 
Tiroler Bauordnung 2022 von deren Geltungsbereich ausgenommen 
sind, 

 g) Jagd- und Fischereihütten mit höchstens 10 m² Nutzfläche, wenn diese 
Gebäude zur Verwirklichung des jeweiligen Verwendungszweckes 
nach Größe und Ausstattung unbedingt erforderlich sind, 

 h) Kapellen und dergleichen mit höchstens 20 m² Grundfläche, 
 i) den baurechtlichen Vorschriften unterliegende öffentlich zugängliche 

Aussichtsplattformen sowie Brückenbauten und Verbauungen zum 
Schutz vor Naturgefahren und dergleichen, 

 j) ortsübliche Einfriedungen, 
 k) allgemein zugängliche Kinderspielplätze, 

 l) freistehende Solarenergieanlagen mit höchstens 100 m² Fläche, 
 l) freistehende Solarenergieanlagen mit höchstens 100 m² Fläche und 

bauliche Anlagen für Energiespeicheranlagen, 
 m) Solarenergieanlagen im Umfang des § 6 Abs. 3 lit. c der Tiroler 

Bauordnung 2022, 
 n) unbeschadet der lit. l Nebengebäude und Nebenanlagen. 

§ 52a 

Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau 

(1) Als Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau dürfen nur 
Grundflächen gewidmet werden, die nach ihrer Größe, Lage und 
Beschaffenheit für Zwecke des geförderten Wohnbaus geeignet sind. § 37 mit 
Ausnahme des Abs. 2 erster und zweiter Satz gilt sinngemäß, § 37 Abs. 4 

jedoch mit der Maßgabe, dass die für gemischtes Wohngebiet festgelegten dB-
Werte heranzuziehen sind. 

(2) Auf Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau dürfen nur 
objektgeförderte Wohnbauvorhaben errichtet werden. Zur Sicherstellung der 
Finanzierung von Wohnbauvorhaben darf durch eine zusätzliche Festlegung 
bestimmt werden, dass neben objektgeförderten Wohnbauvorhaben in einem 
insgesamt höchstens untergeordneten Ausmaß auch subjektgeförderte und 
gegebenenfalls auch frei finanzierte Wohnbauvorhaben errichtet werden 
dürfen. Frei finanzierte Wohnbauvorhaben dürfen jedoch nur dann für zulässig 
erklärt werden, wenn die Finanzierung des betreffenden Wohnbauvorhabens 
allein durch die Errichtung subjektgeförderter Wohnbauvorhaben nicht 
sichergestellt werden kann; frei finanzierte Wohnbauvorhaben sind dabei 
jedoch nur im unbedingt erforderlichen Ausmaß zulässig. 

(3) Besteht eine Festlegung nach Abs. 2, so ist das Vorliegen der 
betreffenden Voraussetzungen im Bauverfahren durch die Vorlage der für das 
gesamte Bauvorhaben maßgebenden Kalkulationsgrundlagen nachzuweisen. 
Dabei ist insbesondere auch jener Beitrag, der durch die Errichtung auch von 
subjektgeförderten und gegebenenfalls auch von frei finanzierten 
Wohnbauvorhaben zugunsten der Finanzierung des betreffenden 
objektgeförderten Wohnbauvorhabens zustande kommt, zu belegen. 

(4) Auf Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau dürfen auch die 
für das jeweilige Wohnbauvorhaben erforderlichen Abstellmöglichkeiten für 
Kraftfahrzeuge samt den dazugehörigen Rampen und Zufahrten errichtet 
werden; hierfür gilt § 38 Abs. 1 lit. a sinngemäß. Im Übrigen dürfen auch 
Nebengebäude und Nebenanlagen zu den entsprechenden Wohnbauvorhaben 
und sonstige damit im Zusammenhang stehende Bauvorhaben, die unter 
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten die Wohnqualität im 
betreffenden Gebiet, insbesondere durch Lärm, Geruch, Luftverunreinigungen 
oder Erschütterungen, und dessen Charakter als Wohngebiet nicht wesentlich 
beeinträchtigen, ausgeführt werden. Jedenfalls zulässig ist die Anbringung von 
Solarenergieanlagen im Umfang des § 6 Abs. 3 lit. c der Tiroler Bauordnung 
2022. 

(5) Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau dürfen nur nach 
Maßgabe des Bedarfes gewidmet werden. 

(6) Die Widmung von Grundflächen, die nicht im Eigentum der 
Gemeinde, des Tiroler Bodenfonds oder eines Bauträgers, der geförderte 
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Wohnbauten errichtet, stehen, als Vorbehaltsflächen für den geförderten 
Wohnbau tritt außer Kraft, wenn diese Grundflächen nicht innerhalb von zehn 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieser Widmung der Gemeinde, dem Tiroler 
Bodenfonds oder einem Bauträger, der geförderte Wohnbauten errichtet, für 
Zwecke des geförderten Wohnbaus zum Kauf angeboten werden.; dem 
Angebot zum Kauf ist das Angebot der Einräumung eines Baurechts 
gleichzuhalten. Die Grundflächen gelten dann bis zur Festlegung einer neuen 
Widmung als Freiland. In der elektronischen Kundmachung des 
Flächenwidmungsplanes ist das Außerkrafttreten der Widmung als 
Vorbehaltsfläche ersichtlich zu machen; gleichzeitig ist die Widmung als 
Freiland darzustellen. 

(7) Wird eine solche Grundfläche ungeachtet eines Kaufangebotes 
Angebots im Sinn des Abs. 6 erster Satz innerhalb eines Jahres vom Vorliegen 
des Kaufangebotes Angebots an weder von der Gemeinde noch vom Tiroler 
Bodenfonds noch von einem Bauträger, der geförderte Wohnbauten errichtet, 
erworben, so tritt die Widmung als Vorbehaltsfläche für den geförderten 
Wohnbau außer Kraft. In einem solchen Fall ist § 43 Abs. 6 dritter Satz 
anzuwenden. 

§ 86 

Einbeziehen und Ausscheiden von Grundstücken 

(1) Die Umlegungsbehörde hat im Zug des Umlegungsverfahrens durch 
Verordnung 
 a) weitere Grundstücke oder Grundstücksteile in das Umlegungsgebiet 

einzubeziehen, wenn sich nachträglich ergibt, dass deren 
Einbeziehung zur Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens 
erforderlich ist, oder 

 b) Grundstücke oder Grundstücksteile aus dem Umlegungsgebiet 
auszuscheiden, wenn sich nachträglich ergibt, dass deren 
Einbeziehung zur Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens 
nicht erforderlich ist. 

(2) Durch die Einbeziehung oder Ausscheidung von Grundstücken oder 
Grundstücksteilen dürfen keine Restflächen entstehen, die nicht zweckmäßig 
bebaubar wären. Im Übrigen gilt § 83 Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

(3) Die Gemeinde ist vor der Erlassung von Verordnungen nach Abs. 1 zu 
hören. 

(4) Verordnungen nach Abs. 1 sind über die rechtsverbindliche 
Kundmachung hinaus auf der Internetseite des Landes Tirol sowie an der 
Amtstafel der Gemeinde während zweier Wochen bekannt zu machen. Diese 
Bekanntmachungen bilden keine Voraussetzung für das Inkrafttreten der 
Verordnung und die Durchführung des Verfahrens nach § 85. Die Gemeinde 
hat die Bekanntmachung an der Amtstafel der Gemeinde durchzuführen. Die 
Verordnungen nach Abs. 1 sind weiters dem Grundbuchsgericht, der 
Agrarbehörde und dem Vermessungsamt sofort mitzuteilen. Für Verordnungen 
nach Abs. 1 lit. a gilt § 83 Abs. 7, 8 und 9 sinngemäß. Aufgrund der Mitteilung 
von Verordnungen nach Abs. 1 lit. b hat das Grundbuchsgericht die 
Anmerkung nach § 83 Abs. 8 erster Satz bei den betroffenen Grundstücken zu 
löschen. 

(4) Verordnungen nach Abs. 1 sind unverzüglich nach ihrer 
Kundmachung der Gemeinde, dem Grundbuchsgericht, der Agrarbehörde und 
dem Vermessungsamt mitzuteilen. Für Verordnungen nach Abs. 1 lit. a gilt 
§ 83 Abs. 7, 8 und 9 sinngemäß. Aufgrund der Mitteilung von Verordnungen 
nach Abs. 1 lit. b hat das Grundbuchsgericht die Anmerkung nach § 83 Abs. 8 
erster Satz bei den betroffenen Grundstücken zu löschen. 

(5) Für die Feststellung der Grenzen der aufgrund einer Verordnung nach 
Abs. 1 lit. a in das Umlegungsgebiet einbezogenen Grundstücke oder 
Grundstücksteile gilt § 85 sinngemäß. 

§ 98 

Einstellung des Verfahrens 

(1) Das Umlegungsverfahren ist durch Verordnung einzustellen, wenn 
Umstände hervorkommen oder nachträglich eintreten, die den Zweck des 
Umlegungsverfahrens nicht mehr erreichen lassen. 

(2) Das Umlegungsverfahren ist überdies durch Verordnung einzustellen, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten der Verordnung 
über die Einleitung des Umlegungsverfahrens ein Umlegungsbescheid erlassen 
wird oder ein zulässiger Umlegungsvertrag oder ein zulässiges 
Umlegungsübereinkommen zustande kommt und die Gemeinde oder 
mindestens die Hälfte der Eigentümer der umzulegenden Grundstücke oder 
Grundstücksteile, auf die mindestens 50 v. H. der umzulegenden Grundfläche 
entfallen müssen, die Einstellung des Verfahrens beantragen. 

(3) Die Verordnung über die Einstellung des Umlegungsverfahrens ist 
über die rechtsverbindliche Kundmachung hinaus auf der Internetseite des 
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Landes Tirol sowie an der Amtstafel der Gemeinde während zweier Wochen 
bekannt zu machen. Diese Bekanntmachungen bilden keine Voraussetzung für 
das Inkrafttreten der Verordnung. Die Gemeinde hat die Bekanntmachung an 
der Amtstafel der Gemeinde durchzuführen. Die Verordnung ist weiters dem 
Grundbuchsgericht, der Agrarbehörde und dem Vermessungsamt sofort 
mitzuteilen. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts wegen die 
Anmerkung nach § 83 Abs. 8 erster Satz zu löschen. 

(3) Die Verordnung über die Einstellung des Umlegungsverfahrens ist 
unverzüglich nach ihrer Kundmachung der Gemeinde, dem 
Grundbuchsgericht, der Agrarbehörde und dem Vermessungsamt mitzuteilen. 
Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts wegen die Anmerkung nach 
§ 83 Abs. 8 erster Satz zu löschen. 

(4) Mit der Einstellung des Umlegungsverfahrens treten ein allfälliger 
Bebauungsplan mit den Festlegungen des Erschließungsplanes und ein 
allfälliger geänderter Flächenwidmungsplan nach § 93 außer Kraft. 
Gleichzeitig treten die zuvor bestandenen Bebauungspläne und Widmungen 
wieder in Kraft. 

§ 125 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

Die Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener 
nach § 3 Abs. 1, § 9 Abs. 3, § 14 Abs. 4, § 83 Abs. 6, § 85 Abs. 2, § 86 Abs. 4, 
§ 89 Abs. 2, § 94 Abs. 8, § 95 Abs. 2, 3 und 4, § 98 Abs. 3 und § 100 Abs. 1 
lit. d, sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

§ 125 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

Die Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener 
nach § 3 Abs. 1, § 9 Abs. 3, § 14 Abs. 4, § 85 Abs. 2, § 89 Abs. 2, § 95 Abs. 2, 
3 und 4 und § 100 Abs. 1 lit. d, sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

 

Artikel V 

Änderung des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke sind Grundstücke, die 
ganz oder teilweise im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke genutzt werden. Als land- oder 
forstwirtschaftliche Grundstücke gelten weiters Grundstücke, die zwar nicht im 
Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes, aber doch in einer für 
die Land- oder Forstwirtschaft typischen Weise genutzt werden. Durch die 
Aussetzung der land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung eines bisher im Sinn 
des ersten oder zweiten Satzes genutzten Grundstückes verliert dieses nicht die 
Eigenschaft als land- oder forstwirtschaftliches Grundstück. Als land- oder 
forstwirtschaftliche Grundstücke gelten auch Grundstücke mit land- oder 
forstwirtschaftlichen Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden sowie solche Gebäude 
selbst, wenn nur diese Gegenstand eines Rechtserwerbes sind. Die 
Bezeichnung eines Grundstückes im Grundsteuer- oder Grenzkataster ist für 
dessen Beurteilung als land- oder forstwirtschaftliches Grundstück nicht 
maßgebend. Baugrundstücke (Abs. 3) gelten nicht als land- oder 
forstwirtschaftliche Grundstücke. 

(2) Ein land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb ist jede selbstständige 
wirtschaftliche Einheit, in deren Rahmen land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke bewirtschaftet werden und die geeignet ist, zum Lebensunterhalt 
des Bewirtschafters und seiner Familie beizutragen. 

(3) Baugrundstücke sind: 
 a) bebaute Grundstücke, das sind solche, die mit Gebäuden, mit 

Ausnahme von land- oder forstwirtschaftlichen Wohn- oder 
Wirtschaftsgebäuden, bebaut sind; als bebaute Grundstücke gelten 
auch baulich in sich abgeschlossene Teile eines Gebäudes, die als 
Wohnungen, Geschäftsräume, Kanzleien, Ordinationen und 
dergleichen verwendet werden; 

 b) unbebaute Grundstücke, die im Flächenwidmungsplan als Bauland, als 
Vorbehaltsfläche oder als Sonderfläche, ausgenommen Sonderflächen 
für Schipisten, für Schiübungswiesen, für Hofstellen, für 
landwirtschaftliche Intensivtierhaltung, für Austraghäuser, für sonstige 



84 

 

land- und forstwirtschaftliche Gebäude und für Anlagen zur 
Aufbereitung mineralischer Rohstoffe, gewidmet sind; 

 c) unbebaute Grundstücke, die innerhalb der im örtlichen 
Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 1 lit. d und e des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022, LGBl. Nr. 43/2022, in der jeweils 
geltenden Fassung zur Befriedigung des Wohnbedarfes und für 
Zwecke der Wirtschaft festgelegten baulichen Entwicklungsbereiche 
liegen. 

Grundstücke, auf denen sich in Relation zur Grundstücksgröße ausschließlich 
Gebäude von untergeordneter Bedeutung, wie Garagen, Geräteschuppen, 
Bienenhäuser, Gartenhäuschen und dergleichen, befinden, gelten nicht als 
bebaut im Sinn dieses Gesetzes. 

(4) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke mit anderen Gebäuden 
als land- oder forstwirtschaftlichen Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden gelten als 
land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke, wenn das gesamte Grundstück 
oder ein Grundstücksteil Gegenstand eines Rechtserwerbes ist. Ist nur das 
Gebäude Gegenstand eines Rechtserwerbes, so gilt dieses als Baugrundstück. 

(5) Als Landwirt gilt, 
 a) wer einen landwirtschaftlichen Betrieb allein oder zusammen mit 

Familienangehörigen oder mit den darüber hinaus allenfalls 
erforderlichen landwirtschaftlichen Dienstnehmern bewirtschaftet oder 

 b) wer nach dem Erwerb eines landwirtschaftlichen Betriebes oder eines 
landwirtschaftlichen Grundstückes eine Tätigkeit im Sinn der lit. a 
ausüben will und die dazu erforderlichen Fähigkeiten aufgrund seiner 
zumindest fünfjährigen praktischen Tätigkeit oder seiner fachlichen 
Ausbildung nachweisen kann und erklärt, dass er den 
landwirtschaftlichen Betrieb bzw. das landwirtschaftliche Grundstück 
entsprechend einem vorzulegenden, fachkundig erstellten 
Betriebskonzept nachhaltig und ordnungsgemäß bewirtschaften wird; 
der Nachweis der fachlichen Ausbildung wird erbracht durch: 

 1. die erfolgreiche Ablegung der Facharbeiterprüfung nach § 7 des 
Tiroler Land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsausbildungsgesetzes 2000, LGBl. Nr. 32/2000, in der jeweils 
geltenden Fassung oder einer gleichwertigen Prüfung nach dem 
betreffenden Gesetz eines anderen Bundeslandes; 

 1. Erwerb der Facharbeiterqualifikation nach § 7 des Land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes 2024, BGBl. I 
Nr. 42/2024; 

 2. die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung an einer höheren 
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt; 

 3. die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung an einer 
landwirtschaftlichen Fachhochschule; 

 4. die erfolgreiche Absolvierung eines landwirtschaftlichen Studiums 
an der Universität für Bodenkultur; 

 5. die erfolgreiche Absolvierung einer Ausbildung an der Hochschule 
für Agrar- und Umweltpädagogik. 

Die erforderlichen Fähigkeiten können auch durch gleichwertige Prüfungen 
bzw. Ausbildungen in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem anderen 
Vertragsstaat des EWR-Abkommens oder in sonstigen Staaten, soweit 
unionsrechtliche oder staatsvertragliche Verpflichtungen bestehen, 
nachgewiesen werden. 

(6) Interessenten sind 
 a) Landwirte, die bereit sind, anstelle des Rechtserwerbers ein 

gleichartiges Rechtsgeschäft unter Lebenden über den 
landwirtschaftlichen Betrieb oder das landwirtschaftliche Grundstück 
abzuschließen, wenn sie glaubhaft machen, dass 

 1. die Bezahlung des ortsüblichen Preises, Bestandzinses oder 
Nutzungsentgelts und die Erfüllung sonstiger ortsüblicher, für den 
Veräußerer nach objektiven Maßstäben notwendiger 
rechtsgeschäftlicher Bedingungen gewährleistet ist, 

 2. der Erwerb den im § 1 Abs. 1 lit. a Z 1 genannten Grundsätzen 
dient und 

 3. 

 aa) im Fall des Erwerbes von landwirtschaftlichen Grundstücken 
ihr landwirtschaftlicher Betrieb einer Aufstockung bedarf und 
sie die Absicht haben, das Grundstück im Rahmen dieses 
Betriebes nachhaltig und ordnungsgemäß zu bewirtschaften 
oder 

 bb) im Fall des Erwerbes von landwirtschaftlichen Grundstücken, 
die in den letzten zehn Jahren im Rahmen desselben 
landwirtschaftlichen Betriebes mitbewirtschaftet wurden und 
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für den Betrieb des Pächters von wesentlicher Bedeutung im 
Sinn des § 7a Abs. 9 sind, sie die pachtweise Bewirtschaftung 
durch den Landwirt, der diese Grundstücke zuletzt 
bewirtschaftet hat, weiterhin für die Dauer von mindestens 
zehn Jahren gewährleisten; 

 b) der Landeskulturfonds, wenn er bereit ist, anstelle des 
Rechtserwerbers ein gleichartiges Rechtsgeschäft unter Lebenden über 
den landwirtschaftlichen Betrieb oder das landwirtschaftliche 
Grundstück abzuschließen und er glaubhaft macht, dass 

 1. die Bezahlung des ortsüblichen Preises, Bestandzinses oder 
Nutzungsentgelts und die Erfüllung sonstiger ortsüblicher, für den 
Veräußerer nach objektiven Maßstäben notwendiger 
rechtsgeschäftlicher Bedingungen gewährleistet ist und 

 2. der Betrieb oder das Grundstück für die Aufgaben und Zwecke 
nach § 1 Abs. 1 lit. k des Gesetzes über den Landeskulturfonds, 
LGBl. Nr. 65/2005, in der jeweils geltenden Fassung verwendet 
wird, für Infrastruktur- bzw. Siedlungsprojekte von öffentlichem 
Interesse und für Betriebsansiedelungen jedoch nur, insoweit diese 
land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken dienen; 

 c) der Tiroler Bodenfonds, wenn er bereit ist, anstelle des 
Rechtserwerbers ein gleichartiges Rechtsgeschäft unter Lebenden über 
den landwirtschaftlichen Betrieb oder das landwirtschaftliche 
Grundstück abzuschließen und er glaubhaft macht, dass 

 1. die Bezahlung des ortsüblichen Preises, Bestandzinses oder 
Nutzungsentgelts und die Erfüllung sonstiger ortsüblicher, für den 
Veräußerer nach objektiven Maßstäben notwendiger 
rechtsgeschäftlicher Bedingungen gewährleistet ist und 

 2. der Betrieb oder das Grundstück für die Aufgaben nach § 103 
Abs. 5 lit. c, gegebenenfalls in Verbindung mit lit. e, des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 verwendet wird. 

(7) Ausländer sind: 
 a) natürliche Personen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft 

besitzen; 
 b) juristische Personen, die ihren Sitz im Ausland haben oder deren 

Gesellschaftskapital oder Anteile am Vermögen (wie Namens- oder 

Stammaktien, Stammeinlagen und ähnliche Rechte) mindestens zur 
Hälfte Ausländern gehören; 

 c) eingetragene Personengesellschaften, die ihren Sitz im Ausland haben 
oder deren Gesellschafter mindestens zur Hälfte nicht die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder deren 
Gesellschaftsvermögen mindestens zur Hälfte Ausländern gehört; 

 d) Stiftungen und Fonds, die zwar ihren Sitz im Inland haben, deren 
Vermögen oder Erträgnisse nach dem Stiftungs- bzw. Fondszweck 
jedoch mindestens zur Hälfte Ausländern zukommen; 

 e) Vereine, die zwar ihren Sitz im Inland haben, deren Mitglieder jedoch 
mindestens zur Hälfte nicht die österreichische Staatsbürgerschaft 
besitzen. 

(8) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Wohnungen oder sonstige Teile von 
Gebäuden im Sinn des § 13 Abs. 1 in Verbindung mit den Abs. 1a und 2 des 
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022. 
 

§ 11 

Inhalt der Erklärung, Frist für die Bebauung 

(1) Beim Rechtserwerb an einem Grundstück nach § 9 Abs. 1 hat der 
Rechtserwerber zu erklären, dass das Grundstück innerhalb der Frist nach 
Abs. 2 dem der Flächenwidmung entsprechenden Verwendungszweck 
zugeführt, insbesondere bebaut, werden soll, es sei denn, dass das Grundstück 
aufgrund seiner Größe, Form oder Lage einer geordneten Bebauung nicht 
zugänglich ist. 

(2) Ein unbebautes Baugrundstück ist innerhalb folgender Fristen dem der 
Flächenwidmung entsprechenden Verwendungszweck zuzuführen: 
 a) wenn der Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstück im 

Gewerbe- und Industriegebiet im Sinn des § 39 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 oder in jenen Teilen von Mischgebieten, 
für die eine Festlegung nach § 40 Abs. 6 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 vorliegt, zum Zweck der Erweiterung 
einer gewerblichen oder industriellen Anlage erfolgt und das 
Grundstück hierfür geeignet ist, eine hierfür angemessene Fläche 
aufweist und an ein Grundstück im Eigentum des Erwerbers 
unmittelbar angrenzt oder zumindest in der unmittelbaren Nähe zu 
diesem liegt, innerhalb von 20 Jahren, 
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 b) wenn der Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstück durch 
eine als gemeinnützig anerkannte Bauvereinigung erfolgt, innerhalb 
von 20 Jahren, 

 c) b) in allen anderen Fällen innerhalb von zehn Jahren. 
Die Fristen nach lit. a und b lit. a, b und c beginnen ab dem Eingang der 
Anzeige nach § 23 Abs. 1 bei der Grundverkehrsbehörde zu laufen, im Fall des 
Rechtserwerbs an Grundstücken, die innerhalb der im örtlichen 
Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 1 lit. d und e des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 zur Befriedigung des Wohnbedarfes und für 
Zwecke der Wirtschaft festgelegten baulichen Entwicklungsbereiche liegen, 
jedoch erst mit dem Vorliegen der entsprechenden Flächenwidmung. 
Zeiträume, in denen es aufgrund raumordnungsrechtlicher Bestimmungen 
nicht zulässig ist, das Grundstück dem der Flächenwidmung entsprechenden 
Verwendungszweck zuzuführen, sind in diese Fristen nicht einzurechnen. Ist 
das Grundstück nach der entsprechenden Flächenwidmung mit einem Gebäude 
zu bebauen, so gilt die Errichtung eines Gebäudes von untergeordneter 
Bedeutung im Sinn des § 2 Abs. 3 zweiter Satz nicht als Bebauung. 

(3) Wird ein unbebautes Baugrundstück nicht innerhalb der Frist nach 
Abs. 2 dem der Flächenwidmung entsprechenden Verwendungszweck 
zugeführt, insbesondere bebaut, oder entgegen einer Vereinbarung nach § 6 
Abs. 10 lit. c nicht innerhalb der Frist nach Abs. 2 lit. b ab dem Vorliegen der 
entsprechenden Flächenwidmung für Zwecke des geförderten Wohnbaus 
verwendet, so hat die Grundverkehrsbehörde dies mit schriftlichem Bescheid 
festzustellen. Nach dem Eintritt der Rechtskraft dieser Entscheidung ist das 
Grundstück auf Antrag der für das Land Tirol einschreitenden 
Grundverkehrsbehörde vom Gericht in sinngemäßer Anwendung des § 352 der 
Exekutionsordnung zu versteigern. Der Verpflichtete ist vom Bieten 
ausgeschlossen. Die Grundverkehrsbehörde kann vom Antrag auf 
Versteigerung absehen, wenn der Verlust des Eigentums für den Verpflichteten 
aufgrund von Umständen, die ohne sein Verschulden eingetreten sind, eine 
unbillige Härte bedeuten würde. 
 


